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in der Folge des 


1 SIE 


Gedanken und Vorſchläge zur Siedlungsreform 


von Ernſt Nadolny-Königsberg, Pr. 


Die Zuſammenfaſſung des Siedlung verfahrens Entwicklung, die in dieſer Neugeſtaltung des Siedlungs⸗ 
ei "he iſt für die Zukunft mit Ernſt und Eifer 5 £ 

ee it At ae Vereinfachung des e n ar ſich gehen. Ihr muß 
Verfahrens und die vom Reiche bereits übernommene n egrich ung gegeben werden. 
1 der Siedlung ſind die tragenden Gründe Es iſt nicht zu leugnen, daß im bisherigen Sied⸗ 
für dieſe ee En 95 0 f . Di Doltsbewegung nicht zu 
a: den Verfaſſer der Überzeugung von ns 10 000 1 5 1 5 De 8 m 
find daß der Vorbereitung der geſetzlichen Maßnahme 0000 landwirtſchaftlichen Siedlungen 
ene nere dee er ai e  qu Erne abet wenn eee der patchen dug 
flußte Arbeiten dienen können. orber in DM c 2 ei der praktiſchen Durch—⸗ 
ſcheint uns gerade jetzt wel de eee n führung der Siedlungsarbeit beſtehen heute erſchwe⸗ 
der Schwebe ſind. rende Hemmungen. Die beteiligten Behörden und 
E ee ann eee oft gegen⸗ 
Nach dem Urteil beſonders unterrichteter Sach⸗ einander, ſelten mi einander. Die Zahl der an dem 
9 wird die i 1 1 n Stellen iſt bei weitem 
i f ützt durch den beſtinmten Willen zu groß. Nicht nur die unmittelbar Beteiligten, 
ber au, e Volkskreiſe, in Deutſch⸗ d. h. die Miniſterien (das Reichsarbeitsminiſterium, 
land zu einer Siedlungsbewegung 9 715 a ‚Freubilibe a e und das 
führen. Es ijt beſonders das eben der manzminiſterium), die Siedlungsbank, die Landes⸗ 
1 und arbeitswilligen Deutſchen nach einer rentenbank, die Kulturbehörden, die Siedlungsträger 
Selbſtverſorgerſtätte. Das iſt weit mehr als jede und die Siedler kommen in Betracht, ſondern noch 
Art von Agrarreform. Es kommt nicht mehr o eine ganze Reihe anderer Behörden und Verbände 
ſehr darauf an, den Großgrundbeſitz in Kleinbeſitz ſind mittelbar dabei beteiligt. Aber auch bei den 
umzugeſtalten. Es 7 15 1 die ee N ea keine klare 

Verländlichung der Städte, d. h. um die Zuſammen⸗ rbeitsteilung. Einige Beiſpiele: 
ziehung = Stadt und Land in ein großes orga⸗ Die Bewertung des Gutes beim Ankauf zur Sied⸗ 
niſches Arbeits⸗ und Lebensgebiet. Eingehend iſt lung und die Anforderung und Sicherung der Zwiſchen⸗ 
über Inhalt und Ziel dieſer Bewegung in Heft 7 kreditforderungen im Grundbuch ergibt dauernd 
dieſer Zeitſchrift berichtet worden. Erſt nach Löjung Hemmungen und Erſchwerungen bei den zuſtändigen 
dieſer Aufgabe 1 ee es in Deutſch⸗ 1 und erfordert Unmengen an Schreibarbeit 

land ausreichenden Lebensraum haben. und Zeit. 

Die Bewegung der Volksmaſſen aus der Stadt Die Regelung der öffentlich⸗rechtlichen Verhält⸗ 
auf das Land iſt das Primäre. Aber die bisherige niſſe, die für eine Zeit paßten, als die Siedlungs⸗ 
Verſtädterung läßt ſich nicht plötzlich umbilden. Die aufgabe mehr eine Angelegenheit der auf Gewinn 
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gerichteten privatwirtſchaftlichen Tätigkeit war, wird 


heute noch im Rahmen des Siedlungsvorgangs in einem 
ſehr komplizierten Verfahren durchgeführt, obwohl 
es doch Sache der Verwaltungsbehörden außerhalb 
des Siedlungsverfahrens ſein müßte, die erforder— 
lichen Regelungen zu treffen, ohne daß die Durch— 


führung der Siedlung davon berührt wird, zumal 


auch jetzt ſchon im weſentlichen der Staat die ent⸗ 
ſprechenden Koſten zu tragen hat. Bei den 
neueren Umgemeindungen mit 
tragenderen Entſcheidungen iſt einfacheres Ver⸗ 
fahren eingeführt. Sollte das nicht auch im Sied— 
lungsverfahren möglich ſein? 


Die Prüfung bei Zahlung von Beihilfen, die der 
Kulturamtsvorſteher angeordnet und geldlich feit | 


gelegt hat, kann er ſelbſt nicht verantwortlich durch— 


führen. Es iſt ſchwer zu begreifen, daß der Kultur⸗ 


amtsvorſteher weittragende Leiſtungsbeſcheide er— 


laſſen kann, aber nicht auch die dem Staat daraus 


erwachſenden Verpflichtungen zur Hergabe der Staats⸗ 
beihilfen erfüllen darf. 

Ausbauſiedlungen, d. h. ſolche, deren Gebäude 
vom Siedler ſpäter noch erweitert oder vervoll- 


ſicherlich weit⸗ 


wenn es ſich darum handelt, einem Siedlungsunter⸗ 
nehmer eine von ihm unter Mitwirkung der Siedlungs- 
behörde fertiggeſtellte und von der Siedlungsbehörde 
zu allen Zeiten beaufſichtigte Arbeit abzunehmen? 
Das Grundſtück wird vor dem Beginn der Siedlung 
geſchätzt. Der Preis, zu welchem das Land an die 
Siedler abgegeben werden kann, wird von der Be⸗ 
hörde beſtimmt. Die Gebäude werden nach dem 
von der Behörde gutgeheißenen Plan zu beſtimmten 
Preiſen ausgeführt. Gemäß dieſem Plane werden 
die Baukredite gewährt. Die Bauausführung wird 
von der Behörde überwacht. Nach Fertigſtellung 
werden die Gebäude von der Behörde abgenommen. 
Die Kaufverträge, mit welchen die Siedlerſtellen an 
die Siedler verkauft werden, werden nochmals von 
der Siedlungsbehörde genehmigt. Damit muß aus⸗ 
reichend und häufig genug der Wert einer Siedler⸗ 
ſtelle feſtgelegt worden ſein, um die auf einer be⸗ 
ſtimmten Grundlage dem Siedlungsunternehmer ge- 
gebenen Zwiſchenkredite nunmehr als Hypotheken 


auf die einzelne Siedlerſtelle und auf die Siedler 


ſtändigt werden ſollen, haben in den erſten Jahren 


nach der übergabe weniger Zinſen zu zahlen. Wer 
das Urteil darüber abzugeben hat, was als Ausbau— 
ſiedlung zu bezeichnen iſt, läßt ſich nicht feſtſtellen. 
Auch ſonſt läßt ſich das Urteil der für die Feſtſetzung 
der Baubedingungen für die Siedlergebäude, insbe⸗ 
ſondere der Vorbedingungen für ihre Bezeichnung als 


Ausbaugebäude verantwortlichen Stellen, nur mit 


Mühe erreichen. Ein Beiſpielsfall hat gezeigt, daß 
bei der Genehmigung eines Bautyps nicht nur die 
höhere und die zentrale Verwaltungsbehörde, ſondern 


auch die Siedlungsbank als geldgebende Stelle hat 


gefragt werden müſſen. Dieſe Schwierigkeiten führen oft 
dahin, daß der Siedlungsunternehmer die Bauarbeiten 
nicht rechtzeitig vorbereiten laſſen kann. Solche ver⸗ 
gebliche Arbeit lohnt den Aufwand um ſo weniger, 
als in den letzten fünf Jahren eine Gehöftsgeſtaltung 
in großer Mannigfaltigkeit aufgetreten iſt, ohne daß 
das Idealgehöft gefunden werden konnte. 

Mit der immer mehr geſteigerten Siedlungs- 
tätigkeit hat der Abſchluß der Beſiedlung durch 
Bildung des Rezeſſes nicht Schritt gehalten. Bei 
den Siedlungsunternehmern haben ſich daher die 


Siedlungsſachen, bei denen der tatſächliche Beſied⸗ 


lungsvorgang beendet iſt, als reine Verwaltungs⸗ 
angelegenheiten in ſtarkem Maße gehäuft. Das iſt 


ein Zuſtand, der ſich je länger deſto mehr zu einer 
ſchweren Laſt für den im großen Umfange betei⸗ 


ligten Siedlungsunternehmer entwickelt hat. Es wird 
immer ſchwieriger, dieſe Rückſtände zu erledigen und 
gleichzeitig in erhöhtem Umfange neue Kolonien zu 
begründen. 

Ein weiteres Hindernis für den grundbuchmäßigen 
Abſchluß der Beſiedlung beſteht darin, daß es in 
den letzten Jahren unmöglich geweſen iſt, Werttaxen 


über die geſchaffenen Siedlerſtellen zu finden. | 


Iſt eine ſolche Werttaxe überhaupt von Bedeutung, 


umlegen zu können. ; 
JE 

Dieſe wenigen, aus der Geſamtheit des Materials 
angedeuteten Hemmungen machen eine derartige Fülle 
von Arbeiten und Nebenarbeiten erforderlich, daß 
es den Behörden und Siedlungsträgern trotz raſt⸗ 
loſer Arbeit nicht gelingt, den gewünſchten Siedlungs- 
erfolg zu erreichen. Wenn ein Mitglied einer im 
Siedlungsweſen leitenden Stelle ſchreibt: „Die 
Schwierigkeit im Siedlungsverfahren liegt aber nun 
einmal darin, daß ſo viele nicht immer im Einver⸗ 
nehmen miteinander handelnde Behörden für jede 
Sache zuſtändig find, daß 90% aller angeſetzten 
Kräfte ſich darin erſchöpfen, die dadurch ſich er⸗ 
gebenden Reibungswiderſtände zu überwinden“, ſo 
iſt das ein mahnendes Zeichen für die Notwendigkeit 
ſofortiger Abhilfe. Aus dieſem Grunde wird heute 
mit Recht eine Verwaltungsreform im Siedlungs⸗ 
weſen angeſtrebt. Die hierbei gegebenen Möglich⸗ 
keiten ſollen hier unter Ausſcheidung des materiellen 
Rechtes und der Finanzierung der Siedlung er- 
örtert werden. 

Die ſtaatspolitiſchen, die wirtſchaftlichen und 
die zahlenmäßigen Grundlagen für das Siedlungs⸗ 
weſen ſind völlig anders geworden als ſie bei Be⸗ 
ginn des modernen Siedlungsweſens um 1886 und 
1890 geweſen ſind. Das Siedlungsweſen faßt heute 
den Begriff für alle Aufgaben zuſammen, die in der 
Reichsverfaſſung dem Reich und den Ländern auf 
dem Gebiete des ſtädtiſchen und ländlichen Wohnens 
und der den wirtſchaftlichen Grundſätzen angepaßten 
Politit der Bevölkerungsverteilung übertragen ſind. 
Zur Durchführung dieſer Aufgaben, die im ganzen 
Reich bei allen durch örtliche und regionale Ver⸗ 
ſchiedenheiten bedingten Unterſchieden doch nach ein⸗ 
heitlichen Grundſätzen geſtaltet werden müſſen, fehlt 
eine in ihrem Verwaltungsaufb au in ſich 
geſchloſſene Organiſation. Die Siedlungsarbeit 
wurde bisher zum Schaden ihres Geſamterfolges von 
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den verſchiedenſten Stellen nach den verſchiedenſten 
Geſichtspunkten und Richtlinien durchgeführt. Bald | 
ſtand der bevölkerungspolitiſche, bald der ernährungs⸗ | 
wirtſchaftliche, bald der ſoziale Geſichtspunkt im Vor⸗ 
dergrund. Hinzu kommt, daß auch noch der Anterſchied | 
zwiſchen ſtädtiſcher, ländlicher und landwirtſchaft⸗ 
licher Siedlung und der fernere Anterſchied zwiſchen 
Rentengutsverfahren und Reichsheimſtättenverfahren 
i ädlich auswirkten. ER 
N ſcheint es notwendig, die 
geſamten Aufgaben des Siedlungsweſens 
unter einem einheitlichen Leitgedanken | 
planmäßig zuſammenzufaſſen, aufeinander 
abzuſtellen und in den einfachſten Verfahren 
durchzuführen. 
9 iſt dabei, daß alle Aufgaben, 
die bisher den Landeskulturbehörden, provinziellen | 
Siedlungsgeſellſchaften und den Wohnungsfürſorge⸗ | 
geſellſchaften übertragen waren, zuſammengehören 
und ſich mit der Landesplanung verbinden müſſen, 
die in der bisherigen Siedlungs- und Wohnbau⸗ 
tätigkeit häufig vernachläßigt wurde. Es iſt dem⸗ 
nach unerläßlich, die Gejamtaufgaben und die Ges | 
ſamtorganiſation geſetzlich zuſammenzufaſſen. 
Die hier vertretene Auffaſſung der Siedlungsauf⸗ | 
gabe macht es notwendig, eine verantwortliche | 
Stelle mit ihrer Löſung zu beauftragen. Da die 
Siedlung nach dieſem Begriff eine Lebensfrage des 
deutſchen Volkes iſt, iſt ſie Aufgabe des Reichs. 
Andererſeits iſt aber die Siedlung ſo weitgehend 
eine wirtſchaftliche Angelegenheit, daß ihre be⸗ 
hördliche Löſung ſich nicht empfiehlt. Deswegen 
muß eine Organiſation geſchaffen werden, die öffent⸗ 
lich⸗rechtlicher Natur, aber doch beweglich genug | 
fein muß, um ſich den jeweiligen wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen anzupaſſen. In ihr muß den Behörden g 
des Reichs, der Länder und der Selbſtverwaltung, 
ſowie den Wirtſchaftsverbänden ein ausreichender 
Einfluß eingeräumt ſein. ö 
Für ebe in größeren Wirtſchafts⸗ 
bezirten, die ſich vielleicht denen der Landesarbeits⸗ 
ämter anpaſſen könnten, Landesſiedlungsan⸗ | 
ſtalten errichtet werden. Ihnen müſſen alle Be⸗ 
fugniſſe übertragen werden, welche die bisher mit 
der Siedlungstätigkeit befaßten Verwaltungsſtellen 


der Länder und die gemeinnützigen Siedlungsunter⸗ 
nehmungen auszuüben haben. . 

Da den Landesſiedlungsanſtalten weitgehende 
Hoheitsrechte als Aufgaben der allgemeinen Reichs⸗ 
verwaltung zu übertragen ſind, muß für ihre Organi⸗ 
ſation eine Rechtsform gewählt werden, die eine 
Übertragung derartiger Befugniſſe zuläßt. Dies kann g 
nur die „Anſtalt des öffentlichen Rechtes“ ſein. Dieſe 
Unternehmungsform läßt es nicht zu, daß in ihren 
Arbeitskreis zugleich Privataufgaben und Geſchäfte 
mit Riſiko und Gewinnchance aufgenommen werden. | 
Die Anſtalten des öffentlichen Rechts dürfen in der g 
Regel nur gegen beſtimmte Gebühren tätig werden, 
wenn fie in ihrem öffentlich⸗rechtlichen Charakter 
nicht gefährdet und zu einem kommerziellen Staats⸗ 


im eigenen Namen. 


unternehmen werden ſollen. Die für die Schnelligkeit 
und Einheitlichkeit des Siedlungsverfahrens dringend 
notwendige Vereinigung der behördlichen und ge⸗ 
ſchäftlichen Siedlungstätigkeit bei den Landes⸗ 
ſiedlungsanſtalten mit örtlichen notfalls einzurichten⸗ 
den Siedlungsanſtalten iſt aber dennoch möglich, 
wenn das Verfahren entſprechend geſtaltet wird. Die 
Landesſiedlungsanſtalten werden als Treuhänder 


gegen beſtimmte Gebühren tätig. Sie ſind gleichzeitig 


Treuhänder für die Siedler und die Deutſche 


Siedlungsbank. 


Eine Siedlung auf Rechnung der Siedler empfiehlt 
ſich dann, wenn für ein beſtimmtes Siedlungsgut 
ſchon vor Beginn der Beſiedlung die genügende 
Anzahl von Bewerbern vorhanden iſt. Dieſe konnen 
zur Siedlergruppe zuſammengeſchloſſen werden. Dann 
wird die Gruppe Träger des Verfahrens im Rechts⸗ 
ſinne. Da aber unſer bürgerliches Recht keine geeig⸗ 
nete, insbeſondere keine einfache Rechtsform für dieſe 
Gruppen enthält, iſt von den Siedlern ein Bevoll- 
mächtigter als Siedlungsunternehmer zu beſtellen, 
mit dem die zuſtändige Siedlungsanſtalt die Verträge 
in der Weiſe abſchließt, daß jeder Siedler den auf 
ihn nach der Geſamtzahl der Siedler und der Morgen⸗ 
zahl ſeiner Stelle entfallenden Bruchteil des Riſikos 
zu tragen hat. Die Gebühr für die Betreuung durch 
die Landesſiedlungsanſtalt iſt den Siedlungsunkoſten 
zuzuſchlagen. 

Da aber die Bildung einer Gruppe nicht immer, 
vor allem nicht immer rechtzeitig möglich ſein wird, 
muß bei der Landesſiedlungsanſtalt auch ein freieres 
Verfahren vorgeſehen werden. Bei dieſem wird die 
Landesſiedlungsanſtalt wiederum als Treuhänder 
für die anzuſetzenden, bei Beginn des Siedlungs⸗ 
vorganges namentlich noch nicht bekannten Siedler 
tätig. Das Siedlungsgrundſtück erwirbt die Landes⸗ 
ſiedlungsanſtalt zwar im eigenen Namen. Sie ver⸗ 
gibt auch den Auftrag an den Siedlungsunternehmer 
n ) Verantwortlicher Treuhänder 
für den Siedlungsvorgang bleibt die Landes 
ſiedlungsanſtalt, die alle Handlungen des Gied- 
lungsunternehmers zu überwachen hat. Die Ab- 
rechnung und die Feſtſtellung des Verkaufs⸗ 
preiſes für die Einzelſtelle wird aber in der 
Weiſe vorgenommen, als wenn die Siedlung von 
vornherein auf Rechnung der Siedler durchgeführt 
worden wäre. Daß die Siedlungen im Endergebnis 
eine im Verhältnis zu der Ertragsfähigkeit anderer 
Siedlungen gleiche Belaſtung haben, muß durch Mit⸗ 
wirkung der Siedlungsbank, die durch ihre Bezirks⸗ 
leiter im Präſidium der Landesſiedlungsanſtalt ihren 
Einfluß geltend machen kann, geſichert werden. In⸗ 
ſofern iſt die Landesſiedlungsanſtalt gleichzeitig vom 
Beginn des Siedlungsvorganges auch Treuhänder 
der Siedlungsbank. Dabei muß als Grundſatz für 
die Ausführung der Siedlung feſtgelegt werden, daß 
ſie unter der größtmöglichen Heranziehung der Privat⸗ 
wirtſchaft erfolgt. Es muß zuläſſig ſein, daß die Landes⸗ 
ſiedlungsanſtalt die praktiſche Siedlungsarbeit zu 
einem Feſtpreiſe an private örtliche Siedlungsunter⸗ 
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nehmer überträgt, die im jtändigen Einvernehmen mit 
derzuftändigen Siedlungsanſtalt die Zwiſchenwirtſchaft 


und die Beſiedlung durchzuführen haben. Da aber bei 


einer derartig weitgehenden Heranziehung der Privat⸗ 


wirtſchaft vorher auch bei vorſichtigſter Arbeit nicht 
zu überſehende Verluſte, z. B. durch einen Konkurs 
des Siedlungsunternehmers entſtehen können, muß 
für dieſe Fälle ein Ausgleichsfonds geſchaffen werden, 
damit der einzelne Siedler durch dieſe außer dem 
gewöhnlichen Rahmen des Siedlungsvorganges 


liegenden Zufälle wirtſchaftlich nicht berührt wird. 
Dieſen Ausgleichsfonds bei der Landesſiedlungsanſtalt 
vorzuſehen, iſt wegen ihres öffentlich-rechtlichen Cha⸗ 
rakters und ihrer hoheitsrechtlichen Befugniſſe aus 
grundſätzlichen Rechtserwägungen bedenklich. Darum 
iſt dieſer Ausgleichsfonds, der auch als Reſerve be— 
zeichnet werden kann, bei der Siedlungsbank zu bilden. 

Bei dieſer Konſtruktion wird die Deutſche Sied⸗ 
lungsbank nicht Siedlungsträger, ſie übernimmt aber 
den Teil des Riſikos, den die Siedler und die Unter⸗ 
nehmer aus wirtſchaftlichen Gründen, die Landes⸗ 


ſiedlungsanſtalt aus rechtlichen Gründen nicht zu tragen 


in der Lage ſind. Die Siedlungsbank kann dieſes 
Riſiko übernehmen, weil ſie rechtlich zwar eine 
Anſtalt des öffentlichen Rechtes iſt, aber als Wirt⸗ 
ſchaftsunternehmen keine hoheitsrechtlichen Befug⸗ 
niſſe hat und wirtſchaftlich das Dauerriſiko ſchon 
als Geldgeberin trägt, denn ſie muß die Siedlungen 
regelmäßig bis zu 90% des Schätzungswerts be— 


aufzubringen haben. 
Die banktechniſch notwendige Scheidung des Bank⸗ 
geſchäfts von dem mit dem Ausgleichs-Riſiko ver⸗ 


bundenen Siedlungsgeſchäft wird dadurch gewähr⸗ 


leiſtet, daß für die mit dem Siedlungsgeſchäft ver⸗ 
bundenen Aufwendungen eine Ausgleichsrücklage ge⸗ 
ſchaffen wird. Dieſe muß ſo geſpeiſt werden, daß 
in dem Finanzierungsplan eines jeden Objekts ein 
beſtimmter, der Wirtſchaftslage angemeſſener Betrag 
für den Riſikoausgleich einzuſetzen iſt und nach Ab⸗ 


ſchluß der Beſiedlungen an die Siedlungsbank ab- | 


geführt wird. 

Es iſt demnach in allen Fällen ſo vorzu— 
gehen, daß die Landesſiedlungsanſtalt als 
die betreuende Stelle das Siedlungsgrund— 


hängt davon ab, in welchem Umfange man ihre 
Aufgaben in organiſche Verbindung mit der ländlichen 
Siedlung nach den Grundſätzen der wirtſchaftlich beſten 
Landesplanung bringt. Die Einzelheiten dieſer Or⸗ 
ganiſation und ihrer Arbeitsweiſe ſollen in dieſem 
Aufſatz unerörtert bleiben. 

Der zur Kontrolle dieſer Verantwortlichkeit not⸗ 
wendige Einfluß des Reiches bei den Landesſiedlungs⸗ 
anſtalten iſt durch die Aufſicht des Reiches geſichert. 
Das für den Geſchäftskreis der Landesſiedlungsan⸗ 
ſtalten zuſtändige Reichsminiſterium könnte das Reichs⸗ 
arbeitsminiſterium ſein. Dann könnten die Landes⸗ 
ſiedlungsanſtalten ihre Siedlungstätigkeit nach den 
Richtlinien des Reichsarbeitsminiſters ausüben; ſie 
unterſtänden auch der Dienſtaufſicht des Reichsarbeits⸗ 
miniſters. Das ſchließt nicht aus, daß die Länder 
durch ihre Behördenvertreter in den Verwaltungs⸗ 
ausſchüſſen der Landesſiedlungsanſtalten alle Belange 
wahrnehmen, die durch das beſondere Landesinter⸗ 
eſſe begründet ſind. 

Da aber der Geſchäftskreis der Landesſiedlungs— 
anſtalten ſich auch mit dem Aufgaben- und Inter⸗ 
eſſenkreis anderer Reichsminiſterien, z. B. des Reichs⸗ 
finanzminiſteriums, des Reichsernährungsminiſteri⸗ 
ums und des Reichswirtſchaftsminiſteriums, über⸗ 
ſchneidet, iſt zu erwägen, den Landesſiedlungsanſtalten 
eine vom Reichsarbeitsminiſterium getrennte Spitze 
zu geben, die die notwendigen Vereinbarungen mit 


leihen, während die Siedler nur 10% der Koſten )) I 


Verordnungswege das Siedlungsverfahren der 
Landesſiedlungsanſtalten regelt. 

Dieſe Aufgabe könnte durch einen „Reichsſiedlungs⸗ 
kommiſſar“ ausgeübt werden. Es könnte aber auch 
eine Spitzenorganiſation der Landesſiedlungsanſtalten 
in einer Reichsſiedlungsanſtalt geſchaffen werden. Der 
Präſident der Reichsſiedlungsanſtalt müßte dann zwar 
dem Reichsarbeitsminiſter nachgeordnet bleiben, aber 
dennoch mit weitgehenden Machtbefugniſſen ausge⸗ 
ſtattet ſein, um die durch die Eigenart der Siedlungs⸗ 
tätigkeit geſtellten Aufgaben ſelbſtändig erfüllen zu 
können. Die Reichsſiedlungsanſtalt wäre entſprechend 


den Landesſiedlungsanſtalten zu organiſieren. 


ſtück erwirbt und als Treuhänder der Siedler 


und der Siedlungsbank im eigenen Namen 
unter Heranziehung eines Unternehmers im 
Generalvertrag die Siedlung durchführt. 
Die Landesſiedlungsanſtalten, denen als 
örtliche Zweigſtellen Siedlungsanſtalten 
angeſchloſſen ſind, werden damit gegenüber 
dem Deutſchen Reich die für den Gang des 
Siedlungsverfahrens und den Siedlungs— 
erfolg verantwortlichen Stellen. 

Die Einzelheiten der Organiſation und des Ver⸗ 
fahrens ſind durch ein beſonderes Geſetz zu regeln. 
Inwieweit die beſtehende Organiſation der öffent⸗ 
lichen Wohnungsfürſorge mit ihren Geldinſtituten 
nach entſprechenden Grundſätzen einzugliedern iſt, 


Die hier vorgeſchlagene Regelung hat viele Vor⸗ 
teile gegenüber dem bisherigen Verfahren. Es wird 
eine weſentliche Beſchleunigung und Vereinfachung 
dadurch erreicht, daß eine Zweigſtelle der Siedlungs⸗ 
bank in unmittelbarſter perſönlichſter Fühlungnahme 
mit der Landesſiedlungsbank arbeitet und gegen das 
Veto ihres Leiters keine Siedlungsmaßnahme ein⸗ 
geleitet und durchgeführt werden kann, alſo ein er⸗ 
heblicher Teil des bisherigen Leerlaufs erſpart 
bleibt. 

Ein ſehr weſentlicher Vorzug iſt ferner, daß das 
den gemeinnützigen Siedlungsträgern vielfach zum 
Vorwurf gemachte Gewinnſtreben ausgeſchaltet wird. 
Die dadurch erzielte Verbilligung des Siedlungs⸗ 
verfahrens gewährleiſtet eine beſſere Sicherung der 
inveſtierten Gelder der Siedlungsbank und eine 
beſſere Fürſorge für die Siedler. 
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Dieſe Umgeſtaltung des Verfahrens iſt nicht der 
übliche Fall der mit Recht in ihren bisherigen Er⸗ 
ſcheinungen kritifierten Proviſionsſiedlung. Dort wird 
dem Siedlungsträger bei Befreiung von ſeinem Riſiko 
unter Zubilligung einer feſten Vergütung für ſeine 
Arbeit zugleich das Intereſſe an dem wirtſchaftlichen 
Fortgang der Siedlung ſelbſt genommen. Hier bleibt 
die Landesſiedlungsanſtalt als die dem Reiche gegen⸗ | 
über nach öffentlichem Recht für den beiten und 
größten Siedlungserfolg verantwortliche Stelle dau⸗ 
ernd am Verfahren ſelbſt intereſſiert. Darum kann | 
hier eine Siedlung gegen eine feſte Gebühr gerecht⸗ 
fertigt werden, auch wenn die bisherige Proviſions⸗ 
ſiedlung nicht gebilligt iſt. 

Die Siedlungsanſtalten, die mit der praktiſchen 
Durchführung der örtlichen Siedlungsarbeiten von 
der Landesſiedlungsanſtalt betraut werden, ſind in 
jedem Stande des Verfahrens in der Lage, die un⸗ 
mittelbare und ſtändige Fühlung mit den örtlichen 
Verwaltungs- und Wirtſchaftsſtellen zu unterhalten 
und ſo alle auftretenden Hemmniſſe ſchnellſtens zu 
beſeitigen. Insbeſondere wird durch dieſe Einrichtung 
dem berechtigten Verlangen gerade der Landräte 
Rechnung getragen, an dem Siedlungswerk mitbe⸗ 
ſtimmend teilzunehmen, ein Verfahren, das ſich bei 
dem Zweigſtellenſyſtem der Oſtpreußiſchen Heimſtätte 
ausgezeichnet bewährt hat. 

Außerdem dient eine derartige Dezentraliſation 
der raſchen und vollſtändigen Erfaſſung aller Sied⸗ 
lungsobjekte und Siedlungsanwärter und damit der 
heute dringend notwendigen Beſchleunigung und Ver⸗ 
ſtärkung der Siedlung überhaupt. Dies wird 
um jo mehr der Fall ſein, als bei der vor⸗ 
geſchlagenen Regelung alle heute im Sied⸗ 
lungsweſen tätigen Perſönlichkeiten nach 
wie vor beibehalten werden könnten, dabei 
aber an Leiſtung das Mehrfache von dem, 
was bisher bearbeitet worden iſt, erreicht 
werden könnte. 

Die vorgeſchlagene örtliche übereinſtimmung des 
Siedlungsapparates mit der Arbeitsverwaltung wird 
die notwendige Berückſichtigung der vordringlichen 
arbeitsmarktpolitiſchen Seite der Siedlung ſicherzu⸗ 
ſtellen geeignet ſein. | 

Auch die durch dieſe Verwaltungsreform herbei⸗ 
geführte Verbilligung des Siedlungs verfahrens wird 
erheblich ins Gewicht fallen. Dann wird ſich das Pro⸗ 
blem der Finanzierung der Siedlung, das hier nicht 
Gegenſtand der Erörterung iſt, leichter löſen laſſen. 

Man mag dieſem Vorſchlag nicht in allem zu⸗ 
ſtimmen, es mögen auch Einzelheiten ſich für die 
praktiſche Durchführung nicht empfehlen, man wird 
aber zugeben müſſen, daß das Organiſationsproblem 
der Siedlung einmal umfaſſend und vorbehaltlos 
mit innerer Wahrheit ohne Rückſicht auf Sonder⸗ 
intereſſen angefaßt werden muß. Dieſem Zwecke 
ſoll dieſer Vorſchlag aus der Praxis dienen. Er 
ilt entſtanden aus der Beſorgnis über den wirtſchaft⸗ 
lichen Niedergang und ſeinen Folgen ſowie aus der 
Überzeugung, daß eine richtig geleitete Siedlung, 


wenn auch nicht das deutſche Wirtſchaftsproblem 
löſen, ſo doch dazu beitragen kann, dem deutſchen 
Volke ausreichenden Lebensraum auf deutſchem 


Boden zu verſchaffen. 


Die vorgeſchlagene geſetzliche Regelung kann das 
Reich im Rahmen der Grundſatzgeſetzgebung des 
Artikels 10, Ziff. 3 —4 RV. treffen, denn auch die Grund⸗ 
ſatzgeſetzgebung kann über die Richtlinien hinaus eine 
endgültige Regelung ſein (Anſchütz, Reichsverfaſſung 
1930 zu Art. 10, S. 92). Die Kompetenzzuweiſung 
für die geſamte Regelung ergibt ſich damit aus der 
Natur der Sache (Anſchütz. Art. 6, Anm. 1—4). 
Ein Geſetz, welches die vorbezeichneten Grundlagen 
enthält, würde etwafolgende Beſtimmungen enthalten: 


III. 
Geſetzentwurf: 
l. Übergang der Siedlung auf das Reid. 
Sl 
Die Siedlung hat zur Aufgabe, für eine plan- 
mäßige Geſtaltung und Verteilung der Wohn- und 
Wirtſchaftsſtätten zu ſorgen. Sie umfaßt insbe⸗ 


ſondere: 


1. die Anterſuchung der wirtſchaftlichen und techni⸗ 
ſchen Vorausſetzungen des Wohn- und Siedlungs⸗ 
weſens unter Berückſichtigung der Verhältniſſe 
des Arbeitsmarkts und der Ergebniſſe der Landes⸗ 
planung, 


2. a) die finanzielle und techniſche Betreuung des 
Kleinwohnungsbaues vorzugsweiſe in der 
Form des Eigenheims ſowie der Förderung 
des Kleingartenweſens, 

die Förderung der Umſiedlung in vorſtädtiſche 
halbländliche und ländliche Kleinſiedlungen, 
die landwirtſchaftliche Siedlung mit dem Ziele, 
die landwirtſchaftliche Bevölkerung einſchließ⸗ 
lich der Landarbeiter ſeßhaft zu machen. 


b) 


c) 


§ 2. 
Die Siedlung iſt Sache des Reiches. Sie wi 
8 8 Sie 

durch die 13 Landesſiedlungsanſtalten: e 
Schleſien, Brand enburg, Pommern, Nordmark, Nieder- 
. Rheinland, Heſſen, Mitteldeutſch⸗ 

nd, Sachſen, Bayern, Süd 5 
1 üdweſtdeutſchland durch⸗ 

Die Landesſiedlungsanſtalten ſind Körpe 

.. x » 

des öffentlichen Rechts mit eigener be pong 
keit Sie unterſtehen der Aufficht des Reiches 

Ihre Arbeitsbezirke fallen mit denen der Landes⸗ 
arbeitsämter zuſammen. Die Landesſiedlungsan⸗ 
ſtalten üben ihre örtliche Tätigkeit durch Siedlungs⸗ 
a = 18 Arbeitsbereich grundſätzlich mit 
en Arbeitsbezirken der Arbeitsämt = 
1 mter zuſammenzu⸗ 
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§ 3 


Jede Landesſiedlungsanſtalt hat einen eigenen | 


Haushalt im Rahmen des Etats für das Reichs⸗ 
arbeitsminijterium. 

Für die Erfüllung der im § 1 beſtimmten Auf- 
gaben erheben die Landesſiedlungsanſtalten Gebühren. 
Dieſe Gebühren ſollen ſo bemeſſen werden, daß ſie 
den notwendigen Aufwand der Landesſiedlungsan⸗ 
ſtalten decken. Die Beſtimmungen über Haushalt, 
Anſtellung und Beſoldung der Beamten ſowie Höhe 
der Gebühren werden durch den Reichsarbeitsminiſter 
erlaſſen. 

§ 4. 
Die Landesſiedlungsanſtalten werden mit einem 


Präſidenten und der erforderlichen Anzahl von Direk⸗ | 


toren und Mitgliedern beſetzt. 

Der Landesſiedlungspräſident führt die Dienſt⸗ 
aufſicht und den Vorſitz im Präſidium. 

Das Präſidium beſteht aus dem Präſidenten, den 
Direktoren und dem dienſtälteſten Mitglied. Es ent⸗ 
ſcheidet nach Stimmenmehrheit, im Falle der Stimmen⸗ 
gleichheit gibt die Stimme des Präſidenten den 
Ausſchlag. 

Dem Präſidium liegt die Verteilung der Geſchäfte 


8 
Die Siedlungsanſtalten werden von einem durch 
den zuſtändigen Landesſiedlungspräſidenten unter Zu⸗ 
ſtimmung des Reichsarbeitsminiſters zu ernennenden 
Siedlungsdirektor geleitet. 


Bei der Siedlungsanſtalt iſt ein Siedlungsbeirat 
zu bilden, den der Landesſiedlungspräſident auf 
Vorſchlag des Verwaltungsausſchuſſes der Landes⸗ 
ſiedlungsanſtalt nach Zuſtimmung des Reichsarbeits⸗ 
miniſters aus den Vertretern der Behörden und 


Wirtſchaftsverbände des Bezirks beſtellt. 


Die Aufgaben des Siedlungsbeirats werden im 
einzelnen durch die Satzung der Landesſiedlungs⸗ 
anſtalt beſtimmt. 


II. Vereinfachung des ländlichen Siedlungs— 
verfahrens. 


§ 8. 
Die ländliche Siedlung führen die Landesſiedlungs⸗ 
anſtalten als Treuhänder der Deutſchen Siedlungs⸗ 
bank und der Siedler ſelbſt unter Zuziehung von 


Siedlungsunternehmern gegen die Zahlung einer 


und die Beſchlußfaſſung über alle Angelegenheiten 


von grundſätzlicher Bedeutung ob. 
§ 5. 


Bei jeder Landesſiedlungsanſtalt wird ein Ver⸗ 
waltungsausſchuß gebildet. Die Mitglieder ernennt 


der Reichsarbeitsminiſter mit Zuſtimmung der be⸗ 
Die Mitglieder ſetzen 
ſich aus den Vertretern der Reichs- und Landes⸗ 


teiligten Landesregierungen. 


behörden ſowie der Wirtſchaftsverbände, insbeſondere 
je eines Vertreters der Siedler und der Siedlungs- 
unternehmer, zuſammen. 

Die Verwaltungsausſchüſſe ſollen die Landes⸗ 
ſiedlungsanſtalten in allen grundſätzlichen Fragen 


des Siedlungsweſens beraten. Im übrigen beſtimmen 
die Ausführungsvorſchriften und die Satzungen der 


Landesſiedlungsanſtalten über die Art der Mit⸗ 
wirkung der Verwaltungsausſchüſſe und die Ent⸗ 
ſcheidung von Streitigkeiten. 


§ 6. 
ber alle Streitigkeiten, die ſich aus dem Sied⸗ 
lungsverfahren ergeben, entſcheidet eine bei der 


Siedlungsgebühr durch. 

Die Deutſche Siedlungsbank ſtellt den Landes⸗ 
ſiedlungsanſtalten im Rahmen der verfügbaren Mittel 
die zur Durchführung der Beſiedlung notwendigen 
Kredite zur Verfügung. 


89. 

Die Deutſche Siedlungsbank errichtet bei jeder 
Landesſiedlungsanſtalt eine Zweigſtelle. Der Leiter 
dieſer Zweigſtelle hat Sitz und Stimme im Präſidium 
der Landesſiedlungsanſtalt. Er ſoll im Präſidium 


der Landesſiedlungsanſtalt die Belange der Deutſchen 


Siedlungsbank wahrnehmen. 

Jeder Grundſtücksankauf, der Einteilungsplan und 
die Feſtſetzung des Verkaufspreiſes an die Siedler 
bedürfen ſeiner Zuſtimmung. 


S 10. 
Die Dauerkredite für die Beſiedlung werden durch 


die Deutſche Rentenbank beſchafft. 


Landesſiedlungsanſtalt zu bildende Spruchkammer 


von 3 Mitgliedern. Der Vorſitzende der Spruch⸗ 
kammer iſt ein Mitglied des Präſidiums, das die 
Fähigkeit zur Ausübung des Richteramtes haben muß. 


Von den Beiſitzern muß der eine Vertreter eines 


Kommunalverbandes, der zweite ein Siedler ſein. 
Die Entſcheidung der Spruchkammer erlangt Rechts⸗ 
kraft, wenn nicht innerhalb einer Ausſchlußfriſt von 


2 Wochen ſeit der Zuſtellung der Entſcheidung die 


Klage im ordentlichen Rechtswege erhoben wird. 


Für dieſe Klage iſt in öffentlich⸗rechtlichen Streitig 


keiten der Bezirksausſchuß, in bürgerlich- rechtlichen 
Streitigkeiten das Landgericht ausſchließlich zuſtändig. 


8 11. 

Die Organiſation der Deutſchen Siedlungsbank 
und der Deutſchen Rentenbank ſowie das Verfahren 
zur Erlangung der Kredite werden durch ein be⸗ 
ſonderes Geſetz geregelt. 


§ 12. 

Die Länder werden die zur Durchführung dieſes 
Geſetzes notwendigen Beſtimmungen erlaſſen, nach 
denen mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes die 
Zuſtändigkeiten der Behörden und gemeinnützigen 
Organiſationen der Länder im Siedlungsweſen auf⸗ 
hören. 


Aufgehoben werden 
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§ 14. 
Abgeändert werden: 
a) das Reichsheimſtättengeſetz vom 10. Mai 1920 
(RGB. S. 962) erhält folgende Faſſung: 
In $ 1 Zeile 2 wird hinter das Wort 
„Gemeindeverbände“ hinzugeſetzt „und die 
Landesſiedlungsanſtalten“. 


ae 5 
Die Reichsregierung wird ermächtigt, Beſtimmungen 
zur Ausführung dieſes Geſetzes zu erlaſſen. 


§ 16. 
Dieſes Geſetz tritt am .. .. in Kraft. 


Betriebswirtſchaftliche Forderungen an den Einteilungsplan 
Betriebs wirtſ in Siedlungsſachen 


von Regierungs- und Landeskulturrat Dr. Diettrich-Königsberg, Pr. 


1 jagt im allgemeinen, daß für das Gelingen | 
u 9205 Faktoren beſtimmt find: = 
geſchickter Ankauf, ein wohl durchdachter 1 
plan und zweckmäßiges Bauen. Ich möchte 110 
Feſtſtellung noch dahin ergänzen, daß der Fa Im 
„Teilungsplan“ in jeiner Zuſammenſetzung a 
ſchwierigſte iſt, weil er nicht nur der Niederſchlag 
deſſen ſein darf, was der Siedlungsunternehmer 
aus kaufmänniſchen oder ſonſtigen privatkapitaliſtiſchen 
Erwägungen aus dem Objekt herauszuholen verſteht. 
Der Teilungsplan ſoll vielmehr die zeichneriſche 
Darſtellung betriebswirtſchaftlich richtig aufgebauter 
Siedlungen ſein, die, wie bei der Pflanze die ein⸗ 
zelnen Zellen, ſchließlich wirtſchaftlich und kulturell 
zu einem lebensvollen Ganzen su jannntenmad Ten. | 

Die Aufſtellung des Teilungsplanes iſt deshalb 
beſonders ſchwierig. Sie erfordert keineswegs nur 
kaufmänniſche und techniſche Kenntniſſe; denn der 
Teilungsplan iſt gewiſſermaßen eine Komponente 
verſchiedenartigſter Kräfte geiſtiger und materieller 
Natur. Ich ſetze als ſelbſtverſtändlich voraus, daß 
derjenige, der einen Teilungsplan aufſtellt, über die 
großen wirtſchaftlichen Zuſammenhänge ſeines Landes, 
über die Bodenverhältniſſe des Objekts, jeine Klima⸗, 
Verkehrs⸗ und Abſatzlage und die kulturellen Zu⸗ 
ſammenhänge mit der Umgebung genau unterrichtet 
iſt. Denn dieſe Momente bilden das Gerüſt, mit 
deſſen Hilfe der Aufbau der einzelnen Wirtſchaften 
vollzogen werden joll. Aber noch wichtiger als 
dieſe Feſtſtellungen iſt die Erkenntnis der betriebs⸗ 
wirtſchaftlichen Zuſammenhänge innerhalb der ein⸗ 
zelnen Siedlerwirtſchaft, weil ſie für die Geſtaltung | 
und den gejunden Aufbau des Einzelbetriebes ent⸗ 
ſcheidend iſt; ein ſchwierig zu löſendes Problem 
beſonders deshalb, weil gerade die Erforſchung 
der betriebswirtſchaftlichen Eigenheiten der Klein⸗ 
bauernwirtſchaft noch in den Kinderſchuhen ſteckt. Wer 
aber wirklich geſund zuſammengeſetzte Siedlungen 
ſchaffen will, muß die betriebswirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenhänge erkannt haben und volle Klarheit über 
die grundſätzlichen Eigenheiten des Kleinbauern⸗ 
betriebes in betriebswirtſchaftlicher Beziehung beſitzen. 

Ich kann die hauptſächlichſten Merkmale des bäuer⸗ 
lichen Betriebes unter drei Geſichtspunkten zu⸗ 
ſammenfaſſen: Die Beſonderheiten ſeiner Arbeits⸗ 
verfaſſung, die Schwierigkeit der richtigen Be⸗ 


meſſung des Anſpanns und die Gefahr zu ſtarker 
Kapital⸗Inveſtierung auf der Flächeneinheit. 


Die Betriebe, die die Siedlung ſchaffen will, find 
Familienbetriebe. Der bäuerliche Familienbetrieb 
arbeitet faſt ausſchließlich mit den eigenen Arbeits⸗ 
kräften, er iſt alſo unabhängig von der Lohnhöhe 
und den damit in Verbindung ſtehenden Laſten und 
Abgaben. Schwankungen im Lohnniveau berühren 
ihn nicht. Beſondere Arbeitsſpitzen kann er unſchwer 
durch verſtärkte Inanſpruchnahme ſeiner Familien⸗ 
angehörigen überwinden. Das iſt ſeine Stärke und 
ſeine Überlegenheit gegenüber größeren Betrieben. 


Anders bei der Frage der Einſetzung der 
tieriſchen Arbeitskräfte. Die Tatſache, daß zur 
Leiſtung gewiſſer Arbeiten, z. B. zum Pflügen 
ſchwererer Böden oder zum Zuge beſtimmter Ma⸗ 
ſchinen, ein gewiſſes Mindeſtmaß an Anſpannung 
notwendig iſt, oder zur Bewältigung der Arbeits⸗ 
ſpitzen, z. B. in der Beſtellungs- oder Erntezeit, ein be⸗ 
ſtimmtes Maß an Spannkraft gehalten werden muß, 
wirkt ſich innerhalb der Familienbetriebe dahin aus, 
daß ſie in der Regel im Verhältnis zum Groß⸗ 
betrieb mit Anſpann ſehr ſtark beſetzt ſind, was für 


die Rentabilität der Betriebe ſelbſtverſtändlich nach⸗ 


teilig iſt. 

Als dritte Eigenart des kleinbäuerlichen Betriebes, 
ijt die ſtarke Kapitalinveſtierung auf der Flächeneinheit 
bemerkenswert. Sie rührt bekanntlich daher, daß der 
Gebäudebeſtand aus den verſchiedenſten Gründen beim 
Kleinbetrieb verhältnismäßig größer iſt, als beim Groß⸗ 
betrieb. Das gilt beſonders für den Wohnraum, der 
den Kleinbetrieb außerordentlich belaſtet. Aber auch 
für den Stallraum, deſſen Erſtellung wegen der im 
Kleinbetrieb vorwiegend betriebenen Viehwirtſchaft 
erheblich höhere Aufwendungen verurſacht, als bei 
dem überwiegend getreidebauenden Großbetrieb. 
Wie außerordentlich beachtlich dieſe Tatſache be⸗ 
ſonders bei den neueren ländlichen Siedlungen iſt, 
zeigen Unterjuchungen von mir an 268 oſtpreußiſchen 
Siedlungen. Hier betrug der Anteil des Gebäude⸗ 
kapitals am Geſamtgutswert 48%, während bei 
entſprechenden Betrieben in der Vorkriegszeit nur 
mit 20% zu rechnen war. Dieſe Zahlen mahnen 
zu beſonderer Vorſicht, wenn man betriebswirt⸗ 
ſchaftlich geſunde Stellen ſchaffen will. 
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Entſprechendes gilt von dem Beſatz der Betriebe 
mit totem Inventar. Der Kleinbetrieb braucht die⸗ 
ſelben Maſchinen, wie der Großbetrieb, nur in 
kleinerem Ausmaß. Der Preis der kleinen Maſchine 
iſt aber nicht um ſoviel geringer, wie dies ent⸗ 
ſprechend der verringerten Anwendungsmöglichkeiten 
erforderlich wäre. Die Folge hiervon iſt, daß — 
nach den bereits erwähnten Unterſuchungen — die 
Siedlerbetriebe je Hektar mit 160 RM Maſchinen⸗ 
kapital belaſtet ſind, was bei Annahme einer acht⸗ 
prozentigen Verzinſung des Kapitals und bei An⸗ 
ſetzung von 5 bezw. 3% für Amortiſation bezw. 


Tilgung eine Jahresbelaſtung von 25,60 RM je 
Hektar ausmacht. 

Erhöht wird die ſtarke Kapitalinveſtierung noch 
durch die Tatſache, daß die Bodenpreiſe beim Klein⸗ 
betrieb erheblich über denen der größeren Betriebe 
liegen und dieſe Preisgeſtaltung noch dadurch künſt⸗ 
lich geſteigert wurde, daß man die Landpreiſe be⸗ 
ſonders bei den kleineren Siedlungen zugunſten der 
Vollbauernſtellen erhöhte, obwohl man — wegen 
der ſehr ſtarken Gebäudebelaſtung gerade der kleinen 
Stellen — eher das Gegenteil hätte tun müſſen. 
Man hat jetzt dieſen Fehler erkannt und handelt 
dementſprechend. 

Wenn man die drei Eigenheiten des bäuerlichen 
Betriebes, ſeine Arbeitsverfaſſung, die Schwierig⸗ 
keiten der richtigen Bemeſſung des Anſpanns und 
die hohe Kapitalinveſtierung erkannt hat und ihre 
betriebswirtſchaftliche Bedeutung zu würdigen ver⸗ 
ſteht, wird die Aufſtellung des Teilungsplanes auch 
von der betriebswirtſchaftlichen Seite her den richtigen 
Weg gehen. Dazu gehört, daß als Betriebsform 
der Familienbetrieb, in dem die volle Ausnutzung 
der bäuerlichen Arbeitskräfte gewährleiſtet iſt, im 
Mittelpunkt des Einteilungsplanes ſteht, daß in 
Bezug auf die Spannkraft grundſätzlich an den Ber 
trieb niedrigſte Anforderungen geſtellt werden, und 
daß ſchließlich eine Herabſetzung der Kapitalinveſtie-⸗ 
rung durch weitgehende Ausnutzung der alten Ge— 
bäude und vernünftige Plangeſtaltung zur Erleich⸗ 
terung der Betriebsmechaniſierung erſtrebt wird. 

Die erſten Schwierigkeiten gibt es bei der Wahl 
der Betriebsgröße. Soviel ſteht feſt: es gibt kein 
Rezept für die optimale Betriebsgröße. Man kann 
lediglich gewiſſe Kriterien erkennen, die jedoch nur 
für beſtimmte wirtſchaftsgeographiſche Bezirke gelten 
und auch dort entſprechend dem Fluß der allge- 
meinen Wirtſchaftslage nicht feſtſtehen, ſondern ſtark 
wechſeln. Letzten Endes gibt es nur einen ent⸗ 
ſcheidenden Geſichtspunkt für die richtige Abmeſſung 
der Stellengröße, und das iſt die ſichere Bejahung 
ihrer Lebensfähigkeit. | 

Hierbei kommt es in erſter Linie darauf an, daß 
eine möglichſt weitgehende und zweckmäßige Aus⸗ 
nutzung der Familienarbeitskräfte geſichert iſt. In 
dieſem Rahmen gibt es zahlreiche Möglichkeiten, 
wobei die richtige Abmeſſung des Verhältniſſes 
zwiſchen den vorhandenen menſchlichen und tieriſchen 
Arbeitskräften eine der ſchwierigſten Aufgaben iſt. 


Damit ſind die Grenzen, innerhalb deren ſich die 
optimale Betriebsgröße bewegt, in gewiſſem Sinne 
beſtimmt; aber es bleibt gleichzeitig doch ein 
gewiſſer Spielraum, der unentbehrlich iſt; denn 
die wirtſchaftliche Lage im In- und Ausland iſt 
im Fluß, und niemand kann abſehen, wann und 
wie eine Stabiliſierung eintreten wird. Dies wirkt 
ſich ſelbſtverſtändlich auch auf die Betriebsge- 
ſtaltung der Siedlerwirtſchaften aus. Die wirtſchaft⸗ 
liche Stagnation mit ihrer rieſigen Arbeitsloſigkeit 
bringt eine ſtarke Rückwanderung von der Stadt 
aufs Land mit ſich, und zahlreiche Arbeitsloſe ſuchen 
bei ihren ländlichen Verwandten Unterkunft und 
Arbeitsmöglichkeiten. Das kann hier und da zu 
einer gewiſſen Heraufſetzung der Betriebsgröße führen, 
denn die Familie iſt tatſächlich größer geworden. 
Liegen dieſe Vorausſetzungen aber nicht vor, ſo iſt 
jede Vergrößerung der Stelle über das Maß deſſen, 
was die Normalfamilie bewirtſchaften kann, gefährlich, 
weil hierdurch entweder Lohnarbeit erforderlich werden 
kann, oder, was vielfach feſtzuſtellen iſt, die Mehr⸗ 
fläche der Extenſivierung verfällt und damit der 
Betriebsrentabilität nicht gedient wird. Selbſtver⸗ 
ſtändlich gibt es Fälle, wo man z. B. aus techniſchen 


Gründen (fupierte Oberflächengeſtaltung, ſchwierige 


und teure Aufſchließungsmöglichkeiten) die Größe 
des Familienbetriebes überſchreiten muß. Dann 
wird man aber bei der Preisgeſtaltung bezüglich 
dieſer Betriebe beſondere Vorſicht anwenden müſſen, 
da fie zu Zeiten jedenfalls auf Lohnarbeit ange⸗ 
wieſen ſind und damit nicht in gleichem Umfange 
leiſtungsfähig ſind, wie die eigentlichen Familien⸗ 
betriebe. 

Ein weiterer Faktor, der für die Frage der richtigen 
Bemeſſung der Betriebsgröße von Bedeutung iſt, 
iſt die hauptſächliche Betriebsrichtung der neuen 
Stellen. Es gibt arbeitsintenſive Betriebszweige, 
wie Hackfruchtbau und arbeitsextenſive, wie Getreide⸗ 
bau. Daß die optimale Betriebsgröße bei den arbeits⸗ 
extenſiven Wirtſchaften höher liegt, iſt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, ebenſo auch, daß bei intenſiven Betrieben, z. B. 
bei ſtarker Viehhaltung die Art der Viehhaltung 
(Stallfütterung oder Weidegang) für das Maß der 
Arbeitsleiſtung und damit für die Betriebsgröße 
entſcheidend iſt. Daß die hauptſächlichſte Betriebs⸗ 
richtung ſchließlich wieder von der Bodenbeſchaffenheit 
und auch von der Abſatzlage und letzten Endes aber 
auch von den großen weltwirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
hängen beeinflußt wird, iſt natürlich und damit die 
außerordentliche Schwierigkeit, alle die Betriebs⸗ 
größe beſtimmenden Faktoren richtig feſtzulegen, 
wenigſtens angedeutet. 

Aus den verſchiedenſten Gründen haben in den 
letzten Jahren die ſogenannten Kleinſtellen, d. h. 
ſolche, die ihren Beſitzer nicht allein aus der Land⸗ 
wirtſchaft ernähren, erhöhte Bedeutung erlangt. Sie 
ſollen zuſammen mit zuſätzlichen Arbeitsgelegen⸗ 
heiten erſt die Familiennahrung ſicherſtellen. Ebenſo⸗ 
wenig wie beim Vollbauernbetrieb gibt es auch 
hier ein feſtes Rezept für die Betriebsgröße, da 
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die Nachhaltigkeit der Nebenerwerbsmöglichkeiten 
kaum in vollem Umfange erkannt und berechnet 
werden kann; nur ſoviel ſteht feſt, daß die Land⸗ 
zulage um ſo größer ſein muß, je weiter der Be⸗ 
trieb von einem Wirtſchaftszentrum entfernt liegt, 
denn die Hauptprodukte der kleineren Stellen ſind 
hochwertige Veredelungserzeugniſſe, für die aus⸗ 
reichender Abſatz nur in der Nähe größerer Ver⸗ 
brauchszentren gegeben iſt. Aber ein wichtiges 


Kriterium für die Größenabmeſſung der kleinen 
Stellen iſt die richtige Bemeſſung des Anſpanns. 


Da die Belaſtung mit Anſpann umſo größer wird, 


je kleiner die Stelle iſt, hält man die Stellengröße 
hier zweckmäßig entweder ſo klein, daß ſie ganz 
ohne eigene Anſpannung auskommen kann, wie dies 


bei ausgeſprochenen Landarbeiterſtellen üblich iſt. Die 
nächſte Größenkategorie beginnt erſt dort, wo die 
Einſetzung eines Pferdes und ſeine Ausnutzung 
wenigſtens einigermaßen lohnt. Für Oſtpreußen 
find das erſt Stellen von 20 Morgen an aufwärts. 
Wird die Haltung zweier Pferde notwendig, ſo muß 
die Betriebsgröße zweckmäßig ſo abgeſtimmt werden, 
daß dieſe Pferde auch einigermaßen voll ausgenutzt 
ſind. 
lichen Arbeitskräfte angeht, auch der Familienbetrieb 
erreicht. 

Die Frage der Zuteilung der Pläne an die ein⸗ 
zelnen Stellen wird in erſter Linie auch durch den 
richtigen Einſatz der menſchlichen und tieriſchen 
Arbeitskräfte beſtimmt. 


Plänen möglichſt eben, gerade und kurz ſein muß, 
iſt ſelbſtverſtändlich, wie überhaupt ein wohldurch⸗ 
dachtes Wegenetz für jeden Plan das unentbehrliche 
Gerüſt darſtellt. Aber es können beſonders bei der 


Ausweisung der Wege auch Abertreibungen vor⸗ 


kommen. Ein zuviel an Wegen bewirkt nicht nur 
einmalige Koſten bei der Wegeauslegung, ſondern, 
was beſonders für den ſpäteren Betrieb des Siedlers 
beachtlich iſt, auch für die Dauer erhebliche Unter⸗ 
haltungskoſten. Und dieſe können den Vorteil einer 
reichlichen Zuwegung leicht wieder aufheben. Be⸗ 


ſonders wichtig iſt es jedoch, daß die Zuwegung 


individuell nach der Stellengröße geregelt iſt. Die 
Einſpännerſtelle mit ſchwacher Anſpannung muß er⸗ 
heblich kürzere Wege haben wie die Zweiſpännerſtelle. 

Das Ziel der Niedrighaltung des Anſpanns kann 
auch dadurch erreicht werden, daß man durch Zu⸗ 
teilung verſchiedener Bodenarten und eine gute 
Verteilung der vorhandenen Kulturarten die ſo ge⸗ 
fürchteten Arbeitsſpitzen abbricht. Dasſelbe kann 
auch durch günſtige Verteilung der menſchlichen 
Arbeitskräfte erreicht werden, wenn man z. B. den 
Anbau verſchiedener Früchte durch geſchickte Boden⸗ 
zuteilung ſicherſtellt. Man kommt hierdurch aller⸗ 
dings zu dem ſogenannten Mehrplanſyſtem, während 
bezüglich der Arbeitswege das Ideal das Einplan⸗ 
ſyſtem iſt. Das iſt jedoch betriebswirtſchaftlich nur 
bei ſehr gleichmäßigen Bodenverhältniſſen richtig. 
Im anderen Falle ſind die Vorteile des Mehrplan⸗ 


Damit iſt in der Regel, was die menſch⸗ 


Daß zur Niedrighaltung 
der Anſpannung die Zuwegung zu den einzelnen 


ſyſtems wegen der günſtigeren Arbeitsverteilung 
und der größeren Sicherheit der Erträge zweifellos 
höher. 

Die Form, in der die einzelnen Siedlungen zu 
einem neuen Wirtſchaftskörper zuſammengefaßt 
werden — Dorf- oder Streuſiedlung — iſt viel 
umſtritten. Wer in der Praxis ſteht, wird wiſſen, 
daß man ſich nicht grundſätzlich für die eine oder 
andere Siedlungsform entſcheiden kann, denn beide 
Formen haben ihre beſtimmten Vorzüge. Abgeſehen 
von der ortsüblichen Siedlungsweiſe kommt es in 
erſter Linie auf die richtige Abwägung der materi⸗ 
ellen und ideellen Vorteile der beiden Siedlungs- 
formen an. Keinesfalls ſprechen die materiellen 
Erwägungen, wie vielfach behauptet wird, immer 
für die Streuſiedlung, denn z. B. die Förderung 
des Abſatzes oder die gemeinſchaftliche Maſchinen⸗ 
benutzung oder die Elektriſierung verlangen ge⸗ 
ſchloſſene Siedlungsformen. Daß die ideellen Be⸗ 
lange bei geſchloſſenen Siedlungsformen am beſten 
gewahrt werden, iſt unbeſtritten, und ſo wird man 
ſchließlich einen gerechten Ausgleich ſuchen und ſomit 
den goldenen Mittelweg einſchlagen müſſen, wie ſie 
ein geſchloſſener Dorfkern mit gruppenweiſe zu⸗ 
ſammengefaßten Ausbauten darſtellt. Man wird 
ſo bei gutem Willen in allen Fällen eine Form 
11785 10 die neben den betriebswirtſchaftlich⸗ 
materiellen Belangen auch den menſchlich-id 
ihr Recht werden läßt. . 

Man darf bei der Aufſtellung eines Teilungs⸗ 
plans nie vergeſſen, daß er für Generationen ge⸗ 
ſchaffen wird und bei den im Laufe der Jahre 
wechſelnden wirtſchaftlichen Verhältniſſen Aus⸗ 
gleichsmöglichkeiten bieten muß. Ein Mittel, die 
Einzelwirtſchaften für die Zukunft in betriebswirt⸗ 
ſchaftlicher Beziehung beweglich zu halten, iſt das 
Verfügungsland. Da es in erſter Linie zur Ver⸗ 
größerung der kleinen Stelle dienen ſoll, kann man 
hierfür natürlich nicht die ſogenannten „Knochen“ 
des Objekts in Ausſicht nehmen. Denn durch ihre 
ſpätere Zuteilung an die kleinen Stellen würde vor⸗ 
ausſichtlich der erſtrebte Erfolg nicht eintreten. Das 
Verfügungsland darf auch nicht an einer Stelle 
liegen, wo kein Bedarf dafür beſteht. Vielmehr 
muß es in günſtigſter Lage gerade an den Stellen 
liegen, für deren ſpätere Vergrößerung es in Aus- 
ſicht genommen iſt. Es muß auch, um die Sied⸗ 
lungen betriebswirtſchaftlich nicht ungünſtig zu be⸗ 
einfluſſen, aus verſchiedenen Boden- und Kultur⸗ 
arten beſtehen. Nicht unwichtig iſt es auch, ein 
kleines Stück Land innerhalb der Gemeinde vorzu⸗ 
behalten, um etwaige ſpätere Bedürfniſſe nach Er⸗ 
weiterung der Gärten oder aber auch nach weiteren 
Kleinſtellen (Handwerker uſw.) befriedigen zu können 

Ich erwähnte bereits die Notwendigkeit der Herab⸗ 
ſetzung der Kapitalbelaſtung gerade bei dem klein⸗ 
bäuerlichen Betrieb. Es wird im allgemeinen über⸗ 
ſehen, daß ein geſchickter Teilungsplan hierzu außer⸗ 
ordentlich beitragen kann. Die Hauptbelaſtung für 
den Siedler ſind die Gebäude. Deshalb iſt die 
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Abb. 1 Die Siedlung ſteht noch völlig unvermittelt in der Landſchaft. 


zweckmäßige Ausnutzung der Altgebäude für die 
künftige Belaſtung des Siedlerbetriebes von bejon- 


derer Bedeutung. Natürlich ſind der Ausnutzung 
Grenzen in betriebswirtſchaftlicher Beziehung ge⸗ 
zogen. Die Hoflage muß geräumig bleiben, denn 
der Hof iſt die Hauptarbeitsſtätte des Bauern und 
ſeiner Frau. Hoferweiterungsmöglichkeiten ſollen 
gegeben ſein. Ein Platz für einen kleinen Garten 
iſt faſt unentbehrlich. Auch die Entfernung der 


alten Gebäude zu den Ackerſchlägen, beſonders bei 


größeren Gütern, empfiehlt häufig den Abbruch 
einzelner Gebäude, da ihre reſtloſe Ausnutzung für 
den künftigen Siedler zu weite Wege zu den 
Siedlungsplänen bedeuten würde. 

Bei der Gebäudeausnutzung darf nicht vergeſſen 
werden, daß faſt immer irgendein Gebäude oder 
Gebäudeteil vorhanden iſt, der gemeinſchaftlichen 
Zwecken der Siedler (Unterſtellung von Maſchinen, 
Lagerung von Produkten) nutzbar gemacht werden 
kann. Von Vorteil ſind ſolche Gebäude allerdings 
für die Siedlergeſamtheit nur dann, wenn ſie von 
den Siedlerſtellen bequem erreichbar ſind. Man 
ſollte deshalb hier und da eher einen geſchickten 
Durchbruch mit in den Kauf nehmen, als die Siedler 
jahrzehntelang einen Umweg machen laſſen. 

Ein zweites Moment, daß die Kapitalbelaſtung 
des Siedlers beſtimmt, iſt die Beſetzung mit Ma⸗ 
ſchineninventar. Auch hier kann der Landmeſſer 
ſchon bei der Aufſtellung des Teilungsplanes, be⸗ 


triebswirtſchaftlich geſehen, günſtige Vorausſetzungen 


Es fehlt jeglicher Baumwuchs. 
ſchaffen, indem er gerade und rechteckige Planfiguren 
vorſieht und die Möglichkeit für die jpätere gemein⸗ 
ſchaftliche Ausnutzung mit dem Boden feſt verbun⸗ 
dener Maſchinen (Motoren, Saatreinigungsanlagen, 
gemeinſchaftliche Waſſeranlagen uſw.) ins Auge faßt. 
Auch kann eine zweckmäßige Plangeſtaltung beſonders 
zu einer günſtigen Löſung der ſchwierigen Frage 
der Elektriſierung durch Schaffung möglichſt ges 
ſchloſſener Siedlungsformen und durch Ausweiſung 
der Hofſtellen in der Nähe vorhandener Starkſtrom⸗ 
leitungen oder Transformatoren beitragen. Daß 
hierdurch erhebliche Verbilligungen für die künftige 
Siedlung erzielt werden können, ſteht feſt. Er⸗ 
rechnet doch das Überlandwerk Pommern, daß bei 
geſchloſſener Bauweiſe die Elektriſierung 3,7, bei 
Streuſiedlung 6% der Geſamtkoſten der Siedlung 
ausmachen. Die Not der Landwirtſchaft zwingt, jede 
Möglichkeit auszunutzen, um durch betriebswirtſchaft⸗ 
lich zweckmäßige Organiſation des Teilungsplans die 
Rentabilität zu ſichern. Das iſt ſelbſtverſtändlich 
einfacher zu einer Zeit, wo genügend Geld zum Aus⸗ 
bau der Folgeeinrichtungen zur Verfügung ſteht und 
bezüglich der Verwertung der alten Gebäude ver⸗ 
ſchwenderiſch verfahren werden kann. 

Aber man wird doch zu einem Teil das, 
was einem an Geld fehlt, durch ein Mehr an 
gedanklicher Arbeit erſetzen können, und damit das 
von allen erſtrebte Ziel der Schaffung lebensfähiger 
Betriebe zwar mit mehr Arbeit aber größerer Be⸗ 
friedigung erreichen können. 
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Abb. 2 Glückliche Verbindung der neuen Siedlung mit altem Baumbeſtand und Hecken 


Siedlung und Landͤſchaftspflege 


von Hans Gerlach, Gartenarchitekt DWB, Königsberg Pr. 


Es läßt ſich kaum abſtreiten, daß ein großer Teil 
der neuerſtellten ländlichen Siedlungen recht unver⸗ 
mittelt in der Landſchaft ſteht. Sie befriedigen 
in ihrer Geſamtwirkung nicht vollauf. Etwas in 
unſerem Empfinden wendet ſich gegen ſte. 

Fragt man danach, wie dem abzuhelfen iſt, ſo 
wendet ſich das Auge unwillkürlich vergleichend den 
beſtehenden älteren Siedlungsanlagen zu, die dieſe 
Wirkung nicht haben. Man findet dann, wie un⸗ 
bedingt notwendig die Verbindung der lebendigen 
Natur mit dem Hauſe, das Zuſammenwachſen | 
der Gebäude mit Baum und Strauch iſt, ja, 
daß dadurch erſt in uns das Gefühl des Feſt⸗ 
gewurzelten wachgerufen wird, und damit jenes 
beglückende, wahre Heimatgefühl, das wir gerade 
mit der Siedlung fördern und feſtigen wollen. Wir 
ſtellen gleichzeitig feſt, daß es ſich bei dem Be⸗ 
mühen, dieſen Zuſammenhang herzuſtellen, durchaus 
nicht um eine Frage der ſchönen Wirkung allein 
handelt, daß ſich dieſe Frage vielmehr in der ſelbſt⸗ 
verſtändlichſten Weiſe aus den praktiſchen Anforde⸗ 
rungen, die wir an jede Siedlung ſtellen, ergibt. 


Baum und Strauch ſind unſern Siedlern Ertrag⸗ 
ſpender. Sie geben ihm die Möglichkeit, die eigene 
Wirtſchaft vielſeitig zu geſtalten und ihren Nutzen 
zu ſteigern. Beides, der Ertragsgedanke, wie auch 
die Steigerung der landwirtſchaftlichen Wirkung 
gibt uns das Recht zur Forderung, daß bei ent⸗ 
ſtehenden Siedlungen gleichzeitig eine be— 
wußte Landſchaftspflege einſetzen muß. 

In welcher Weiſe ein ſolches Vorgehen möglich 
iſt, ergibt ſich aus dem Weſen der Siedlung. Sie 
lehnt jede Künſtelei von ſelbſt ab, dagegen ſtrebt 
fie mit natürlicher Selbſtverſtändlichkeit die organiſche 
Verbundenheit mit dem vorhandenen Landſchafts⸗ 
bilde an. Eine ſogenannte „Verſchönerung“ etwa 
im Sinne der Verſchönerungsvereine der Vorkriegs⸗ 
zeit liegt ihr völlig fern. Umgekehrt iſt es aber 
auch ein Irrtum zu glauben, daß die Tätigkeit des 
Bauern und die von ihm betriebene Bodenbewirt⸗ 
ſchaftung einer planmäßigen Landſchaftspflege grund⸗ 
ſätzlich entgegenſtehen. Was er unbewußt anſtrebt, 
iſt die gepflegte Schönheit der in den Dienſt des 
Menſchen geſtellten Zwecklandſchaft. 
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Abb. 3 In die vorhandene Landſchaft gut eingefügte Einzelſiedlung 


Der ſchön geſchnittene Acker, die gerade und gleich⸗ 
mäßig über ihm hinlaufende Furche, das wogende, 


gleiche Beete regelmäßig aufgeteilte Nutzgarten, die 
Obſtbaumreihen, das iſt es, was ſeinem Auge gefällt 
und was auch der Städter bei ihm ſucht. 

Aber auch beſcheidenere Bedürfniſſe ſoll ihm die 
Natur erfüllen. Die Bank vor dem Haufe, der Hof⸗ 
brunnen, die Dungſtätte brauchen Schatten und der 
Bauer pflanzt hier wie dort einen Baum. Die be⸗ 
ſonnte Wand des Hauſes ſchafft günſtige Vorbe⸗ 


der Stelle überreichlich zu tun. Im deutſchen Oſten, 


wo ſich alle Landarbeit ſowieſo eng zuſammendrängt, 
einen guten Ertrag verſprechende Kornfeld, der in 


dingungen für das Gedeihen von Obſt verſchiedenſter 


Art. 
entgehen. 
Blütentellern iſt ihm nicht nur ein Schmuck ſeines 
Gartens, ſondern auch eine wertvolle Ergänzung 
ſeiner Hausapotheke und daß ihm ſchließlich auch 
ein reines Schmuckbedürfnis nicht abgeht, zeigt das 
Allerlei an Blumen, mit denen er die Beete ſeines 
Vorgartens zu bepflanzen pflegt. Ganz von ſelbſt 
entſteht aus der Befriedigung dieſer natürlichen Be⸗ 
dürfniſſe das, was die Siedlung als feſtgewurzelt 
erſcheinen läßt, der Zuſammenklang von Haus und 
Landſchaft. 

Betrachtet man demgegenüber den Neuſiedler und 
ſeine Stelle, ſo wird es nicht überraſchen, daß er 
nicht ſofort an derartige Dinge herangeht. Er hat 
für den Anfang mit dem wirtſchaſtlichen Ausbau 


Der Bauer läßt ſich dieſe Möglichkeit nicht 
Der Holunderbuſch mit ſeinen weißen 


ſcheint aus dieſem Grunde das Verſtändnis für den 
Ausbau der Siedlerſtelle in unſerem Sinne geradezu 
etwas abgetötet zu ſein. Einen Baum hochzupflegen 
‚ it ſchwieriger als anderswo, Enttäuſchungen find 
nicht ausgeſchloſſen. Ihm ſollten daher die länd⸗ 
lichen Siedlungsgeſellſchaften zur Seite ſtehen und 
auch dieſen wichtigen Kleinigkeiten über den rein 
verwaltungsmäßigen Begriff der Siedlung hinaus 
bei der Errichtung von Siedlungen in Verbindung 
mit der Durchführung der Landſchaftspflege ihre 
größte Aufmerkſamkeit ſchenken. 

Die Siedlungsunternehmungen ſind hierzu in der 
Lage. Schon bei der Planung läßt ſich durch ſie 
durch geſchickte Ausnutzung des Vorhandenen manches 
an Wirkung erzielen und an Werten erhalten, was 
ſonſt nur nach jahrzehntelanger Wartezeit erreicht 
werden kann. Vorhandene Baumbeſtände in Geſtalt 
von Baumgruppen, die dem Vieh auf den Weiden 
an heißen Tagen Schutz bieten, durch die Erhaltung 
alter Alleen, vorhandener Hecken uſw. der alten 
Parks, kann man von vornherein den Eindruck mancher 
Siedlung entſcheidend beeinfluſſen. Dadurch, daß 
man die Gebäude, beſonders wenn es ſich um Einzel⸗ 
gehöfte handelt, in die Nähe ſolcher Baumgruppen 
rückt, oder an den Waldrand, kann man ihnen das 
Iſolierte, der Landſchaft Weſensfremde, nehmen, 
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Abb. 4 Durch Erhaltung einer alten Baumgruppe bekommt die Siedlung eine ungewöhnliche Steigerung 


über das wir oft beim Anblick derartiger Siedlungen 
klagen. Solche Maßnahmen verlangen überhaupt 


keine Aufwendungen und ſteigern die Wirkung der 


geometriſchen Formen der Gebäude wie der ganzen 
Siedlung gerade durch den Kontraſt, den die maſſiven, 
einem andern Geſetz gehorchenden Baumkronen mit 
ihren wechſelvollen Umriſſen geben. 

Unerſchöpflich find jo die Möglichkeiten unter voller 
Berückfichtigung von Wirtſchaftlichkeit und Zweck⸗ 
mäßigkeit, alles in guten Einklang zu bringen durch 
planmäßige Nutzanwendung und Ausbau der vor⸗ 
handenen Natur, wenn es gilt Baum und Strauch, 
Wald und Feld, Wieſe und Flur, Weide und Bach 
mit einer Siedlung zu verſchmelzen. Allerdings 
fordern derartige Gegenwarts- und Zukunftsaufgaben 
einen ausgeprägten Sinn für das Weſen der jewei⸗ 
ligen vorhandenen Natur. Wer kein Gefühl für die 
Eigenart der örtlich gebundenen Landſchaft hat, der 
laſſe die Finger von ſolchen Dingen, denn die Er⸗ 
haltung und Ergänzung der Großvegetation erfordert 
ein ganz beſonderes Taktgefühl und Verbundenheit 
mit der Natur, ſowie einen klaren Blick für das 
allein Zuläſſige bei heimattreuer Landſchaftspflege. 
Auch mit den üblichen Mitteln der Parkgärtnerei iſt 
bewußte Landſchaftsgeſtaltung nicht möglich, denn 
nicht eine künſtlich friſierte landſchaftliche Umrahmung, 
ſondern das Herausarbeiten eines bodenſtändigen 
wirkungsvollen und überzeugenden Landſchaftsmotivs, 


das zum Ausgangs- und Mittelpunkt die Siedlung 
hat, muß das Ziel ſein. Alle Neupflanzungen haben 
ſich darum dem vorhandenen Pflanzenbeſtand anzu⸗ 
paſſen und unterzuordnen, denn jede Landſchaft hat 
ihr eigenes Geſicht. Da die Formen der freien 
Landſchaft zu verſchiedenartig ſind und ſtets alle 
bodenſtändigen Vorausſetzungen mit in Betracht ge⸗ 
zogen werden müſſen, wenn es gilt, eine Siedlung 
mit der Landſchaft in harmoniſchen Einklang zu 
bringen, laſſen ſich allgemein gültige Regeln dafür 
nicht aufſtellen. Auch dürfen Neupflanzungen von 
Bäumen niemals ſchematiſch durchgeführt werden, 
z. B. ſind Baumgänge, ſogenannte Alleen bei einer 
Siedlung meiſt überflüſſig. Sie haben nur unter 
ganz beſtimmten Vorausſetzungen hier Daſeinsbe⸗ 
rechtigung. Eine ſolche iſt z. B. gegeben, wo bei 
Aufteilung eines Gutes die Allee als Bindeglied 
zwiſchen dem vorhandenen alten Gutspark und der 
neuen Siedlung in Erſcheinung tritt. Dann aller⸗ 
dings iſt der Baumgang als organiſche Bindung 
von alt Vorhandenem und neu Hinzugekommenem 
außerordentlich wertvoll. Entſchließt man ſich in 
ſolchen, keineswegs ſeltenen Fällen, zu einer Allee⸗ 
pflanzung, dann empfiehlt es ſich, jene Baumart zu 
wählen, die im alten Gutspark vorherrſcht. Vor 
allem aber muß man ſich auch darüber klar ſein, daß 
bei einer Alleepflanzung der einzelne Baum ſeine 
Individualität zu Gunſten einer in ſich geſchloſſenen 
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Geſamtwirkung der Allee aufgeben 
muß, d. h. hier nicht in die üble 
Straßenbaumreihen-Pflanzung der 
Großſtädte zu verfallen, ſondern die 
Bäume in der Fluchtlinie ſo eng zu 
pflanzen, daß die Baumkronen ſchnell 
ein dichtgeſchloſſenes gewölbeartiges 
Laubdach bilden. Ich verweiſe als 
Beiſpiel nur auf die alten Kaſtanien⸗ 
alleen im Park zu Weimar, wo der 
Abſtand von Baum zu Baum nur 
4 bis 5 Meter beträgt. Selbſtver⸗ 
ſtändlich können für derartige Baum⸗ 
gänge Obſtbäume nicht verwendet 
werden. 

Für eine lebendige Steigerung des 
Hauſes von allergrößter Bedeutung 
iſt der Einzelbaum, die geſchloſſene 
Baumgruppe oder ein Baumtrupp, 
denn es iſt eine längſt erwieſene Tat- 
ſache, daß ſelbſt das beſcheidenſte und 
unbedeutendſte Bauwerk durch einen 
ſich zwanglos anlehnenden Baum, 
oder einer ganz natürlich ſich an⸗ 
ſchmiegenden Baumgruppe an Be⸗ 
deutung in der freien Landſchaft ge⸗ 
winnt und andererſeits Baum und 
Baumgruppe durch das Bauwerk be— 
ſonderen Wert erhalten. Dieſe Er⸗ 
fahrung ſollte man ſich ſtets bei dem 
freiſtehenden ländlichen Siedlerhaus 
zu Nutze machen und danach handeln. 

Auch ein kräftig ſich entwickelnder 
Wildſtrauch, z. B. der ſchon genannte 
gewöhnliche Holunder kann die Auf⸗ 
gabe erfüllen, Bindeglied der Land⸗— 
ſchaft ſein. Man hüte ſich aber, Baum⸗ 
und Strauchpflanzungen zu vermengen, Abb. 5 
der Charakter des Einzelbaumes, der 
ja gerade in der Stamm- und Kronenbildung 
zum Ausdruck kommt, ginge dabei verloren. Daß 
Obſtbäume hier im Sinne geſunder Heimkultur 
als Motiv vortreffliche Verwendung finden können, 
bedarf wohl keiner weiteren Worte, doch ſei darauf 
hingewieſen, daß man ſich betreffs der Sortenwahl 
aus Gründen der Wirtſchaftlichkeit an das Normal⸗ 
obſtanbauſortiment der jeweiligen Landwirtſchafts⸗ 
kammer halten ſoll. Durch ſolche wohlüberlegte 
Nachhilfe von Menſchenhand bei aller Beſchränkung 
der Mittel, die lebendige Amwelt jeder Siedlung 
zur größtmöglichſten Entfaltung zu bringen, muß 
zu einer allgemeinen Selbſtverſtändlichkeit werden. 

Straßenbaumpflanzungen in Reihen ſollte man 
innerhalb des Siedlungsbereiches nur dort anwenden, 
wo die Baumreihen für den Straßenverkehr von 
Nutzen ſind, z. B. als trennendes Glied von Bach 
und Straße, Straße und Waſſergraben, Straße und 
Böſchung. Dies gilt insbeſondere beim Ausbau 
von Feldwegen zu Verkehrsſtraßen, ein Vorgang, | 
der ſich bei Aufteilung von Gütern in Siedlerſtellen 


Gute Hausberankung macht den Eingang ſchattig und einladend 


meiſt immer ergibt. Dagegen ſind Landſtraßen, 
welche dem Verkehr von der Siedlung zum Dorf 
oder zur Stadt dienen, ſtets mit Baumreihen zu 
flankieren. Anſere Laubgehölze wie Birken, Eſchen, 
Ahorn, Linden, letztere auch im Intereſſe der Imkerei, 
und dann vor allen Dingen die Obſtbäume ſind 
dazu hervorragend gut geeignet. Nur darf man 
nicht vergeſſen, daß die Bepflanzung der Verkehrs⸗ 
adern unter weitgehendſter Berückſichtigung des Ver⸗ 
kehrs zu erfolgen hat. Es iſt ſogar möglich, die 
Bäume hier nicht nur als Wegweiſer, ſondern ſogar 
mittels geeigneter Sortenwahl als Verkehrsregler 
zu benutzen. Die Pyramidenpappeln können als 
Warnungszeichen bei Bahnübergängen dienen. Mit 
breitkronigen Laubbäumen (Kaſtanien, Linden) ſind 
Wegekreuzungen weithin ſichtbar zu machen. Im 
dichten Wald vermögen Birkenreihen Straßenkurven 
ſelbſt bei Nacht auf weite Entfernung zu kennzeichnen. 
Je zweckmäßiger ſolche Pflanzungen durchgeführt 
werden, um ſo ſelbſtverſtändlicher treten ſie in 
Erſcheinung, um ſo natürlicher beleben ſie die 
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Abb. 6 Eine Baumgruppe gibt der Siedlung eine eindrucksvolle Eingangswirkung. Solche Gruppen zur Kennzeichnung 
von Wegkreuzungen verwandt, wären nicht nur weithin ſichtbare Merkmale, ſondern würden einer Landſchaft auch 
Stil geben 


Landſchaft. Leider iſt es unmöglich, im Rahmen 
einer kurzen Abhandlung das Problem der Baum: 
pflanzungen in Verbindung mit Siedlungen er⸗ 


ſchöpfend zu behandeln. Daher mag dies genügen, 


um zu zeigen, von welcher Bedeutung der Baum, 
wie überhaupt die wohlabgewogene Verteilung der 
Grünmaſſen für die befriedigende landſchaftliche 
Wirkung einer ländlichen Siedlung iſt. Denn die 


Wechſelwirkung von Architektur und Großvegetation 


können die Schönheit der oſtpreußiſchen Landſchaft 
weſentlich ſteigern. 

Den unmittelbaren Zuſammenhang des lebenden 
Grün mit der Architektur bewirkt am eindruckvollſten 
die Hecke, welche ſeit alter Zeit bei unſeren ländlichen 
Wohnſtätten als Umhegung gepflanzt wurde. Aus 
dieſem Grunde, wie im Intereſſe des Vogelſchutzes 
ſollten bei neuen Siedlungen zur Umſchließung von 


Hof und Garten Hecken ganz allgemein verwendet 


werden. Es gibt keinen beſſeren und billigeren Wind⸗ 
ſchutz zur Steigerung des Gartenertrages wie die Hecke, 


denn dieſer Zweck gab ihr die Form. In Holſtein hat die 
Landbevölkerung ſeit altersher ſich dieſewirtſchaftlichen 


Vorteile der Heckenpflanzung in großzügiger Weiſe 
zu Nutze gemacht und planmäßig die weiten Weide⸗ 
flächen mit freiwachſenden Hecken durchzogen. Dieſe 
Windſchutzpflanzungen, „Knicks“ genannt, beitehen 


aus bodenſtändigen, winderprobten Gehölzen, die 
auf leicht aufgeworfenen Erdwällen eng gepflanzt 
und nur in Zeiträumen von 7 bis 9 Jahren knapp 
über dem Boden abgeſchlagen werden, um dann 
um jo dichter verzweigt als bewährte Sturm- und 
Windbrecher zu dienen. Die freie Landſchaft em⸗ 
pfängt durch dieſe Knicks eine ganz beſondere 
Linienführung von eigenartigen Reizen, und mir 
will ſcheinen, daß vom rein wirtſchaftlichen und 
praktiſchen Geſichtspunkt aus dieſe Knickpflanzungen 
für die ländlichen Siedlungen Oſtpreußens außer⸗ 
ordentlich wertvoll ſind und deshalb auch im Intereſſe 
der Landſchaftspflege mehr wie bisher hier vielſeitige 
Verwendung und Nutzanwendung finden ſollten. 
Aus allem aber erwächſt für die ſiedelnden 
Stellen die Aufgabe, nicht nur die reine Mechanik 
der Siedlung zu betreiben, ſondern in ihr auch 
dem rein Menſchlichen zur Geltung zu verhelfen, 
was ſich am ſichtbarſten darin ausdrückt, daß ſie in 
der geſchilderten Weiſe angewandte bewußte Land⸗ 
ſchaftspflege ausüben mit dem Ziel, beiungezwungener 
Einfachheit ſchlicht, gewollte ländliche Schönheit zu er⸗ 
zeugen. Dann wird die Siedlung zur wahren Heimat 
ihrer Bewohner, denn erſt im innigen Zuſammenklang 
des Natürlichen mit dem durch Menſchenhand Gejchaffe- 
nen wird die Zauberkraft des Wortes Heimat lebendig. 
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Die Grundgedanken des Seringwerkes „Die deutſche Landwirtſchaft 
unter volks⸗ und weltwirtſchaftlichen Geſichtspunkten“) 


von Dr. R. Bräuning, 
Aſſiſtent am Deutſchen Forſchungsinſtitut für Agrar⸗ und Siedlungsweſen, Abteilung Königsberg Pr. 


Die Wiedereingliederung der deutſchen Landwirt- 
ſchaft in die Volks⸗ und Weltwirtſchaft bildet das 


ſchwierigſte Problem, dem die deutſche Wirtichafts- | 


und Agrarpolitik in der Nachkriegszeit gegenüber⸗ 
ſtand. War ſchon das Ziel nach Umfang und Form 
umſtritten, ſo waren es noch mehr die einzelnen 
Maßnahmen, die dieſes Ziel verwirklichen ſollten. 
Wohl ſind nach dem Wiedereintritt Deutſchlands 
in die Weltwirtſchaft durch den Enquete-Ausſchuß 


die Erzeugungs- und Abſatzbedingungen in den ein⸗ 


zelnen Zweigen der deutſchen Wirtſchaft unterſucht 


worden, wohl liegen auch eine Reihe von Unter- 


ſuchungen über die Verhältniſſe unſerer Haupt- 
konkurrenzländer auf dem Markt der landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugniſſe vor, es war jedoch bisher nur 
gelungen, 


im Rahmen der Volks- und Weltwirtſchaft fehlte, 
ſo bitter nötig ſie auch war. 


Wohl niemand war ſo für dieſe Aufgabe gerüſtet 


wie Sering, der die Verhältniſſe der amerikani⸗ 


ſchen Landwirtſchaft bereits in den 80 er Jahren 


ſtudiert und ſich durch eine Studienreiſe in den 
letzten Jahren erneut vom Stand der Dinge in 
Überjee überzeugt hatte. Seine umfangreichen 
Studien über die Verhältniſſe des Weltmarkts der 
landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe und ſeine Mitarbeit 
an führender Stelle im landwirtſchaftlichen Unter⸗ 
ausſchuß des Enquete⸗Ausſchuſſes waren ihm für 
dieſe Aufgabe noch beſonders wertvoll. 
vorragender Stab von Mitarbeitern bildet ein 
weiteres Moment für eine erfolgreiche Löſung der 
ſchwierigen Fragen. 


*) Sämtliche in dieſem Aufſatz angeführten Zahlen ſind 
dem hier behandelten Buch entnommen: „Die deutſche 
Landwirtſchaft unter volks- und weltwirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten“, dargeſtellt unter Verwertung und Ergän⸗ 
zung der Arbeiten des Ausſchuſſes zur Anterſuchung der 
Erzeugungs⸗ und Abſatzbedingungen der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft in Gemeinſchaft mit O. Appel-Berlin, F. Beckmann⸗ 


Bonn, L. v. Bismarck⸗Berlin, W. M. Frhr. von Biſſing⸗Berlin, 


Th. Brinkmann⸗Bonn, A. Brinkmeyer⸗Berlin, H. Burckhardt⸗ 
Berlin, C. von Dietze-Jena, W. Gerloff- Frankfurt a. M., 


A. Grieſer-Berlin, J. Hanſen-Berlin, E. Herr-Berlin, A. Heſſe⸗ 
M. Högel-Wertenſon-Berlin, 


Breslau, J. Hirſch-Berlin, 
Fr. Keiſer⸗-Berlin, P. Kerp-Berlin, H. Krieger-Weimar, 
H. Künanz-Konradsdorf, E. Lang - Königsberg Pr., B. Meh⸗ 
ren? = Berlin, Frz. Mendelſon-Berlin, K. Mohs⸗ Berlin, 
A. Münzinger⸗Hohenheim, Fr. Müſſemeier-Berlin, M. P. Neu⸗ 


mann⸗Berlin, H. Niehaus-Berlin, Th. Roemer-Halle a. S., 


A. Schindler-Berlin, W. Schlabach-Berlin, Fr. Schlömer⸗ 


Berlin, A. Vogel⸗Berlin, F. G. Wahl⸗Berlin, E. Wiedemann⸗ 
Eberswalde, W. Wilmanns⸗Jena. — Max Sering, 


Direktor des DeutſchenFForſchungsinſtituts für Agrar⸗ und 
Siedlungsweſen, Abteilung Berlin; Berichte über Land⸗ 


wirtſchaft, Neue Folge, 50. Sonderheft, Verlag Paul Parey, | 
MN. 


Berlin 1932, Preis geb. 62. — RM. 


in Einzelfragen Klarheit zu ſchaffen; 
eine Geſamtdarſtellung der deutſchen Landwirtſchaft 


Ein her⸗ 


Die umfaſſende Weite der Probleme, die das 
Buch behandelt, kommt am beſten zum Ausdruck in 
Serings eigenen Worten im Vorwort des Werkes: 
„Können für das in verengtem und zerriſſenem 
Raum zuſammengeballte 65-Millionen-Volk der 
Deutſchen die notwendigſten Lebensmittel aus dem 
eigenen Boden gewonnen werden? Können die 
deutſchen Landwirte dem Wettbewerb der weit- 
räumigen Länder ſtandhalten ohne einen Hochzoll⸗ 
ſchutz, welcher dem ſeit dem Krieg rohſtoffärmſten 
Induſtrievolk der Erde den Wettbewerb um die 
ausländiſchen Märkte auf die Dauer unmöglich 
macht? Können die deutſchen Landwirte auch nur 
mit der Veredelungswirtſchaft der Nachbarländer 
gleichen Schritt halten, denen Leihkapital zur Hälfte 
des deutſchen Zinsfußes zur Verfügung ſteht? 
Durch welche Maßnahmen kann die Verſorgung 
des deutſchen Volkes mit Erzeugniſſen des heimiſchen 
Landbaus vermehrt, verbeſſert und verbilligt werden? 

Agrarnot herrſcht nicht nur in Deutſchland, ſondern 
— wenn auch nur ſelten in gleichem Ausmaß — 
faſt über die ganze Erde hin, und zugleich eine 
Induſtrienot mit Millionenheeren von Arbeitsloſen. 
Wie hängen dieſe Erſcheinungen zuſammen? Handelt 
es ſich um ein Verſagen der „kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsordnung“, liegt die Heilung etwa auf dem 
Wege, den das ruſſiſche Volk eingeſchlagen hat? 
Haben die deutſchen Unternehmer und Arbeiter in 
Induſtrie und Landwirtſchaft ihren Betrieb und 
ihre Lebenshaltung den veränderten Erzeugungs⸗ 
und Abſatzbedingungen anzupaſſen gewußt, und wie 
ſollen ſie ſich weiterhin verhalten?“ 

Wir haben es uns zur Aufgabe gemacht, 
hier aus der Fülle der Feſtſtellungen, Folgerungen 
und Vorſchläge die Grundgedanken heraus zu— 
ſchälen und darzuſtellen. Vier Fragen ſollen 
uns dabei als Richtſchnur dienen. 

1. Wo ſtehen wir heute mit unſerer Landwirt⸗ 
ſchaft techniſch und wirtſchaftlich? 

2. Welche Maßnahmen ſind zur Beſſerung der 
Lage der Landwirtſchaft und zur Hebung ihrer 
Leiſtungsfähigkeit ergriffen worden? 

3. Wie beurteilt Sering die Zukunft und welche 
Maßnahmen ſchlägt er vor? 

4. Welche Ausſichten ergeben ſich für die länd⸗ 
liche Siedlung auf Grund der gegenwärtigen 
Lage und der vorausſichtlichen weiteren Ent⸗ 
wicklung der deutſchen Landwirtſchaft? 


Wo ſtehen wir heute mit unſerer Landwirtſchaft 
techniſch und wirtſchaftlich? 

Die großen Landverluſte des Deutſchen Reiches 

im Frieden von Verſailles haben die Ernährungs⸗ 

grundlage des deutſchen Volkes weſentlich geſchmälert. 
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Einem Verluſt von 9,6 / der Bevölkerung ſteht Die ſtärkſten Steigerungen finden ſich bei den 


eine Verminderung der Landfläche um 13%, der 


landwirtſchaftlich genutzten Fläche um 15% gegen⸗ 
über. Trotzdem iſt es in den letzten Jahren ge⸗ 
lungen, die Ernährung des deutſchen Volkes zu 
zu ihrem weſentlichen Teil aus der eigenen Scholle 
zu bewerkſtelligen. Das zeigen die folgenden An⸗ 
gaben über die wertmäßige Bilanz der deutſchen 
Lebensmittelverſorgung im Jahre 1930: 
Einfuhrüberſchuß an Lebensmitteln und von der 
Landwirtſchaft verbrauchten induſtriellen Rohſtoffen: 
1911/13 2,7 Milliarden RM 
1925/27 4,0 50 „ 
1930 3,0 „5 „ 
Unter Einrechnung der von der Landwirtſchaft 
verbrauchten induſtriellen Rohſtoffe (Futter⸗ und 


Düngemittel) und unter Berückſichtigung der Geld⸗ 


entwertung ſtellt ſich demnach die wertmäßige Bilanz 
der deutſchen Lebensmittelverſorgung im Jahre 1930 
ziemlich ebenſo günſtig wie im Durchſchnitt der 
Jahre 1911/13. Dieſe erfreuliche Tatſache iſt nur 
teilweiſe eine Folge geſteigerter Produktion 1 der 
deutſchen Landwirtſchaft. Zum anderen Teil iſt ſie 
eine Folge der Weltwirtſchaftskriſe, die einen billi⸗ 
geren Einkauf für die Einfuhrwaren ermöglichte, aber 


auch einen Rückgang des Verbrauchs mit ſich brachte. 


Gleichzeitig mit dieſer Veränderung in der Er⸗ 
nährungsgrundlage des deutſchen Volkes waren 


noch weitere für das Ergehen der Landwirtſchaft 


ausſchlaggebende Anderungen ihrer Produktionsver⸗ 
hältniſſe in der Nachkriegszeit eingetreten. Die 
wichtigſten davon ſeien hier genannt: 

1. Die veränderte Preisentwicklung für landwirt⸗ 


Sozialverſicherungen und Steuern. Die Steigerung 
der Löhne bewegt ſich in ähnlichem Rahmen wie 
diejenige der übrigen Produktionsmittel. Bei den 
Sozialverſicherungen und Löhnen iſt für den Land⸗ 
wirt eine Anpaſſung an veränderte Verhältniſſe 
nur in geringem Umfang möglich. Beſonders nad)- 
teilig mußte ſich die ſtarke Steigerung der Steuern 
auswirken, da dieſen der Landwirt nicht ausweichen 
und ſie auch nicht auf ſeine Abnehmer abwälzen 
konnte. Das geht ganz deutlich aus dem unver: 
änderten Index der Steuern die ganzen Jahre hin⸗ 
durch hervor. Zwei Drittel der ländlichen Geſamt⸗ 
ſteuern ſind Realſteuern, die ſich ſtarr nach der Be⸗ 
triebsgröße richten und weder die Leiſtungsfähigkeit 
des Betriebes noch die Vermögenslage des Betriebs⸗ 
leiters berückſichtigen. Dieſe Starrheit der länd- 
lichen Beſteuerung muß beſonders dann verhängnis⸗ 
voll wirken, wenn die Steuerlaſt wie in den letzten 
Jahren weit über die Kraft der Beſteuerten 
hinausgeht. 


Günſtiger lagen dagegen die Möglichkeiten der 
Anpaſſung für den Landwirt bei den veränderten 
Preisverhältniſſen. Hier hat eine ſolche auch tat 
ſächlich in ſtarkem Umfang ſtattgefunden. Der 
Steigerung der Löhne und Soziallaſten, die einen 
ganz erheblichen Teil der Geſamtausgaben des 
Landwirts ausmachen, war nur zu begegnen durch 
eine Verminderung der Arbeitskräfte. Eine ſolche 
ließ ſich aber am eheſten erreichen durch Verringe⸗ 
rung des viel Arbeit beanſpruchenden Ackerlandes 


und Ausdehnung des weniger Arbeit erfordernden 


ſchaftliche Erzeugniſſe und Erzeugungsmittel, 


Die Entwicklung des landwirtſchaftlichen Kredits 
und Zinsfußes. 

Die veränderten Arbeiter- und Lohnverhältniſſe. 
Die Anderungen in der Sozialverſicherung und 
Beſteuerung. 

Wir wollen im Folgenden das Ausmaß der 
wichtigſten dieſer Veränderungen kurz darſtellen und 
unterſuchen, wie weit eine Anpaſſung der deutſchen 
Landwirtſchaft erfolgt und möglich iſt. 


Indices für Betriebsaufwand und Erzeugnispreiſe. 
!!!,. ñðñðͤ ß ̃ ðͤ ß ̃ĩðͤ 


Vor⸗ 
kriegszeit 
1929/30 


1924/25 


1925/26 


Erzeugnispreiſe 100 | 121] 1141320 182 124/117 
Betriebsaufwand. 1001860 143] 1460 152] 154158 
Betriebsaufwand = 


100, Preisindices: 89 80 84] 87| 801 76 


Künſtl. Düngemittel . 1001060 109] 103] 97, 101/102 
Futtermittel 100146 130! 1880 153] 150185 
Induſtr. Fertigwaren. 100158 187 144, 154] 159] 155 
Lohnn 100128 184 4 150151 151 
Sozialverſicherungen. 100 220 2800 360] 390 890 400 
Steuern (abzugsfäh.). |100 870 870, 870. 370| 370| 370 


Grünlandes. Die Umſtellung auf vermehrtes Grün⸗ 
land bildet das Hauptmerkmal der Entwicklung der 
deutſchen Landwirtſchaft in den letzten Jahren. Die 
Vermehrung der Grünlandflächen zog notwendiger⸗ 
weiſe eine Ausdehnung der Nutzviehhaltung nach 
ſich, die in einem höheren Bedarf an Futterrüben 
eine Ausdehnung des Hackfruchtbaus auf dem Acker 
und eine höhere Stallmiſterzeugung mit ſich brachte. 
Auf dieſe Weiſe wurde eine Herabſetzung des Dünger⸗ 
kontos, eine Verbeſſerung der Ackerkultur und eine 
Hebung der Ackererträge erzielt. Das war gleich— 
bedeutend mit einer Verbilligung der Produktion. 


Der Kapitalſchwäche der landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebe wurde Rechnung getragen durch eine Ver⸗ 
minderung des Riſikos, wie ſie ein verſtärkter An⸗ 
bau von Menggetreide und Miſchfrucht beſonders 
in den öſtlichen Teilen Deutſchlands möglich macht. 
Die Ausdehnung der Nutzviehbeſtände erfolgte vor⸗ 
wiegend in der Milchviehhaltung, einem Betriebs⸗ 
zweig, für deſſen Erzeugniſſe ſich die Preisrelationen 
zunächſt wenigſtens nicht ſo ungünſtig entwickelt 
hatten als bei den anderen Zweigen des Betriebes. 
Die Milcherzeugung weiſt zuſammen mit der eben- 
falls ausgedehnten Schweinehaltung den ſchnellſten 
Kapitalumſchlag in der Landwirtſchaft auf. Die Am⸗ 
ſtellung auf dieſe Betriebszweige entſprach alſo 
durchaus den geſteigerten Zinsſätzen und der Knappheit 
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des Leihkapitals, das ſich gerade hier noch am eheſten 
mit Nutzen verwenden ließ. 

Im ganzen muß man feſtſtellen, daß die 
Umſtellung der deutſchen Landwirtſchaft in 
der Nachkriegszeit den Veränderungen in 
den Produktions- und Abſatzverhältniſſen 
durchaus Rechnung getragen hat. Auch Sering 
beſtätigt das, indem er jagt: „Die gemachten Auf⸗ 


wendungen waren zweckmäßig und Fehlinveſtitionen 


nicht häufiger als in der Induſtrie.“ 

Der Erfolg der Anpaſſung der deutſchen Land— 
wirtſchaft an die veränderten Erzeugungs- und Ab⸗ 
ſatzbedingungen blieb nicht aus. 
einem Anſtieg der Reinerträge und in einer Ver⸗ 
minderung der Verluſtbetriebe. 

Prozentiſcher Anteil der Verluſtbetriebe 
an der Geſamtzahl der Betriebe: 


Jahr im Oſten im Weſten und Süden 
1924/25 61 39 
1925/26 37 39 
1926/27 38 35 
1927 /28 37 40 
1928/29 31 31 


Er äußerte ſich in 


Zunahme der Zwangsverſteigerungen die notwendige 
Folge. 
Zwangsverſteigerungen im Reichsgebiet ohne 
Württemberg, Baden und Thüringen: 

1924 96 landw. Betriebe mit 2 048 ha 
1929 1727 8 „ 85.501 „ 
Die Steigerung beträgt der Zahl nach das Zwanzig⸗ 

fache, der Fläche nach das Vierzigfache. 

Dieſe wenigen knappen Daten ſollten das Bild 
von der Lage der Landwirtſchaft und ihren Urſachen 
ſchlaglichtartig beleuchten und ſo eine Unterlage für 
unſere weiteren Betrachtungen liefern. 


Welche Maßnahmen ſind zur Beſſerung der Lage 


der Landwirtſchaft und zur Hebung ihrer Leiſtungs⸗ 


wenn ſie dieſes Mißverhältnis bejeitigen. 


Trotz dieſer erfreulichen Entwicklung war eine 


fortlaufende bedrohliche Verſchlechterung der 


Lage der deutſchen Landwirtſchaft in der 
Zeit nach der Stabiliſierung der Währung 


zu beobachten. Die erheblichen Wirtſchaftsverluſte 
der erſten Nachinflationsjahre und die Koſten der 
Umſtellung hatten zu einer beträchtlichen Neuver⸗ 
ſchuldung der Landwirtſchaft geführt. Das Wirt⸗ 
ſchaften war außerordentlich ſchwer und eine klare 
Zielſetzung war durch die widerſpruchsvolle Ent⸗ 
wicklung der geſamten Verhältniſſe aufs empfindlichſte 
gehemmt. Auf der einen Seite ſtanden die hohen 
auf Grund und Boden gelegten Laſten, die höhere 
Erträge fordern, auf der anderen herrſchte die Kapital⸗ 
knappheit, die auf Extenſivierung drängt. 


Die langſam ſteigenden Reinerträge kamen mit | 
der raſch wachſenden Zinslaſt nicht mit und der 


hohe Zinsfuß der nur kurzfriſtig verfügbaren Leih⸗ 
kapitalien führte zu einer rapiden Schuldenzunahme. 
Von 100 unterſuchten Betrieben hatten bereits 
1927/28 im Oſten 46,3, im Weiten und Süden 
41,8 einen Zinſendienſt von über 105 % des Rein⸗ 
ertrages. Dabei verſchlechterte ſich die Situation 
der Betriebe mit zunehmender Betriebsgröße. 


Die Geſamtverſchuldung der deutſchen Landwirt⸗ ö 


ſchaft betrug 
im September 1930 ca. 11,6 Milliarden RM 
1913 13,0 
Die Zinslaſt der deutſchen Landwirtſchaft betrug 
im September 1930 965 Millionen RM 
1913 750 
ſie war alſo 1930 bereits erheblich über den Stand 
von 1913 hinaus angewachſen. 
Allein im Jahre 1928/29 betrug die durchſchnitt⸗ 
liche Verſchuldungszunahme der deutſchen Landwirt⸗ 


ſchaft 24 RM je Hektar landwirtſchaftlich genutzter 


Fläche. 


Bei dieſer Lage der Dinge war eine raſche 


fähigkeit ergriffen worden? 

Als Hauptgrund für das ſchlechte Ergehen 
der Landwirtſchaft iſt uns bisher immer wieder 
das Mißverhältnis zwiſchen Reinertrag und 
Zinslaſt begegnet. Maßnahmen zur Förderung 
der Landwirtſchaft können alſo nur Erfolg haben, 
Dieſes 
Ziel läßt ſich erreichen entweder durch eine Senkung 
der Zinslaſt oder durch eine Hebung der Reinerträge. 
Eine Senkung der Zinslaſt wurde verſucht durch die 
Reform des Kreditweſens und durch die Umſchuldung. 
Zur Steigerung der Reinerträge ſteht eine ganze 
Reihe von Mitteln zur Verfügung. Hierher gehören: 

1. Die Förderung des Bildungs- und Beratungs— 

weſens in der Landwirtſchaft. 

2. Die Maßnahmen zur Steigerung und Verbilli⸗ 

gung der Produktion 

B. Pflanzenſchutz, Seuchenbekämpfung, Feld⸗ 
bereinigung, Meliorationen, Düngung, Züchtung, 
Mechaniſierung). 

Das gemeinſame Ziel der eben genannten Maß⸗ 
nahmen iſt die Steigerung der Produktivität, alſo 
die Erzielung höherer Erträge bei gleichbleibendem 
Aufwand oder gleichbleibender Erträge bei ſinkendem 
Aufwand, mit anderen Worten ausgedrückt, die Ver⸗ 
billigung der Erzeugung. 

3. die Verringerung der allgemeinen Koſten des 
landwirtſchaftlichen Betriebes läßt ſich erzielen 
durch Senkung der öffentlichen Laſten und 
Steuern. 

.Das wichtigſte Mittel zur Steigerung der Rein⸗ 
erträge, die Hebung der Preiſe, wird angewandt 
in der Förderung des Genoſſenſchaftsweſens, 
in der Organiſation des Abſatzes und in der 
Zollgeſetzgebung. 

Trotz ſtark geſteigerten Aufwandes von öffentlichen 

Mitteln für dieſen Zweck in der Nachkriegszeit iſt 

die Lage der deutſchen Landwirtſchaft heute ſchwieriger 

denn je. Der Erfolg dieſer Maßnahmen iſt nicht 
befriedigend. So ſcheint die Frage nicht unberechtigt, 
ob dieſe Mittel in zweckmäßiger Weiſe angewandt 
und immer am richtigen Ort eingeſetzt worden ſind. 

Alle Beſtrebungen zur Hebung der Produktivität 
ſind langfriſtiger Natur. Sie wirken nur langſam 
und können keine raſche Steigerung der Reinerträge 
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bringen. Die Senkung der Produktionskoſten auf 
dem Wege der Senkung der öffentlichen Laſten und 
Steuern verſpricht zwar ſchnellere Erfolge, ſie hat 
aber ihre Grenzen in den zur Erfüllung der un⸗ 
umgänglichen Staatsaufgaben erforderlichen Mitteln. 
Deshalb ſind von dieſer Seite ſtarke Einflüſſe zur 
Hebung des Reinertrages nicht zu erwarten. Durch 
Organiſation des landwirtſchaftlichen Abſatzes und 
durch Förderung des Genoſſenſchaftsweſens iſt es 
möglich, die Produktionsmittel des Landwirts zu 
verbilligen und ſeinen Anteil am Verbraucherpreis 
der landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe zu ſteigern. Dieſe 
Maßnahmen verſprechen nicht unerheblichen Erfolg. 
Leider ſind die Fortſchritte auf dieſem Gebiet auch 
nur ſchrittweiſe zu erreichen und wir haben hier 
noch einen langen Weg bis zum Ziel vor uns. 

Als entſcheidendes Mittel zur Erhaltung und 
Steigerung der Preiſe der landwirtſchaftlichen Er⸗ 
zeugniſſe hat ſich die Zollgeſetzgebung erwieſen. Sie 
iſt das einzige raſch wirkſame Mittel zur Hebung 
der Preiſe für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe und 
zum Ausgleich des Gegenſatzes zwiſchen Zinslaſt und 
Reinertrag. 

Die Zollgeſetzgebung der Nachkriegszeit läßt ſich 
in zwei Perioden einteilen. Der erſte Abſchnitt 
umfaßt die Zeit von 1925 bis 1929. In dieſer 
Zeit baſierten die Agrarzölle im weſentlichen auf 
den Sätzen des Bülow-Tarifs vom Jahre 1902. 
Nur bei Fleiſch wurde der Zollſchutz durchbrochen, 
indem die zollfreie Gefrierfleiſcheinfuhr allerdings 
unter Beſchränkung geſtattet wurde. Beim Getreide, 
beſonders beim Weizen hatte man den Zollſchutz 
der Vorkriegszeit ſogar etwas vermindert, während 
man den Veredelungserzeugniſſen einen etwas ſtärkeren 
Schutz zudachte. Für Lebendvieh waren die Zoll⸗ 
ſätze im Jahre 1928 ſogar doppelt ſo hoch wie vor 
dem Kriege geworden. Im ganzen läßt ſich als 
Tendenz der Agrarzölle dieſer Zeit eine leichte Be⸗ 
vorzugung der Veredelungserzeugung erkennen. 


Im zweiten Abſchnitt, in der Zeit ſeit 1929, 
machte der Zuſammenbruch der Preiſe für die land⸗ 
wirtſchaftlichen Erzeugniſſe auf dem Weltmarkt eine 
beweglichere Geſtaltung der Zollgeſetzgebung not⸗ 
wendig. Im Dezember 1929 wurden zum erſten 
Mal bewegliche Zölle für Schweine und Brotgetreide 
eingeführt, wobei jedoch die Grenzen der Schwankungen 
nach oben und unten noch feſtgelegt wurden. Etwas 


ſpäter wurden auch für Futtergetreide und Kleie ber 
wegliche Zölle notwendig. Zur Regulierung des 
Abſatzes des überſchüſſigen Roggens und der Kar⸗ 
toffeln wurde 1930 für Mais ſogar ein Monopol 
geſchaffen. Die Aufhebung der zollfreien Gefrier⸗ 
fleiſcheinfuhr und die Erhöhung des Zolls für Butter, 
Futtergerſte und Kleie bilden weitere Etappen auf 
dem Wege zur Erhöhung des Schutzes der deutſchen 
Landwirtſchaft. Schließlich bekam durch die Not⸗ 
verordnung vom 28. 3. 1931 die Reichsregierung 
die weitgehende Ermächtigung, mit Hilfe von Zoll⸗ 
maßnahmen einen Ausgleich zwiſchen den Preis | 


im ganzen 


indices der Agrarſtoffe und denjenigen der Induſtrie⸗ 
erzeugniſſe zu ſchaffen. 

Die wichtigſten Daten aus der Entwicklung der 
deutſchen Agrarzölle in der Nachkriegszeit zeigt nach⸗ 
ſtehende Tabelle: 


5 Indexzahlen 

Zollſätze RM je dz 1913 — 100 

1906-14 1928 15.5.31 1928 15.5.31 

Roggen. 5,00 5,00 20,00 100 400 

Weizen 5,50 5,00 25,00 91 444 

Braugerſte 4,00 5,00 20,00 125 500 

Futtergerite . 1,30 2,00 18,00 154 1385 

(6,00 bei i 

Hafer 5,00 5,00 16,00 100 320 

Mais 8 3,00 2,50 Monopol 83 Monopol 

Lebende Rinder 8,00 16,00 24,50 200 306 

5 Schafe 8,00 16,00 22,50 200 275 

„ Schweine 9,00 16,00 40,00 178 444 

5 Gänſe — — 24,00 — — 

5 Hühner 4,00 6,00 6,00 150 150 
Rind⸗ und Schaf⸗ 

fleiſch 27,00 37,50 55,00 139 204 

Schweinefleiſch. 27,00 32,00 55,00 118 204 

Schweineſpeck 36,00 14,00 14,00 39 39 

Schweineſchmalz 10,00 6,00 6,00 60 60 

Butter 20,00 27,50 50,00 138 250 

Quark 30,00 5,00 6,00 17 20 

Käſe 15,00 20,00 20,00 133 133 

Kae 20,00 20,00 20,00 100 100 

Tafelkäſe 20,00 30,00 30,00 150 150 

Eier 2,00 5,00 5,00 250 250 


Es ergibt ſich hieraus ganz deutlich, daß in der 
neueſten Entwicklung im Gegenſatz zu der Zeit von 
1925/28 dem Getreidebau der ſtärkere Zollſchutz 
zuteil wurde, während bei den Veredelungserzeug⸗ 
niſſen, abgeſehen von den Schweinen, nur verhältnis⸗ 
mäßig geringe Erhöhungen erreicht worden ſind. 

Überbliden wir nochmals das ganze Gebiet der 
Förderungsmaßnahmen der deutſchen Landwirtſchaft, 


ſo haben ſich zweifelloſe Erfolgsmöglichkeiten für die 


Maßnahmen zur Hebung der Reinerträge, wenn 
auch in beſchränktem Umfang ergeben. Für die 
Maßnahmen zur Senkung der Zinslaſt läßt ſich das 
nicht ganz ſo unumwunden bejahen. Der landwirt⸗ 
ſchaftliche Perſonalkredit konnte durch Aufwendung 
von 90 Millionen Reichsmark für die Rationaliſierung 
des Genoſſenſchaftsweſens vor dem Zuſammenbruch 
bewahrt werden. Neben dieſer Hilfe für den kurz⸗ 


ßfriſtigen Kredit des Landwirts iſt für die Landwirt⸗ 


ſchaft des öſtlichen Deutſchlands auch auf dem Gebiet 
des langfriſtigen Kredits auf dem Wege der Um: 
ſchuldung ſehr viel getan worden. Für Zwecke der 
Umſchuldung ſind bis Ende 1930 
183,6 Millionen RM 
aufgebracht worden. 
Davon: für Oſtelbien ohne 
Schleswig⸗Holſtein 135,1 on 9 
für Oſtpreußen 96,0 En 5 
Das Oſthilfegeſetz ſieht weitere 500 Millionen RM 
für Umſchuldungszwecke vor, die ſich auf die Zeit 
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von 1931 bis 1936 verteilen und aus Mitteln der 
Bank für Induſtrie⸗Obligationen beſchafft werden 
ſollen. | 

Der Sinn der Umſchuldung iſt, die Betriebe von | 
den Störungen der kurzfriſtigen Kreditfälligkeiten 
zu befreien und ihre Zinslaſt herabzuſetzen. Die 
Steigerung der Reinerträge ſollte dann die ver⸗ 
bleibende Zinslaſt tragbar machen. Zweifellos wäre 
bei ſchnell anſteigenden Reinerträgen dieſe Löſung 
gelungen. Leider iſt die Steigerung der Reinerträge 
nicht in dem erhofften Tempo erfolgt. Darum iſt 
die erſtrebte Sanierung durch die Umſchuldung auch 
nur in einem Teil der Fälle eingetreten. 

Im Juni 1930 waren in Oſtpreußen bereits ein 
Drittel aller ausgegebenen Umſchuldungskredite not= | 
leidend geworden. Den Ausfall von 10 Millionen 
hatten Preußen und Reich mit je 37% und die 
Provinz Oſtpreußen mit 25 % zu tragen. Es ergibt 
ſich alſo als Wirkung der Umſchuldung eine Über⸗ 
nahme des Riſikos des einzelnen Gläubigers auf 
die breiteren Schultern der Geſamtheit der Steuer: | 
zahler. Eine Beſeitigung des Mißverhältniſſes 
zwiſchen Reinertrag und Zinslaſt konnte demnach die 
Umſchuldung in vielen Fällen nicht bringen, ſie konnte 
den Zuſammenbruch der Betriebe lediglich hinaus⸗ 
ſchieben. Die Preußenkaſſe ſpricht das offen aus, 
indem ſie jagt, daß die Umſchuldungsmaßnahmen 
mehr zur Geſundung des landwirtſchaftlichen Ge 
noſſenſchaftsweſens als der verſchuldeten Betriebe 
beigetragen habe. 

Der kataſtrophale Sturz der Preiſe für die Ver⸗ 
edelungserzeugniſſe im Jahre 1931 und die nur 
geringen Möglichkeiten des Zollſchutzes auf dieſem 
Gebiet haben die Hoffnung auf ſchnell ſteigende 
Reinerträge vollends auf lange hinaus zerſtört. So 
iſt zu befürchten, daß die zur Beſeitigung 
des Mißverhältniſſes zwiſchen Reinerträgen 
und Zinslaſt notwendige Schuldenſenkung 
in den meiſten Fällen nur durch das harte 
Mittel der Zwangsverſteigerung unter Aus⸗ 
fall der meiſten hinter der erſten Hypothek ſtehenden 
Gläubiger möglich ſein wird. Eine Geſundung 
der Landwirtſchaft ohne Verminderung der Schulden- 
und Zinslaſt auf das bei mittleren Reinerträgen 
tragbare Maß ſcheint ausgeſchloſſen. 

Nach dieſem kurzen überblick über die Lage der 
deutſchen Landwirtſchaft und über die Ausſichten 
der zu ihrer Beſſerung ergriffenen Maßnahmen 
wollen wir uns nunmehr der Frage zuwenden: 
Wie beurteilt Sering die Zukunft der deutſchen 
Landwirtſchaft und welche Maßnahmen ſchlägt 

er vor? | 

Wir konnten bei unjeren bisherigen Betrachtungen 
an drei Stellen Berührungspunkte der deutſchen 
Landwirtſchaft mit dem Weltmarkt und dem Aus⸗ 
land feſtſtellen: 

1. auf dem Gebiete der Preiſe, 

2. beim Zinsfuß, 

3. bei der Höhe der öffentlichen Laſten, ſoweit 

ſie durch die Reparationslaſten verurſacht ſind. 


Gerade dieſe drei Punkte find aber für das Er- 
gehen der Landwirtſchaft ſo weſentlich, daß eine 
ungünſtige Entwicklung der Weltwirtſchaft auf dem 
Weg über dieſe Beziehungen ſich äußerſt nachteilig 
auswirken muß. Das iſt der Grund, weshalb auch 
der deutſche Landwirt ſeinen Blick auf die Ent⸗ 


wicklung der Weltwirtſchaft richten muß. 


Wie ungeheuer aber gerade jetzt die Verwirrung 
in der Weltwirtſchaft geworden iſt, das zeigen die 
25 Millionen Arbeitsloſe, die ſchon im April 1931 
in den Induſtrieländern der Erde vorhanden waren. 
Inzwiſchen find es ſicher noch erheblich mehr ge⸗ 


worden. 


Die große Richtung des Verkehrs, ſagt Sering, 
iſt immer durch den Austauſch zwiſchen Landwirt⸗ 
ſchaft und Induſtrie gegeben. Deshalb ſetzt das 
Gleichgewicht in jeder Volkswirtſchaft und in der 
Weltwirtſchaft eine gleichmäßige Wohlſtandsentwick⸗ 
lung in Stadt und Land in Induſtrie- und Agrar⸗ 
ländern voraus. Ein ſolches Verhältnis hat in der 
Vorkriegszeit beſtanden. Es iſt heute aufs empfind⸗ 
lichſte geſtört. 

Der Krieg hat für die europäiſchen Induſtrieſtaaten 
eine ungeheure Kapitalvernichtung mit ſich gebracht 
und Amerika iſt in gewaltigem Umfang Gläubiger 
des induſtriellen Europas geworden. Es geht aber 
auf die Dauer nicht, daß ein Land Kapital ausleiht 
und gleichzeitig ſich gegen die Einfuhr ſeiner Schuldner 
zur Wehr ſetzt. Anſtelle von friedlichem Zuſammen⸗ 
arbeiten in der Weltwirtſchaft hat ſich unter Führung 
des ſtärkſten Gläubigerlandes, Amerika, die gegen- 
ſeitige Abſperrung der Völker verſchärft. Vor dem 
Krieg hatten die reichen Induſtrieländer Europas 
mit ihrem Kapital die Rohſtoffländer der Erde er⸗ 
ſchloſſen, und jo für ihre Induſtrie immer neue Be- 
tätigungsgebiete geſchaffen. Im Krieg hatten ſie 
ihre Kapitalien und ihren Markt an Amerika ver⸗ 
loren, das — ſelbſt Induſtrieland — eine Bezahlung 
der Schulden und Zinſen in Form von induſtriellen 
Erzeugniſſen ablehnte und durch ſeine eigene Kon⸗ 
kurrenz den europäiſchen Schuldnerländern den Ab- 
ſatz auch auf den übrigen Märkten erſchwerte. 

So waren zum erſten Mal in der Geſchichte der 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaft hochverſchuldete Induſtrie⸗ 
länder entſtanden, ein Widerſpruch in ſich ſelbſt, 
der allein ſchon zu einer Störung der Weltwirtſchaft 
führen mußte. Gleichzeitig hatte ſich eine ſtarke Dis⸗ 
parität der Preiſe zwiſchen landwirtſchaftlichen und 
induſtriellen Erzeugniſſen entwickelt. Dieſe war ver⸗ 
urſacht durch eine überaus ſtarke Organiſation und 
die damit verbundene Regulierung der Erzeugung 


und die Erſtarrung der Preiſe in der Induſtrie, und 


auf der andern Seite durch die Unmöglichkeit eines 
Zuſammenſchluſſes für die Millionen landwirtſchaft⸗ 
licher Erzeuger und die Unmöglichkeit der Regelung 
der Produktion in der Landwirtſchaft. Dadurch war 
das für die Erhaltung des Wohlſtandes notwendige 
Gleichgewicht zwiſchen Stadt und Land, zwiſchen 
Induſtriewaren und landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen 
verloren gegangen. 
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In der hohen Verſchuldung wichtiger Induſtrie⸗ 
länder, in der Preisdisparität zwiſchen Agrarerzeug⸗ 
niſſen und Induſtriewaren ſowie in der gegenſeitigen 
Absperrung der am Welthandel beteiligten Länder 
ſieht Sering die Haupturſache der gegenwärtigen 
Weltkriſe. Dazu kommt noch die politiſche Fried⸗ 
loſigkeit, die durch Verſailles verurſacht iſt, und die 
die Welt nicht zur Ruhe kommen läßt. ö 

Gegen die hohen Schulden der Induſtrieländer 
gibt es nur ein Mittel, die Beſeitigung der Kriegs⸗ 
ſchulden und Reparationen. Gegen die Preisdisparität 
zwiſchen landwirtſchaftlichen und induſtriellen Er⸗ 
zeugniſſen hilft nur die Anpaſſung der Preiſe in 
der Induſtrie an die geſunkenen Agrar- und Roh⸗ 
ſtoffpreiſe und nur durch Abſchaffung der hohen 
Zollrüſtung läßt ſich der Weltverkehr wieder ordent⸗ 
lich in Gang bringen. Daß aber zur Wiederher⸗ 
ſtellung des Vertrauens unter den Völkern auch eine 
Beſeitigung der ungerechteſten Beſtimmungen des 
Verſailler Friedens gehört, wird allmählich auch von 
ausländiſcher Seite erkannt. Es gibt demnach ohne 
Streichung der Reparationen keinen Aufſtieg für 
Deutſchland aber auch nicht für die übrige Welt, 
was ſelbſt die Vertreter der Feindbundmächte im 
Baſeler Gutachten zugeben mußten. Nicht Deutſch⸗ 


land zuliebe, ſondern mit Rückſicht auf ihr eigenes | 


Wohlergehen werden deshalb unjere ehemaligen 
Feinde früher oder ſpäter auf die Reparationen 
verzichten müſſen. Daß dieſe Entwicklung kommt, 
muß unſer felſenfeſter Glaube ſein. Wir müſſen 
uns darauf vorbereiten, daß uns der Zeitpunkt des 
Wiederaufſtiegs gerüſtet findet. 

Zur Löſung des Schuldenproblems und zur Auf- 
gabe der gegenſeitigen Abſperrung kann Deutſchland 
allein nichts tun. Wohl aber kann es an die Be⸗ 
ſeitigung der Preisdisparität zwiſchen Agrarerzeug⸗ 
niſſen und Induſtriewaren herangehen. Je früher 
und elaſtiſcher ein Land die Anpaſſung der 
Induſtrie an die geſunkenen Agrar- und 
Rohſtoffpreiſe vollzieht, um ſo eher wird 
es ſich aus der Induſtriekriſis befreien, ſagt 
Sering und fordert eine Beſchränkung der 
übertriebenen deutſchen Sozialpolitik (die 
ſozialen Laſten verteuern den Weizen um 0,7 bis 
0,9 RM/dz). Auf dem Gebiete des Zoll⸗ 
ſchutzes fordert Sering die Beibehaltung 
der Maßnahmen zum Schutz des deutſchen 
Getreidebaus. Er iſt der überzeugung, daß 
nach dem Verkauf der durch Uberproduktion ent⸗ 
ſtandenen, bisher unverkäuflichen Weltvorräte, 
die zu einer Verſchleuderung weit unter den Selbſt⸗ 
koſten geführt haben, die deutſche Landwirtſchaft 
mit einem niedrigen Schutz ungefähr in Höhe 
der alten Bülowzölle (5 bis 6 RM dz) aus⸗ 
kommen könne. Die Räumung der Weltweizen⸗ 
vorräte wird von Sering in ſpäteſtens zwei Jahren 
erwartet und damit auch das Ende des Tiefſtandes 
der Getreidepreiſe ſeit 1930 und 1931. N 

Noch ſtehen zwar weite Gebiete in Amerika, 
Auſtralien, Rußland und Nordafrika der Ausdehnung 


des Getreidebaus offen. Nirgends wird jedoch billiger 
erzeugt als in den großen Ebenen Amerikas. Der 
dortige Selbſtkoſtenpreis frei europäiſchem Hafen be⸗ 
trägt 160 bis 170 RM je Tonne. Davon entfallen 
100 RM auf die Erzeugungskoſten. Im Juni und 
Auguſt 1931 betrug der Preis pro Tonne Weizen 
im Hamburger Freihafen 102,3 RM. Er unter⸗ 
ſchritt alſo um 60 bis 70 RM je Tonne den Selbſt⸗ 
koſtenpreis des am billigſten arbeitenden Erzeugers 
in Amerika und ließ ihn nur auf ein Drittel bis 
knapp die Hälfte ſeiner Selbſtkoſten kommen. So 
iſt es kein Wunder, daß ſich die ſchlimmſte Not 
unter den Farmern in Überjee eingefunden hat. 
Von Kanada wird berichtet, daß die Landpreiſe 
tief geſenkt ſeien und dem Landwirt kein Kredit 
mehr zur Verfügung ſtehe. Eine allgemeine Herab- 
ſetzung der Zinſen und Schulden wird dort öffentlich 
diskutiert. Wir ſehen daraus, daß dieſer Sturz 
der Getreidepreiſe auch in unſeren Konkurrenzländern 
zu untragbaren Verhältniſſen geführt hat, und daß 
mit einem Weiterbeſtehen dieſer Preisverhältniſſe 
auf die Dauer nicht gerechnet werden kann. 

„Was keine internationale Getreidekonferenz und 
kein Farmboard vermochte, der tiefgeſenkte Preis 
hat den Weizenbau aller überſeeiſchen Exportgebiete 
einſchrumpfen laſſen.“ Nur Rußland ſteht außerhalb 
dieſer Entwicklung. Es hat ſich durch ſein Außen⸗ 
handelsmonopol den Einflüſſen der Preisgeſtaltung 
auf den Produktionsumfang entzogen. Seiner Kon⸗ 
kurrenz muß deshalb durch beſondere Maßnahmen 
begegnet werden. Abgeſehen vom ruſſiſchen Frage⸗ 
zeichen iſt nach Verbrauch der Weltweizenvorräte 
nach Sering's Schätzung mit einem Preis von 16 
bis 17 RM je Doppelzentner frei Einfuhrhafen zu 
rechnen. Die Sätze des Bülowtarifs (5 bis 6RM / dz) 
würden alſo ausreichen, um einen Preisſtand von 
21 bis 23 RM je Doppelzentner in Deutſchland 
zu ermöglichen. Wenn es außerdem gelingt, Deutjch- 
land von der Tributpflicht zu befreien, hält es Sering 
für möglich, den Brotbedarf der deutſchen Bevöl— 
kerung aus der eigenen Scholle zu decken zu einem 
Preiſe, der den Aufgaben der Exportinduſtrie in 
keiner Weiſe widerſtreitet. 

Für die Veredelungserzeugniſſe vertritt 
Sering den Erziehungszoll. Er weiſt jedoch 
auf die Preisempfindlichkeit des Verbrauchs bei 
dieſen Erzeugniſſen hin, die nur ein vorſichtiges 
Verwenden der Zollwaffe geſtattet. Sobald die 
Preiſe der Veredelungserzeugniſſe über eine gewiſſe 
Grenze hinaus geſtiegen ſind, macht ſich nämlich eine 
Abwanderung des Verbrauchs zu den billigeren 
Maſſenerzeugniſſen des Ackerbaus vor allem zum 
Brot und zur Kartoffel bemerkbar. Gerade auf dem 
Markt der Veredelungserzeugniſſe laſſen ſich die 
künftigen Konkurrenzverhältniſſe am wenigſten über⸗ 
ſehen. Das gilt beſonders für das Gebiet der 
Milchwirtſchaft. Hier hat ſich in Neuſeeland unter 
dem Einfluß der Kriegskonjunktur eine neue umfang⸗ 
reiche Produktion entwickelt, die heute bereits über 
4 Millionen Milchkühe verfügt, die aber Futter für 
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ca. 30 Millionen zur Verfügung hat. Neuſeeland 

beſitzt dank des jungen Alters ſeiner Milchwirtſchaft 
eine großzügige und moderne Organiſation, die gez | 
kennzeichnet iſt durch die Melkmaſchine, den Tank⸗ 

wagen und die Großmolkerei. Es genießt außer⸗ 

dem augenblicklich den Vorzug billigerer Kredite 

gegenüber der deutſchen Milchwirtſchaft. Trotz der 

Überquerung des Aquators und eines außerordent⸗ 

lich langen Seeweges kommen 60 % der neujee= 

ländiſchen Butter noch als erſte Qualität auf den 

Londoner Markt und die Produktionskoſten des 

Pfundes Butter frei europäiſchem Hafen werden für 

den neuſeeländiſchen Erzeuger noch auf lange hinaus 

1 RM nicht überſteigen. 

Neben der Preisempfindlichkeit des Verbrauchs 
der Veredelungserzeugniſſe hemmt noch ein anderer 
Umſtand die ſtarke Anwendung des Zollſchutzes 
gerade auf dem Markt der Milcherzeugniſſe. Unfere | 
Hauptlieferländer auf dieſem Gebiet, Holland und 
Dänemark, die unter dem Einfluß der neuſeeländi⸗ 
ſchen Konkurrenz auf dem Londoner Markt immer 
ſtärker mit ihrer Butter- und Käſeerzeugung auf 
den deutſchen Markt drängen, gehören zu den 
wichtigſten Abnehmern für deutſche Induſtrieerzeug⸗ 
niſſe. So war z. B. die deutſche Handelsbilanz mit 
Holland im Jahre 1931 mit Milliarden Reichs⸗ 
mark aktiv. Dieſe Tatſache wirkt natürlich ſtark 
hemmend auf die Erhöhung des deutſchen Butter⸗ 
und Käſezolls. 

Neben dieſen Vorſchlägen zur Zollgeſetz— 
gebung vertritt Sering angeſichts der Anſicher⸗ 
heit der Preisentwicklung bei den verſchiedenen Er⸗ 
zeugniſſen der Landwirtſchaft mit größtem Nachdruck 
die Notwendigkeit, den deutſchen Landbau 
auch in Zukunft vielgeſtaltig zu erhalten 
und zu entwickeln. 

Damit haben wir die Grundlinien deſſen kennen 
gelernt, was uns Sering in ſeinem neuen Werk 
über die Lage der Landwirtſchaft, über die Maß⸗ 
nahmen zu ihrer Förderung und über ihre Zukunfts⸗ 
ausſichten ſagt. Es ſcheint nicht unangebracht, im 
Rahmen der Zeitſchrift „Siedlung und Wirtſchaft“ 
zum Schluß noch die Nutzanwendung aus dieſen 
Erkenntniſſen für das Werk der ländlichen Siedlung 
zu ziehen. Aus dieſem Grund hatten wir uns be⸗ 
reits in der Einleitung die Klärung der Frage vor⸗ 
genommen: 


Welche Ausſichten ergeben ſich für das Werk der 

ländlichen Siedlung auf Grund der gegenwärtigen 

Lage und der vorausſichtlichen weiteren Entwick⸗ 
lung der deutſchen Landwirtſchaft? 

Die Erörterung dieſer Frage fällt umſo leichter, 
als zwei Kapitel des Buches ſich mit dem Problem 
der Siedlung befaſſen oder mit derſelben in Be 
ziehung ſtehen. Es ſind das der Aufſatz über: „Die 
Bedeutung und Organiſation der ländlichen Gied- 
lung“ von Prof. Dr. Lang und das von den 
Direktoren der verſchiedenen Abteilungen des Deutſchen 
Forſchungsinſtituts für Agrar⸗ und Siedlungsweſen 


verfaßte Kapitel über „Die Erhaltung des Bauern⸗ 
tums in den ungünſtigen Gebieten Deutſchlands“. 

Wie für die Landwirtſchaft im allgemeinen, ſo 
iſt für die Siedlung im beſonderen die Anpaſſung 
an die veränderten Erzeugungs- und Abſatzverhält⸗ 
niſſe zu fordern. Dieſe Forderung erhebt ſich mit 
größtem Nachdruck, weil wir bei der Siedlung völlig 
neue Betriebe ſchaffen, die durch keine Tradition 
gehemmt ſind und deshalb ſich in die neue Lage 
viel leichter eingliedern können als es ein alter 
Betrieb vermag. Wir haben angeſichts des Miß⸗ 
verhältniſſes zwiſchen Reinertrag und Zinslaſt und 
angeſichts der geringen Hoffnung auf raſche Steige⸗ 
rung der Reinerträge eine Senkung der Zinslaſt 
der Landwirtſchaft gegebenenfalls unter Ausfall der 
Gläubiger gefordert. Bei der Siedlung iſt die 
Niedrighaltung der Zinslaſt von vornherein 
anzuſtreben. Die Rente des Siedlers läßt ſich 
herabſetzen durch das Verlangen einer gewiſſen An⸗ 
zahlung und durch Senkung der Koſten für die 
Siedlung. 

Bei den heutigen ſchwierigen Verhältniſſen wird 
der Siedler umſo eher geneigt ſein durchzuhalten, 
je mehr er ſelbſt an Vermögenswerten in der Sied⸗ 
lung angelegt hat. Wer gar nichts angezahlt hat, 
hat nicht nur mit viel höherer Belaſtung zu rechnen, 
er unterliegt auch viel eher der Mutloſigkeit und 
den Einflüſſen unverantwortlicher Agitation. 

Für die Senkung der Koſten der Siedlung ſind 
in der Denkſchrift „Die veränderten wirtſchaftlichen 
Grundlagen der Siedlung“*) Wege aufgezeigt. Sie 
iſt zu erzielen durch eine Herabſetzung der Land» 
preiſe, durch eine Verminderung der Baukoſten und 
durch Senkung der Koſten des Siedlungsverfahrens 
(Zwiſchenwirtſchaft, Folgeeinrichtungen). Dieſe For⸗ 
derungen ſind umſo dringlicher, da ſich neuerdings 
die Situation für die Landwirtſchaft beſonders zu⸗ 
geſpitzt hat. 

Wie wir geſehen haben, bilden die Zollmaßnahmen 
das einzige raſch wirkſame Mittel gegen Preis⸗ 
kataſtrophen. Dieſe ſind aber gerade bei den Ver⸗ 
edelungserzeugniſſen nur in begrenztem Umfang und 
mit Vorſicht anwendbar. Dadurch wird die Sied⸗ 
lung, wie überhaupt der Kleinbetrieb, deſſen Haupt⸗ 
erzeugniſſe doch gerade zu den Veredelungserzeug⸗ 
niſſen gehören, beſonders benachteiligt. Die unge⸗ 
heuren Entwicklungsmöglichkeiten, die die Milch⸗ 
wirtſchaft in Neuſeeland noch in ſich birgt, mahnen 
auch für die Zukunft zur Vorſicht vor zu großem 
Optimismus bezüglich der tragbaren Rente. 

Der gegenwärtige raſche Wandel der Weltmarkt⸗ 
lage und die Beweglichkeit der Zollbeſtimmungen, 


die einen plötzlichen Wechſel in der Handhabung 


der Zollwaffe erlauben, machen die einſeitige Wirt⸗ 
ſchaft beſonders riskant. Es iſt deshalb bei der 
Auslegung von Spezialſtellen größte Vorſicht geboten. 

Wie wenig ſich die Bod enpreiſe den verän⸗ 
derten Verhältniſſen angepaßt haben, zeigt der Ver⸗ 


*) Archiv für inn. Kolonisation, Bd. 23, 1931, Heft 45. 
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gleich der Landerwerbspreiſe mit dem Ertragswert. 
Der Landerwerbspreis der Siedlung betrug in Oſt⸗ 
preußen im Durchſchnitt der letzten Jahre rund 
900.— RM je Hektar. Kapitaliſieren wir den von 
700 oſtpreußiſchen Großbetrieben im Durchſchnitt 
der Jahre 1927/28 bis 1929/30 erzielten Rein⸗ 
ertrag von 11 RM je Hektar auf der Grundlage 
eines Zinsſatzes von 7 ), jo ergibt ſich ein Ertrags⸗ 
wert je Hektar von 150 bis 160 RM und eine 
Spanne zwiſchen Ertragswert und Landerwerbspreis 
von rund 750 RM. Es iſt zwar im Wirtſchafts⸗ 
jahr 1930/31 den oſtpreußiſchen Großbetrieben ge⸗ 
lungen, ihren Reinertrag ganz beachtlich zu ſteigern, 
aber unter dem Einfluß der neueſten Preisentwick⸗ 
lung für die landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe iſt mit 
einem erneuten erheblichen Rückgang des Reinertrages 
zu rechnen. Unter dieſen Umſtänden muß eine 
ſtarfñe Senkung der Landerwerbspreiſe für 
die Siedlung gefordert werden. 
Einer Senkung der Bodenpreiſe wirkten ſchon bis⸗ 


her die Sanierungsmaßnahmen in Oſtpreußen und 
in den übrigen Oſtprovinzen entgegen, die ja zum 
Zweck der Stützung des Gütermarktes ergriffen 
worden ſind und viel mehr den Gläubigern als 
den Landwirten ſelbſt geholfen haben. Neuerdings 
ſind durch das Sicherungsverfahren und die ſeit 
der Finanzkataſtrophe im Juli 1931 eingetretene 
Beunruhigung der Geldbeſitzer die Güterpreiſe ſogar 
wieder im Anziehen. Angeſichts des Preisſturzes 
der Agrarerzeugniſſe muß dieſe Entwicklung der 
Bodenpreiſe als für die Siedlung verhängnisvoll 
bezeichnet werden. Es iſt deshalb dringend er= 
forderlich, alle Schritte zu tun, um hier zu trag⸗ 
baren Verhältniſſen zu kommen. 


Bei der Baukoſtenfrage ſtand bisher der 
Gedanke, daß der Siedler anſtändig wohnen müſſe 


und daß die Gebäude dem Geſichtspunkt der Arbeits⸗ 
erleichterung und Arbeitserſparnis möglichſt voll⸗ 
kommen gerecht werden müſſen, im Vordergrund. 
Das hatte zur Folge, daß die Baukoſten recht hoch 
ausfielen und zu einer ſtarken Erhöhung der Renten⸗ 
laſt des Siedlers führten. Man hatte dabei über- 
ſehen, daß das Kapital zum Bauen ſehr knapp und 


teuer, die Arbeitskraft des Siedlers dagegen, die 

geſchont werden ſollte, häufig ausreichend und billig 
war. Heut iſt das Weiterbauen in den bisherigen 
Formen unmöglich geworden. Die Siedler ſind 
nämlich heute nicht mehr in der Lage, die Anzahlung 
für ſolche Gebäude aufzubringen und der Staat, 
die hierfür nötigen Kredite bereit zu ſtellen. Bisher 
betrugen die Baukoſten für die Vollbauernſtelle (15 ha) 
in Oſtpreußen 12— 14000 RM. Daraus ergab ſich 


für dieſe Stellen insgeſamt für Grund und Boden 
und Gebäude, eine Rentenlaſt von 16—18 RM je 
Morgen. In Pommern, Schleſien und Mecklenburg 
beliefen ſich die Baukoſten für ein Vollbauerngehöft 
ſogar teilweiſe auf über 20000 RM mit einer 
Geſamtrentenlaſt von 20—22 RM je Morgen. 

Unter möglichſt gründlicher Ausnutzung der Ge- 
bäude des Siedlungsgutes, die reſtlos zu Siedler⸗ 
gehöften umgebaut wurden, und unter Beſchränkung 
der noch neu zu errichtenden Gebäude auf das un⸗ 
umgänglich notwendige Maß iſt es in Schoſſin in 
Mecklenburg gelungen, die Baukoſten für ein Voll⸗ 
bauerngehöft auf 7000 RM im Durchſchnitt zu 
ſenken. Für 1932 iſt im allgemeinen mit ent⸗ 
ſprechenden Gebäudekoſten zu rechnen. Allerdings 
handelt es ſich meiſt nur um Ausbauſtellen, die zu⸗ 
nächſt nur die dringendſten Bedürfniſſe an den 
Wohn- und Wirtſchaftsraum befriedigen, die aber 
auf einen ſpäteren Ausbau eingerichtet ſind. 

Die Laſt der Baukoſten für den Siedler wird 
neuerdings auch dadurch erleichtert, daß man ihn 
ſchon während des Aufbaus auf dem Siedlungsgut 
aufziehen und an ſeinem eigenen Gehöft mitarbeiten 
läßt. Die Verkürzung der Zwiſchenwirt— 
ſchaft und das Heranziehen des freiwilligen 
Arbeitsdienſtes zum Bau der Wege und Gräben 
ſowie ſonſtiger Folgeeinrichtungen verſpricht eben⸗ 
falls Erfolg auf dem Weg zur Senkung der Rente 
des Siedlers. 

Durch entſchloſſenes Beſchreiten aller aufgezeigten 
Wege muß es unſeren Siedlungsunternehmern ge⸗ 
lingen, den Kaufpreis der Vollbauernſtelle hier in 
Oſtpreußen von 30000. — RM mindeſtens auf 
20 000.— RM, und die Rente auf die Hälfte, 
mindeſtens aber unter 10 RM je Morgen herab- 
zudrücken. Die Lebensfähigkeit der Stellen auch 
unter den heutigen ſchwierigen Verhältniſſen muß 
unter allen Umjtänden erſtrebt werden. Güter, bei 
deren Aufſiedlung eine ſolche fraglich erſcheint, dürfen 
für die Siedlung nicht in Angriff genommen werden. 

Gerade die Aufſätze über „Die Lage des Bauern- 
tums in den ungünſtigen Gebieten Deutſchlands“ 
zeigen, wie groß die Widerſtandsfähigkeit des Bauern⸗ 
tums ſelbſt unter den ſchwierigſten Verhältniſſen 
iſt, und wie der Bauer immer wieder Wege ge- 
funden hat, ſich zu behaupten. So dürfen wir für 
unſere bisherigen Siedlungen, die doch meiſt nicht 
unter ungünſtigen Verhältniſſen angelegt ſind, hoffen, 
daß ſie auch dieſe ſchwere Zeit überſtehen werden, 
und bei zeitgemäßer Umgejtaltung der Siedlung wird 
auch die gegenwärtige Siedlungsarbeit mit einem 
Erfolg rechnen können. 


Kleinhaus⸗ oder Großhauswirtſchaft 


von Friedrich Paulſen, Berlin. 


Die Wohnweiſe wirkt zurück auf alle Seiten | 
der Lebenshaltung, auch auf die Verwen⸗ 
dung der freien Zeii und die Erziehung. 


Aber — wird gefragt — haben wir Arbeiter, die 
zu ſolcher Umſtellung von heute auf morgen gewillt 
und fähig ſind? Plötzliche Umjtellungen darf man 


[Fortſetzung und Schluß.] 
nicht erwarten. Manch einer wird auch den Schritt 
zur Mietkaſerne zurücktun, und man ſoll ihn nicht 
ſchelten. Aber unter den beſten ſind viele, denen 
man das Beſtehen der Probe zumuten darf. Auch 
ihre Lebenshaltung wird Zeit brauchen zur Anpaſſung 


307 


an die ihnen neue Lebensweiſe. Ein einzelner wird 
es auch nicht erreichen, ſondern geſchloſſene Sied⸗ 
lungen, Arbeits und Wirtſchaftsgemeinſchaften find 
nötig, damit ſich neue Bräuche durchſetzen. In den 
Bräuchen find die Menſchen vielleicht noch beharr⸗ 
licher als in den Meinungen. Der Gedanke der 
Selbſtverſorgung aus dem Ertrage des eigenen Gartens 
iſt durch die Not an Nahrungsmitteln während der 
letzten Kriegsjahre ſehr gefördert worden. Es liegt 
nahe, zu erwarten, daß die Entwicklung in gleicher 
Richtung weitergeht. Damit ſind aber eine Reihe 
anderer Vorausſetzungen gegeben. Die Frau kann 
einige Stunden am Tage zu ſehr wertvoller Tätigkeit 
im Garten verwenden. Damit fällt in vielen Fällen 
die Notwendigkeit gewerblicher Tätigkeit fort. Dieſe 
aber iſt ein ſehr ſchweres Hemmnis für die Aufzucht 


von Kindern. Mit der Gartenarbeit verträgt ſich die 
Kinderaufzucht nicht nur, ſondern die freien Stunden 


der Heranwachſenden laſſen ſich in wirtſchaftliche 
Werte umſetzen. Fehlt dagegen das Haus und der 
Garten mit ihren Anforderungen, ſo bleibt die Wahl 
zwiſchen gewerblicher Arbeit und einem Zeitvertreib, 
der ſehr viel Taſchengeld koſtet und dazu noch Ge— 
fahren bringt. 

In Zeiten, in denen mit weiterer Verkürzung der 


gewerblichen Arbeit überhaupt und mit ſehr zahl⸗ 


reichen Kurzarbeitern gerechnet werden muß, haben 
dieſe Geſichtspunkte erhöhte Bedeutung. 

Ein ſehr großer Teil der Mängel in der Erziehung 
iſt wohl mit Sicherheit auf das unangemeſſene Ver⸗ 
bringen der Freiſtunden zu rechnen. Des Menſchen 
Los iſt nun einmal ein Schwanken zwiſchen Arbeit 
und Langeweile. Wenige nur haben als drittes ein 
auf das Geiſtige geſtelltes Leben. Der Garten ſchützt 
vor Langeweile, er ſtellt jeden Grad der Inanſpruch⸗ 
nahme, Spiel, Beſchäftigung, Arbeit zur Verfügung. 
Großſtadtkinder, wenigſtens ſolche, um die ſich die 
Eltern nicht weſentlich kümmern können, haben nach 
den eigentlichen Spieljahren nur die Schule, etwaige 
gewerbliche Tätigkeit oder ein Umherlungern in engen 
Höfen und Straßen. Die erziehlichen Folgen ſind 
bekannt und nicht erfreulich. Es iſt kaum zuviel 
geſagt, daß von dieſen Kindern ein ſehr großer 
Teil ſeeliſch tief verwundet ins Leben tritt, und daß 
nur ſehr wenige ohne trübe Erinnerungen die Kindheit 
verlajjen, wenn man nicht etwa die Zahl der ſittlich 
ſchwer Abgeſtumpften abziehen will. In dieſer Jugend 
wachſen die Maſſen derer heran, die Mühe haben, 
in ein befriedigendes Verhältnis zu Staat, Geſellſchaft, 
Volk zu kommen. Die unſozialen Glieder eines Volkes 
belaſten aber auch ſeine Wirtſchaft. 
gegen ſie, Polizei, Gerichte, Strafanſtalten, die Sorge 
für die Folgen ihrer Lebensart: Erziehungsanſtalten, 
Krankenhäuſer, Irrenanſtalten und vieles andere iſt 
Folge der mangelnden Erziehung, und dieſe, wenn 
nicht Folge, ſo doch mitbedingt durch eine Wohnweiſe, 
die eine gute Erziehung überaus erſchwert. 

Nehmen wir nun die Kinder, deren freie Zeit 
durch entgoltene Arbeit ausgefüllt wird. Eigentliche 
Kinderarbeit, wie ſie ehemals in Fabriken üblich 
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war, iſt ja faſt verſchwunden. Ich weiß nicht, ob 
die noch übliche Arbeit, Botengänge, das Warten 
auf alle die kleinen Handreichungen der jugendlichen 
Arbeiter erziehlich nicht noch ſchädlicher iſt. Dieſe 
Hilfstätigkeit iſt und bleibt ein von Zeit zu Zeit 
unterbrochenes Herumlungern. Es wird nichts fertig, 
wird nichts geſchafft, ſolche Tätigkeit befriedigt denn 
auch nicht. Das iſt der Fluch. Seeliſch muß ſolche 
Verwendung der Zeit und Kraft Schaden tun. Sie 
verführt aber auch dazu, in gleicher Art, d. h. ohne 
ſtändige Anſtrengung des Körpers und des Geiſtes 
das Vorankommen zu verſuchen. Das Ergebnis ſind 
dann dieſe Mitbürger, die irgendwo herumſtehen 
oder ⸗ſitzen und einen „Betrieb“ im Gange halten, 
den ſie auch lähmen können, für den ſich aber auch 
ein Aufbau finden läßt, der ſolcher Kräfte viel weniger 
bedarf. Vielleicht iſt kein großer und alter Betrieb 
frei von ſolchen Kräften. Ich möchte ſie zu den 
Teilen des Volkes rechnen, die andere irgendwie 
bedienen. 

Was wird aus den Frauen, deren außerberufliche 
Stunden — bei Berufsloſen alſo ſehr viele jeden 
Tag — weder durch höheres geiſtiges Leben — 
das iſt nun einmal Sache weniger — noch durch 
Arbeit in Haus und Garten ausgefüllt wird? Die 
leitende Arbeit in einem großen Haushalt, auf breiter 
wirtſchaftlicher Grundlage, die Erziehung einer Schar 
Kinder, füllt die Zeit gewiß aus. Aber wo beides 
fehlt, iſt Müßiggang mit ſeinen Folgen das Ende 
vom Liede. Das Betreuen von ein oder zwei Ab⸗ 
mietern ſcheint mir keine erwünſchte Form zu ſein, 
die Arbeitskraft zu binden. Viel mehr bleibt aber 
in der Mietkaſerne nicht übrig. 

Grundſätzlich kann die Maſſe der Männer nach 
acht Stunden Berufsarbeit die freie Zeit nicht mehr 
weſentlich ausnutzen. Vielmehr koſtet die Unter- 
haltung namhafte Summen. Daß die beſcheidene 
Mietkaſernenwohnung kein geſuchter Aufenthalt für 
die Ruheſtunden iſt, wird ja wohl kaum beſtritten. 

Wollen wir die Koſten für die Unterhaltung 
während der nutzbar nicht zu verwendenden Muße⸗ 
ſtunden zu den wirtſchaftlichen Folgen mangelnder 
Erziehung auf die Rechnung der Mietkaſerne ſetzen, 
ſo kommt es auf etliche Hundertteile der Bauſumme 


nicht mehr an. 
Im Großhauſe koſtet die Beſeitigung 
der Abfälle große Summen, im 
Kleinhauſe bringt fie überſchüſſe. 


Wovon hier die Rede war, das kann man als 
Zeitreſte bezeichnen. Der Haushalt bringt noch andere 
Reſte hervor. Man laſſe ſich einmal berichten, was 
deren Entfernung, z. B. der Müll auf den Kopf der 
Großſtadtbevölkerung koſtet. Vorher mußte man 
manches teuer bezahlen, z. B. die rieſigen Mengen 
Nahrungsmittel, die ganz oder halb verdorben und 
für die menſchliche Ernährung unbrauchbar vernichtet 
werden, weil Tiere fehlen, die ſie verbrauchen könnten. 
Von 100 Kilogramm Gemüſe, die der Bauer für 
die Großſtadt erntet, kommen nur 50 auf den Tiſch, 
und der Abfall wird ſehr ſchlecht ausgenutzt. Noch 
weit ſchlimmer ſteht es mit den Rückſtänden der Er⸗ 


308 


— . — — 


nährung, den Dungitoffen. In der Großſtadt, wenigſtens 
im Großhauſe, iſt die Wegſpülung die Regel, andere 
Verfahren gelten in weiteſten Kreiſen als unvoll⸗ 
kommen. Die Wegſpülung koſtet ganz ungeheure 
Summen im Betriebe der Kanalnetze. Dazu kommt, 
daß man dieſe auch im Stande erhalten und Geld an- 
ſammeln muß, um fie zu erneuern. Dem ſtehen Er⸗ 
träge aus Rieſelfeldern gegenüber. Aber im Ver⸗ 
hältnis zu den Koſten ſind ſie ſehr gering und müſſen 
das ſein, denn die Dungſtoffe zerfallen größtenteils 
unterwegs, und das Wenigſte, beſonders von den 
Stickſtoffverbindungen, kommt an. Trotz aller Reini⸗ 
gung der Abwäſſer, die teilweiſe ſehr weit geht, iſt 
ſchon ein großer Teil unſerer Flußfiſche vergiftet. 
Wir müſſen alſo aus dem Auslande Erſatz für die 
Fiſche kaufen, die wir durch die Dungſtoffe vergiftet 
haben, und für den verlorenen Stickſtoffdünger kaufen 
wir ebenfalls Erſatz. 

Seit dem Kriege ſtellen wir allereings den Stick⸗ 
ſtoffdünger ſelber her, brauchen aber dazu Kapital, 
Kohle, Menſchen und Maſchinen, was auf eins hinaus⸗ 
kommt. 

Dieſe ganze Wirtſchaft iſt eben kein Kreislauf 
mehr, ſondern wir vernichten dauernd und ſuchen 
künſtlich nach Erſatz. Ob Mommſen Recht darin 
hat, weiß ich nicht, aber er behauptet, die Stadt⸗ 
römiſchen Gärten und Acker ſeien durch die Ab⸗ 
ſchwemmung der Dungſtoffe durch die berühmte 
cloaca maxima ſo verarmt, daß Rom die Felder 
der Nachbarn, dann deren ganzes Land erobern 
mußte, und ſo auf den Weg der Welteroberung 
gedrängt wurde. Aber das iſt gewiß, daß weit 
um Berlin das gewaltſame Abſenken des Grund⸗ 


waſſerſtandes durch die rieſenhaften Saugwerke, die 


hauptſächlich für die Schwemmaborte gebraucht werden, 
den Pflanzenwuchs, ſogar die Wälder um Berlin 
auf das Schwerſte geſchädigt hat. Auch für den 
Gartenbau iſt es natürlich ſehr erheblich, ob das 
Waſſer einige Meter gehoben werden muß oder ob 
es ſo tieſ liegt, daß man auf die Waſſerleitung an⸗ 
gewieſen iſt. 

Im Kleinhauſe kann man ohne ernſthafte Be⸗ 
läſtigung, im Mittelhauſe allenfalls noch auf die 
Spülaborte verzichten, wenn die Gärten groß genug 
find. Auf magerem Boden werden auf den Kopf 
80 qm genügen. Um der berdüngung zu entgehen, 
iſt von fettem Boden vielleicht mehr nötig. Voraus⸗ 
ſetzung iſt vollkommene Verarbeitung der Abfälle 
und Dungſtoffe zu Kompoſt. Die Kompoſtbereitung 
iſt aber noch keineswegs ausreichend durchforſcht, 
und es iſt wohl möglich, daß wir einen Pflanzen⸗ 
wechſel herausbilden, der weit kleinere Flächen zuläßt. 

Zunächſt haben wir im Trockenabort mit Torf⸗ 
ſtreu ein Mittel, die menſchlichen Abgänge aufzu⸗ 
fangen und in den Kompoſtanlagen mit den übrigen, 
ſonſt unverwertbaren Abfällen, Müll uſw. zu verar⸗ 
beiten. Bei vernünftiger Bedienung dieſer Ein⸗ 
richtungen entſtehen weder Beläſtigungen noch ge⸗ 
ſundheitliche Gefahren. Bei Schmutzereien aller⸗ 
dings iſt die übertragung ſchädlicher Keime, z. B. 


durch Fliegen möglich. Ordnung und Sorgfalt ſind 
eben nötig. 
Eine weitere Gefahr können die Abgänge durch 


Verſchmutzung des Untergrundes und des Grund⸗ 


waſſers bringen. Das bezieht ſich aber ganz allein 
auf Flüſſigkeiten. Je mehr Waſſer man beimengt, 
deſto eher kann ein Teil in das Nutzwaſſer geraten. 
Jede ernſthafte Nutzbarmachung der Abgänge geht 
aber darauf aus, nicht nur die halbflüſſigen Teile, 
ſondern alles an Torf, gelegentlich wohl auch an 
Erde zu binden und in Kompoſt umzuwandeln. 
Daß der Kompoſt, auch während ſeiner Bereitung, 
ſchädliche Keime an das Waſſer abgebe, wird man 
ſchwer nachweiſen können. 

Bewahrt man die Abgänge flüſſig in Gruben auf, 
liegt die Sache freilich anders. Man muß dann 
außer Verluſten an Dung auch mit der Verſickerung 
rechnen. Was iſt dann die Folge? Man nehme 
einen Boden wie den Berliner. Es iſt ein natür⸗ 
licher Filter. Trotzdem könnte eine undichte Grube 
einen nahen Brunnen gefährden. Dieſer Fall iſt 
aber ſehr ſelten. 

Man darf nicht darauf rechnen, daß nur die Ab⸗ 
gänge geſunder Menſchen aus einer undichten Grube 
in den Boden geraten. Aber die ſchädlichen Keime 
haben da keine guten Lebensbedingungen, es iſt 
alſo unwahrſcheinlich, daß ſie weit durch den Boden 
kommen und dann im Grundwaſſer noch weite Wege 
zurücklegen. 

Anders in felſigem Boden, zumal wenn der zer⸗ 
klüftet iſt. Darin können ſich eine Art natürlicher 
Waſſerleitungen bilden. Die haben dann wohl 
(3. B. find Fälle aus Tirol bekannt) zur Übertragung 
von Typhus geführt. Ob eine wegen ihres etwas 
merkwürdigen Geſchmacks bekannte Quelle in einem 
berühmten fürſtlichen Park, die als Geſundbrunnen 
bezeichnet wurde und die mit einer benachbarten 
öffentlichen Bedürfnisanſtalt in unterirdiſcher Ver⸗ 
bindung ſtand, Krankheiten übertragen hat, iſt mir 
nicht bekannt geworden. Vielleicht wurden die 
Keime, wenn auch nicht die Riechſtoffe, abgefiltert. 

Volkswirtſchaftlich geſehen iſt der Verluſt an 
Dung, damit an Gartenfrüchten, an Flußfiſchen, an 
Arbeitsgelegenheit für Zeitreſte, an Arbeitskräften 
zur Unterhaltung des Volks während ſeiner freien 
Zeit eine Verſchwendung, die wir nicht mehr er⸗ 
tragen können. Weder Gewöhnung an die Wohn⸗ 
form der Mietkaſerne noch der Ehrgeiz der ſtädti⸗ 
ſchen Tiefbauleute noch die angeblichen äſthetiſchen 
Bedenken gegen den Torfſtuhl, ſogar der Kurs der 
Terrainaktien kommen in Frage, wenn es ſich 
darum handelt, ob unſer Volk ſeine ſo knappen 
Mittel wirtſchaftlich, d. h. richtig oder falſch ver⸗ 
wendet. Es bleibt uns nichts übrig, als alle ſach⸗ 
lichen Erſcheinungen unter wirtſchaftliche Geſetze zu 
ſtellen, wenn wir noch Raum zu Höherem behalten 
vielmehr ihn uns wieder eröffnen wollen. i 

Die Frage: Kleinhaus oder Großhaus iſt eine 
Angelegenheit des ganzen Volks und ſteht nicht im 
Belieben des einzelnen. 
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Darum iſt die Entſcheidung über die Wohn- und 
damit Lebensweiſe eben nicht mehr private Ange⸗ 
legenheit einzelner. Wir haben nur noch die Möglich- 
keit am Leben zu bleiben, wenn wir Verzehr und Erzeu⸗ 
gung von Gütern ſo regeln, daß wir ſehr viel mehr 
erzeugen als wir verbrauchen dürfen. Denn wir 
haben auf alle Fälle gewaltige Schulden zu ver⸗ 
zinſen (3. T. wurden ſie für Häuſer aufgenommen), 
auch wenn die Tribute endlich wegfallen. Wir 
brauchen aber für die erſt begonnene Umbildung 
unſerer Wirtſchaft ein gewaltiges neues Sachkapital, 
um unſere Arbeit fruchtbar zu machen. Wollten 
wir dies im Auslande leihen, ſo ginge der Vorteil 
aus der Kapitalverwendung in die Hände des Dar⸗ 
leihers über, was ja der Sinn der Kapitalleihe iſt. 
Dieſe in der Geſellſchaft der Völker ganz neue Rolle 
bedingt auch andere Lebensformen. Ob ſie uns 
zunächſt gefallen oder nicht, iſt unerheblich, denn 
der über Europa herrſchende Militarismus hat es 
leicht, einem Volke zu gebieten, das den eigenen 
Militarismus ſeit vielen Jahren bekämpfte und von 
innen heraus abbaute. 

Es handelt ſich alſo nicht um eine vielleicht 
wichtige Einzelfrage, aber doch eine Einzelfrage, 
ſondern es iſt eine Seite der Lebensfrage für unſer 
Volk, wie wir wohnen. Darum iſt auch die Rück⸗ 


wirkung der Entſcheidung nicht auf die Ernährung 
mit Hilfe des Gartens, auf die Verwendung der 
freien Stunden und andere hier behandelte Dinge 


beſchränkt. Vielmehr wirkt ſich der dem Kleinhaus 


angepaßte Lebenszuſchnitt ſchlechterdings in jeder 


Beziehung aus. Die Anpaſſung iſt allerdings not⸗ 
wendige Vorausſetzung. 

Dieſe Anpaſſung erſtreckt ſich auf alles, z. B. auch 
auf die Kleidung. Anſere heutige Kleidung iſt er⸗ 


heblich, die der Frauen ſogar außerordentlich auf 


raſchen Wechſel und trotz geringer Einzelpreiſe auf 
hohe Anforderungen an das Jahreseinkommen ein⸗ 
gerichtet. Das Hauſen im eigenen Haus und Garten 
ſetzt derbere und damit billigere Kleidung voraus. 
Volkswirtſchaftlich ergibt ſich alſo ein Vorteil. Das 
Bedenken, ſolche Umſtellung ſetze Arbeiter frei, iſt 
unbegründet, da das zur Verfügung ſtehende Ein⸗ 
kommen ja auf alle Fälle verbraucht wird, auch 
wenn es auf dem Weg durch die Sparkaſſe zunächſt 
Kapital, d. h. eine Geldforderung wird. Denn die 
Sparkaſſe muß es ja möglichſt bald wieder anlegen, 
d. h. in Löhne umwandeln. 
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Das Großhaus hemmt das Anſteigen 
der Geburtenziffer, das Kleinhaus 
fördert es. 


Man hört heute vielfach, Kinder könnten nicht 
mehr verantwortet werden, wenn ſie nicht in ſehr 
behäbige Verhältniſſe hineingeboren würden. Daß 
die beſcheidene oder gar dürftige Mietkaſernenwoh⸗ 
nung in der Tat für die Kinder ſchwerſte Mängel 
hat, wurde ſchon angeführt. Daß der Geſundheits⸗ 
und Entwicklungszuſtand der Großſtadtkinder vielfach 
höchſt traurig iſt, wird nirgends beſtritten. Über 
dieſe dauernde Schädigung hilft der eigene Garten 
erheblich hinweg. Wir brauchen aber nicht nur ein 
geſundes, ſondern auch ein ſehr zahlreiches Volk, 
um die uns auferlegte Fronarbeit leiſten zu können. 
Zur Zeit haben wir keine ausreichende Geburten⸗ 
ziffer — ſie iſt im letzten Jahrzehnt immer mehr 
geſunken — und bei Beibehaltung der über⸗ 
wiegenden Mietkaſernenwohnweiſe keine Ausſicht, 
daß ſie ſich hebt. Darunter leiden gerade diejenigen 
Stämme, die als die wertvolleren für ihren Nach⸗ 
wuchs höhere Anſprüche ſtellen. 


Auf die Beziehungen zwiſchen Wohnweiſe und 
Kinderzahl iſt von Freunden der Kleinhauswohn⸗ 
weiſe oft hingewieſen worden. Aber auch Freunde 
des Großhauſes haben den Zuſammenhang erkannt. 
Aus naheliegenden Gründen ſprechen ſie un— 
gern davon. Um ſo wertvoller iſt vielleicht die 
Stellungnahme eines Mannes, der als „bewußter 
Verwüſter unſerer Volkskraft“ bezeichnet werden 
kann, Dr. med. Goldſtein in Steglitz. Dieſer Mann 
ſucht den Geburtenrückgang nach Möglichkeit zu 
fördern und nennt in ſeinem Kampf gegen reichen 
Kinderſegen die Mietkaſernen den beſten Freund 
der Mieter. Von ſeinem Standpunkt hat der Mann 
wohl recht. 


Man mag die Frage: Großhaus- oder Kleinhaus⸗ 
wirtſchaft anſehen von welcher Seite man will, die 
Vorteile liegen auf Seiten des Kleinhauſes. Wer 
aus beſonderen Gründen auf das Großhaus ange⸗ 
wieſen iſt, dem ſtehen die vorhandenen Städte zur 
Verfügung, die ja niemand abbrechen will. Aber 
neue Großhäuſer ſollte man nicht mehr bauen, 
auch in den Großſtädten nicht (das wurde 1921 
geſchrieben). Eins allerdings tut not: 


Das ganze Leben muß mit der Wohn- 


weiſe in Einklang ſtehen. 


Amſchau 
Landwiriſchaftliche Siedlung in Preußen 


Das Reich hat die geſamte Finanzierung der 
landwirtſchaftlichen Siedlung übernommen. 
Länder behalten die Durchführung. 
den offiziellen Bekanntmachungen des Preußiſchen 
Landwirtſchaftsminiſteriums und der Landeskultur⸗ 
behörden das weſentliche Ergebnis der für den 
Fortgang der ländlichen Siedlung entſcheidenden 


Die 
Dies iſt nach 


Verhandlungen zwiſchen Reich und Preußen, die 
noch nicht abgeſchloſſen ſind. 

Einzelheiten ſind in verſchiedenen Preſſebeſpre⸗ 
chungen erörtert worden. Es wurde berichtet 
über die bisherigen Leiſtungen und die Auf⸗ 
gaben. 

Im Jahre 1931 ſind im ganzen Reiche 
etwa 10 000, in Preußen bereits nach der vor⸗ 
läufigen Zählung 7914, nach der endgültigen Zählung 
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demnach mehr als 8000 Siedlerſtellen neu geſchaffen 
worden. Auf Oſtpreußen entfallen nach der end⸗ 
gültigen Zählung 2 385 neue Stellen, das ſind 
faſt 60 neue Dörfer auf 26212 ha. Oſtpreußen ſteht 
damit gegenüber den anderen Provinzen an erſter 
Stelle. In der Provinz Grenzmark ſind z. B. nur 
181 Stellen auf 2 281 ha, in Brandenburg dagegen 
bereits 1 022 Neuſiedlungen mit 10 144 ha Fläche 
und in Pommern 1683 Stellen auf 20 184 ha 

ä en worden. ) 
es Ran Ergebnis der Neu: und Anlieger⸗ 
i n für 1931 aus den 1 
De b Landwirtſchafteminſtenign 1 5 
den Unterlagen des Preußiſchen e andes⸗ 
amtes zuſammengeſtellt und in der Preſſekonferenz 
vom 21. 3. 32 bekanntgegeben wurde. 

Überſicht te, 
über das vorläufige Siedlungsergebnis für das 
Kalenderjahr 1931 


. Anlieger⸗ 

17 Neuſiedlungen ſiedlungen 
8 davon & 
8 i 5.100hal a | 5 
5 Verwaltungsbezirk 1 55 ® 
3 er an role 
85 as: 2388| 
2 
ee — |. 
[Provinz Ostpreußen 22562894 1 2 5 1195 
2 „ Brandenburg 1102 1077 2 855014 2796 
J Pommern 68 2018 4 85798 605 
4 SCrenzmark 15 1924 1) 7979 5178 
5| „ Niederſchleſien 877 67697 44928 2202 
1 5 eee, e e e 
55 Sachſen 171 
Sr, off 671| 8203 2 453 en — 
9) ,„ Hannover 862 3338 120 141 
10 „ Weſtfalen 164 565 — 452 265 
11 5 Ae 85 re 077 71 
12 x einprovinz 20874 

Gelamtes Staatsgebiet [791481928112 2043]9677'2 


Für die weitere Siedlungsarbeit ſtehen in 39 2 
Zeit nach den Schätzungen des al 
wirtſchaftsminiſters 315 000 ha 98 1 
Dieſe auch in der Preſſebeſprechu 1 
kulturamtes Königsberg genannte Zah 5 
der gegenwärtigen Lage zu hoch geg 7 
Landangebot iſt infolge des nen 
und der Verwaltungspraxis der e 0 
bei der Abgabe von Domänen gering (vgl. 
und Wirtſchaft ©. 270). 
dann mit einem dem = a 

rechenden Siedlungserfolg 9 \ e 
a Land noch im Mai zu 1 
Wirtſchaftslage ee a 0 22 5995 11 
Dies wäre ſehr zu wünſchen, BI 
1 nnd den überinfmmengen Grldcungen 
in den Preſſebeſprechungen des L 1 

önigsberg und Frankfurt a. O. trotz des N 
mialſchaftiighen Kampfes in der Eon 155 1 

tlich rege iſt. Sie beläuft ſi 
We 505 zur Auslegung kommenden Stellen. 


Im einzelnen ergibt ſich 


der folgenden Überſicht, 


“ir 1932 kann jedenfalls nur 
Me? von 1931 ent⸗ 
chnet werden, wenn 


Wenn hierbei auch die Exwerbsloſigkeit und die 
geſunkenen Preiſe der Siedlerſtellen mitſprechen, ſo 
iſt die erhebliche Nachfrage der aus dem Bauern⸗ 
ſtande ſtammenden Anwärter doch ein erfreulicher 
Beweis dafür, daß die Landwirtſchaft in ihrer jetzigen 
ungünſtigen Lage ſich nicht verloren gibt. 

Leider bleibt bei dieſer jo regen heimiſchen Nach⸗ 
frage in den Oſtprovinzen für die auch dringend 
notwendige Anſetzung der Rückwanderer aus den 
Weſtprovinzen nur ein beſchränkter Raum. 

Die Umſtellung in der landwirtſchaftlichen Sied⸗ 
lung kennzeichnet der Preußiſche Landwirtſchafts⸗ 
miniſter in dem allgemein gewordenen Übergang 
von der vollkommenen Gebäudeausſtattung zur billi⸗ 
geren Ausbauſtelle. Die Verſchiedenheit der Koſten 
und der Belaſtung ergibt ſich aus folgender Gegen- 
überſtellung des Preußiſchen Landwirtſchaftsmini⸗ 
ſteriums. 


Durchſchnittliche Koſten einer 15 ha großen 


Siedlerſtelle 
a 
eis A & 
S5 5 [sis| 8 
| EI Eee 
82 = =: 5 ©, 
5 8 2 
1228 21 00019 000040 000|5 00005 000 30 000 
19321) (12 000 7 90019 900.2 00008 0005) 14 900 


Durchſchnittliche jährliche Belaſtung dieſer 
beiden Stellen 
1928 
Hauszinsſteuerhypothek 5000 zu 195 — 


50,— RM 
Reſtkaufgeld 


30 000 zu 50 - 1500,.— „ 
zuſammen 1550, RM 
ergibt je 4 ha 25,87 RM 


1932 ı) 
Hauszinsſteuerhypothek 30005) zu1%= 30,— RM 
Reſtkaufgeld 14900 zu 50 745. 


zuſammen 775, RM 
ergibt je 4 ha 


12,91 RM 

Die Formen der ländlichen Siedlung ſind über⸗ 
haupt und in den einzelnen Provinzen verſchieden. 
Neben der Einzelſiedlung ſteht die Gruppenſiedlung, 
bei der wiederum in verſchiedener Art die Mitarbeit 
des Siedlers zur Verbilligung der Siedlung aus⸗ 
genutzt werden kann. Dies iſt insbeſondere eine 
Erleichterung für erwerbloſe Siedler, für deren An⸗ 
ſetzung das größte Hindernis das fehlende Kapital 
iſt. Durch die Verordnung über arbeitsloſe 
landwirtſchaftliche Siedlungsanwärter vom 18. 2. 32 
(Siedlung und Wirtſchaft S. 277) iſt wenigſtens 
der Weg geebnet für die Anſiedlung von Erwerbs⸗ 
loſen, die zuſammen mit den Erſparniſſen durch 
Mitarbeit die zehnprozentige Anzahlung ſelbſt oder 
durch Mithilfe anderer aufbringen können. 


) Ausbauſiedlung. 
) Verbilligter Kreditteil. 
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Eine weitere Koſtenſenkung könnte durch verſtärkte 
Mitwirkung des Freiwilligen Arbeitsdienſtes bei 
ländlichen Siedlungen erreicht werden. Aber die 
Hemmungen ſind insbeſondere wegen der einengenden 
Vorſchriften bisher ſo groß geweſen, daß von einer 
Förderung der ländlichen Siedlung durch den 
Freiwilligen Arbeitsdienſt noch garnicht geſprochen 
werden kann. Es iſt daher nur dringend zu hoffen, 
daß die bereits in der Tagespreſſe angekündigte 
Erweiterung der geſetzlichen Beſtimmungen die Grund⸗ 


lage für eine praktiſche Arbeit gibt. Der Freiwillige 


Arbeitsdienſt ſoll dazu beitragen, die Anſiedlung 
der Erwerbsloſen zu erleichtern. 

Die anderen Vorausſetzungen für eine weitere 
Ausdehnung des Freiwilligen Arbeitsdienſtes, ins⸗ 
beſondere die ausreichende Beteiligung der Dienſt⸗ 
willigen ſind gegeben. In den Vorträgen auf der 
Arbeitstagung des Kirchlich-ſozialen Bundes, Pro⸗ 


vinzialgruppe Oſtpreußen, vom 16. und 17. 3. 32 
In der dort gefaßten 


kam dies zum Ausdruck. 
Entſchließung wurde neben der Erweiterung der 
geſetzlichen Beſtimmungen eine ſtärkere organiſche 
Verbindung des Freiwilligen Arbeitsdienſtes mit der 


Siedlung gefordert, damit die tüchtigſten und geeig⸗ 


netſten Arbeitsdienſtwilligen auch einmal Siedler 
werden können. 


Die Entwicklung der Bauwirtſchaft 
Die geſamte Bautätigkeit iſt in der zweiten Hälfte 


1931 in einem bisher nie beobachteten Maße ein⸗ 


geſchrumpft. Die von der Deutſchen Bau- und 
Bodenbank in ihrem Halbjahresbericht veröffentlichten 


Zahlen ſprechen eine deutliche Sprache über die 


Not der Bauarbeiter, Bauunternehmen und Bau⸗ 
ſtoffinduſtrien. Während die Bauleiſtung wegen der 


bereits früher begonnenen Bauten nur um 18,4% 
gegenüber der Leiſtung der gleichen Vorjahrszeit 


zurückgegangen iſt, ſind die Bauanträge um etwa 
80% zurückgegangen. 


merkbar machen. 


Die Baubeginne für öffentliche Gebäude erreichten 


im letzten Halbjahr 48 v. H. und die Bauvollendungen 
42 v. H. des Volumens der öffentlichen Bautätigkeit 
in der gleichen Vorjahreszeit. Der Produktionsindex 
der Bauſtoffaufträge hatte im Dezember 1931 ſeinen 
tiefſten Stand von 33,1 erreicht. Die Folge dieſes 
Rückganges war, daß Ende Dezember 1931 bei den 
Arbeitsämtern 941498 Bauarbeiter verfügbar waren, 
demnach 16,4 v. H. der verfügbaren 5745 809 Arbeit⸗ 
ſuchenden. Wegen der Abhängigkeit einzelner In⸗ 
duſtrien vom Baumarkt iſt die Zahl der durch den 
Niedergang der Bauwirtſchaft mittelbar erwerbslos 
gewordenen Arbeiter noch größer. 

Im Zuſammenhang mit dieſer kataſtrophalen Ent⸗ 
wicklung it in der Öffentlichkeit vielfach die Forde⸗ 
rung nach verſtärkter Bautätigkeit erhoben worden. 
Man will die öffentlichen Mittel lieber zu neuer 
Wohnbautätigkeit verwenden, als ſie den Arbeits⸗ 
loſen ohne Gegenleiſtung zahlen. Eine ſolche, auf 


Dieſe Schrumpfung wird ſich 
in ihrer ganzen Stärke erſt in dieſem Halbjahr be⸗ 


die Gefahr der fehlenden Wirtſchaftlichkeit durchge⸗ 
führte Bautätigkeit würde zwar vorübergehenden 
Nutzen, aber zugleich dauernden Schaden bringen. 
Die Preußiſche Landespfandbriefanſtalt äußert ſich 
zu dieſer umſtrittenen Frage aus ihrer Erfahrung 
dahin: 

„Die Entwicklung des Berichtsjahres hat er⸗ 
wieſen, daß bei ſo einſchneidenden Veränderungen 
der geſamten Wirtſchaftslage derartige Geſichts⸗ 
punkte für die Aufrechterhaltung der Neubau⸗ 
tätigkeit nicht durchſchlagend ſind. Durch die 
Bautätigkeit werden Dauergüter erſtellt, deren 
Nutzung auf einen langen Zeitraum geſichert ſein 
muß. Hierfür fehlen augenblicklich alle Voraus⸗ 
ſetzungen. Außerdem vollzieht ſich der Umſchlag 
der in Dauergütern dieſer Art inveſtierten Mittel 
viel zu langſam, um das Kapital für weitere 
Arbeitsleiſtungen bald wieder verfügbar zu machen. 
Beſonders in einer kapitalarmen Zeit erweiſt ſich 
daher der Nutzeffekt von Wohnungsbauarbeiten 
zur Beſeitigung von Arbeitsloſigkeit nur als ein 
vorübergehender. Wenn auch in außergewöhn⸗ 
lichen Kriſenzeiten, wie wir ſie jetzt erleben, die 
Konjunkturſchwankungen anderen als den üblichen 
Geſetzen folgen, jo kann doch nad) einer beijpiel- 
loſen und jahrelang andauernden Hochkonjunktur 
im Wohnungsbau ein Rückſchlag nicht ausbleiben. 
Durch Maßnahmen, die außerhalb der Wirtſchaft⸗ 
lichkeit ſtehen, läßt ſich eine ſolche Entwicklung 
nicht aufhalten.“) 

Die Deutſche Bau- und Bodenbank drückt ſich bei 
dieſer Frage auch vorſichtig aus. Sie ſchließt ihren 
Bericht mit dem Satz: 

„Erſt wenn es der Wirtſchaftspolitik 
gelingt, für die geſamte deutſche Wirt— 
ſchaft den Deflationsprozeß und damit 
die Schrumpfung der Produktion zu be— 
endigen und die Vorausſetzungen auf— 
bauender wirtſchaftlicher Tätigkeit wieder 
zu ſchaffen, wird auch die Bauwirtſchaft 
wieder in die Lage verſetzt werden, ihre 
große Aufgabe für Erhaltung und Aus- 
bau der Produktionsfähigkeit des deut— 
ſchen Volkes zu erfüllen.“ 

Es iſt richtig, daß die Geſetze der Wirtſchaftlich⸗ 
keit im Wohnungsbau neben den Forderungen nach 
wohnkulturellen Verbeſſerungen an erſter Stelle zu 
beachten find. Darum läßt ſich die öffentliche Unter- 
ſtützung des Wohnungsbaues nur bei dringendem 
Wohnungsbedarf und dem Verſagen der Privat- 
wirtſchaft rechtfertigen. 

Dieſer Bedarf war aber und iſt heute, wenn 
auch in vermindertem Umfange vorhanden.) Es 
liegt lediglich eine Verſchiebung des Bedarfs vor, 
die eine Folge des durch die ganz außergewöhnliche 
Kriſe verminderten Volkseinkommens iſt. Für 1928 


*) Jahresbericht 1931, S. 9. 

**) Vgl. die Begründung von Staatsſekretär Prof. Dr. 
Scheidt, „Die Grundlagen der Wohnungsbauwirtſchaft“, 
VM Bl. 1932, 231 ff. 
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iſt das Volkseinkommen auf 75,4 Milliarden, für 
1929 auf 75,1 Milliarden errechnet worden. Die 
Schätzungen für 1930 ſchwanken zwiſchen 1 
für 1931 zwiſchen 50—60 Milliarden Reichsmark. 
Da die Mietſenkung nicht entſprechend war, ſtieg 
der Aufwand für die Wohnungsmieten demnach 
bis zu einer, nach der heutigen Einkommenslage 
unerträglichen Höhe. Der Anteil der Miete Ye 
Volkseinkommen betrug 1930 10 v. H., 1% 
14—17 v. H., während er bei dem höheren Wohl⸗ 
ſtand der Vorkriegszeit ſich regelmäßig nur zwiſchen 
10—11 v. H. des Volkseinkommens bewegte. 


i ie vi die öffentliche 
Dennoch ſind die vielfach gegen e 
Wohnungspolitik der letzten Jahre erhobenen Vor⸗ 


würfe, es ſei Kapital fehlgeleitet, insbeſondere ſeine 


teilweiſe Verwendung für unproduktive Zwecke be⸗ 
gane worden, unbegründet. Von dem oben e 
genannten Volkseinkommen war in den nude ; 
verſtärkten Bautätigkeit ein großer Teil = 5 
ſuchendes Privatkapital. Bei dem hohen Kapital⸗ 


bedarf der übrigen Wirtſchaftszweige, der ſich infolge 


der wenn auch künſtlichen Hochkonjunktur ſtändig 
ſteigerte, 11 den hohen Zinsſätzen das 1 
kapital dem Wohnungsbau ferngeblieben, wenn ae 
Rentabilität nicht durch die öffentlichen au 
herbeigeführt worden wäre. Durch die a 
weile Hergabe von 9411 Millionen öffen ic 8 
Gelder wurde erreicht, daß dem unrentablen, 1 
volkswirtſchaftlich ſo notwendigen Zweck en 
Wohnungsbau der Nachkriegszeit 9344 1 
Privatkapital (Hypotheken und Eigenmittel) a 
Zur volkswirtſchaftlichen und finanzwiflenfchef 1175 
Rechtfertigung dieſer Aufwendungen genüg es, > 
als weiterer (nicht einziger) Grund die durch a 
Bauvorgang herbergeführten öffentlichen a 
und Erſparniſſe durch Verminderung der Ar 5 
loſigkeit hinzukommen. Es iſt errechnet wor . 
daß nahezu der bei einem Bauwerk brutto 970 
gegeben Koſten auf dem Wege über Lohnſumm S 
und Einkommenſteuer, mehrfache Umſatzſteuer, 75 E 
erwerbsiteuer, Körperſchaftsſteuer ſowie die 1 80 
Laſten wieder an die öffentliche Hand rss 115 
der Sozialverſicherung zurückfließen. Da nn. 
öffentliche Beihilfe in den legten Sahren 1 g 
nur noch etwa 30—40 v. H. im Durchschnitt e ni 
alſo etwa dem Zweifünftelanteil entſprochen hat, 
ſo kommt jeder darlehnsweiſe gegebene 0 
betrag in voller Höhe doppelt in die öffen In 
Kaſſen, einmal ſofort in Form von 5 > 
Verſicherungsbeträgen, ſodann allmählich Fe 
vorgeſchriebenen Tilgungsbeträge.) Das 115 
liche aber iſt, daß die Arbeitsloſigkeit bekämpft 5 
die dringenden wohnkulturellen Bedürfniſſ 
iedigt wurden. l 

le nicht der Erzeugung von Luxusartikeln, 
ſondern der Befriedigung von Lebensnotwendigkeiten. 
Dies ſind daher nicht lediglich konſumtive, ſondern 


) Vgl. Staatsſekretär Prof. Dr. Scheidt, a. a. O. S. 237. 


Die Kapitalinveſtierung diente 


| 


produktive Zwecke, weil unentbehrliche Werte ge⸗ 
ſchaffen wurden. 

In dieſer Darſtellung liegt nicht nur die Recht⸗ 
fertigung der vergangenen, ſondern auch die Recht⸗ 
fertigung der jetzigen und zukünftigen Wohnungs⸗ 
politik. Es gibt eine Grenze, über die man Spar⸗ 
gelder nicht mehr langfriſtig anlegen darf. Infolge 
der verminderten Sparbeträge und des verminderten 
Einkommens iſt dieſe Grenze erreicht worden. Darum 
beſtehen gegen eine Förderung des ſtädtiſchen 
Wohnungsbaues in dem Umfang der Jahre 1928/29 
heute Bedenken. Unentbehrlich bleibt aber die 
öffentliche Fürſorge für die Erhaltung des geſchaffenen 
Wohnraumes und für das Wohnbedürfnis der 
Minderbemittelten. Eine beſchränkte öffentliche För 
derung des Wohnungsbaues kann demnach auch für die 
Zukunft nicht entbehrt werden (vgl. Siedlung und 
Wirtſchaft, Heft 6, S. 227). Der im preußiſchen 
Haushalt eingeſetzte Betrag von jährlich 25 Milli⸗ 
onen Reichsmark iſt für dieſe Zwecke auch nach den 
veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſen zu gering. 
Dieſer Einſicht wird ſich insbeſondere nicht verſchließen, 
wer neben der Lage auf dem Wohnungsmarkt die 
oben zahlenmäßig nachgewieſene Not der Bauwirt⸗ 
ſchaft betrachtet. Während der Auftragsbeſtand in 
den Jahren 1924—31 durchſchnittlich im Wohnungs⸗ 
bau jährlich 2,3, im gewerblichen Bau 2,1 und im 
öffentlichen Bau 2 Milliarden betrug, rechnet die 
Baus und Bodenbank bei vorſichtiger Schätzung nach 
den angeſtellten Ermittelungen für 1932 nur mit 
einem geſamten Auftragsbeſtand von 2 Milliarden 
Reichsmark. Da der gewerbliche Bau wegen der 
kataſtrophalen Wirtſchaftslage in den einzelnen In⸗ 
duſtriezweigen faſt ganz ausſcheiden wird, der öffent⸗ 
liche Bau bei den Haushaltsſchwierigkeiten weit⸗ 
gehendſt eingeſchränkt werden muß, kommt dem 
Wohnungsbau zur Behebung der Not der Bauwirt⸗ 
ſchaft eine doppelte Bedeutung zu. Denn für ren⸗ 
table Bauten ſteht auch 1932 noch anlageſuchendes, 
jetzt vielfach wegen der Vertrauenskriſe gehortetes 
Privatkapital zur Verfügung. Daß dieſe Bauten, 
insbeſondere in den kleineren Landſtädten gefragte 
Kleinwohnungen und Eigenheime ſowie die Sied⸗ 
lungen des flachen Landes, rentabel werden, läßt ſich 
aber auch bei den heutigen Baukoſten und Zinſen nur 
mit öffentlicher Unterſtützung erreichen. 


Möglichkeiten und Grenzen 
der öffentlichen Arbeitsbeſchaffung 

Nach dem Gutachten des Zentralausſchuſſes des 
Reichswirtſchaftsrates iſt für das Haushaltjahr 1932 
wenigſtens mit einer Durchſchnittszahl von 5,6 bis 
5,7 Millionen Arbeitsloſen zu rechnen. Die private 
Initiative iſt durch die Kriſenerſcheinungen gelähmt. 
Die Vertrauenskriſe hält den Unternehmerwillen 
nieder. In weitem Umfange fehlt es auch an Ob⸗ 
jekten, die in den normalen Depreſſionen der Vor⸗ 
kriegszeit ſich dem Unternehmermute darboten. Der 
Wohnungsbau iſt wegen des Rückganges der Be- 
völkerungszunahme weniger als damals dazu ge⸗ 
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eignet. Dies gilt auch für die am Ende der De⸗ 
preſſion gewöhnlich einſetzende vermehrte Inveſtition 
von Produktionsmitteln. 


Auf dieſer hier in den Grundgedanken angedeus 
teten Analyſe der gegenwärtigen Lage rechtfertigt 
der Ausſchuß die öffentliche Arbeitsbeſchaffung. Für 
die Auswahl der Arbeitsgebiete ſei entſcheidend, 
daß es ſich um „zuſätzliche“ und „volkswirtſchaftlich 
rentable“ Arbeiten handele. Die Zuſätzlichkeit hält 
der Ausſchuß ſchon dann für gegeben, wenn eine 
Produktion durch die Arbeitsbeſchaffung aufrecht er⸗ 
halten werden kann, die ohne ſie eingeſtellt werden 
müßte. Bei der Rentabilität kommt es dem Aus⸗ 
ſchuß nicht darauf an, ob der Ertrag der geſchaffenen 
Werte eine „unmittelbare“ Rückzahlung der aufge⸗ 
wendeten Koſten erfordere. Es genügt bereits, 
wenn Kapitalzerſtörung verhütet wird. 

Nach den eingehend begründeten Ausführungen 
des Ausſchuſſes ſind unter dieſen Vorausſetzungen 
folgende Arbeiten möglich: 


Kredite Mill. RM Arbeitskräfte 


Reichsbah . . . 100 30 000 
Reichspoſt (für 1932) 50 15 000 
Straßennetz zwiſchen 200—710 100—360 000 
Hochwaſſerſchutz bis 230 105 000 
Landw. Meliorationen 200 120 000 
Milchwirtſchaft (für 1932) 50 10 000 


Hausreparaturen 300—500 135-225 000 

Bei den veranſchlagten Kreditſummen find die 
Erſparniſſe der öffentlichen Hand bei den verſchie⸗ 
denen Formen der Arbeitsloſenunterſtützung nicht in 
Abzug gebracht, da die Kreditſummen dadurch ja 
zunächſt nicht berührt werden. 

Bei der auch von uns ſchon wiederholt geforderten 
Arbeitsbeſchaffung durch Erweiterung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Meliorationen und der Siedlung (vgl. 
SiedlWirtſch. S. 116, 272) hat es ſich nach dem 
Gutachten des Reichswirtſchaftsrates nicht nur um 
Bodenverbeſſerungen, ſondern auch um „im weiteren 
Sinne“ einſchlägige Arbeiten zu handeln, insbeſon⸗ 
dere um Ausbau und Organiſation der Milchwirt⸗ 
ſchaft. 

Die landwirtſchaftliche Siedlung behandelt der 
Ausſchuß mit lakoniſcher Kürze: 


„Der Reichswirtſchaftsrat hält ganz allgemein 
auch die Förderung der landwirtſchaftlichen 
Siedlung für ein vordringlich wichtiges Gebiet 
der produktiven Arbeitsbeſchaffung. In dem 
von ihm vorgelegten Programm glaubt er ſich 
aber auf einen nachdrücklichen Hinweis darauf 
beſchränken zu ſollen.“ 


Man kann danach erfreut feſtſtellen, daß auch der 
Reichswirtſchaftsrat die Notwendigkeit der ländlichen 
Siedlung als wertſchaffende Dauermaßnahme vorbe⸗ 
haltlos anerkennt. Durch die Art der Begründung 
bringt er darüber hinaus noch zum Ausdruck, daß 


dies Ergebnis Allgemeingut der Wirtſchaftskreiſe 
geworden iſt. 


Den in dem Gutachten enthaltenen Grundgedanken 
iſt zuzuſtimmen. Es läßt ſich allerdings nicht leugnen, 
daß ſich bei den Vorausſetzungen der „Zuſätzlichkeit“ 
und „Rentabilität“ der Kreis der möglichen Arbeiten 
einengt. Wie aus den Ausführungen über die Ent⸗ 
wicklung der Bauwirtſchaft und aus den in den 
letzten Monaten veröffentlichten Verluſtbilanzen der 
großen Wirtſchaftsunternehmungen zu erkennen iſt, 
fehlt es der deutſchen Wirtſchaft heute aber an der 
„Rentabilität“. Dieſe Erſcheinung hat eine ſtändig 
ſteigende Verminderung des Arbeitsvolumens zur 
Folge. Man wird demnach ſehr bezweifeln müſſen, 
daß die vom Reichswirtſchaftsrat vorgeſchlagenen 
Arbeiten wirklich „zuſätzlich“ und „rentabel“ ſein 
werden. 


Der Reichswirtſchaftsrat hätte auf den Urgrund 
des verminderten Arbeitsvolumens eingehen und 
zuſammen mit der für den Übergang unvermeid⸗ 
baren Arbeitsbeſchaffung durch öffentliche Zuſchüſſe 
Vorſchläge für die Herbeiführung einer rentablen 
Wirtſchaft machen müſſen. Es iſt von der Über- 
legung auszugehen, daß das Arbeitsvolumen lediglich 
ein Teil des geſamten Ertragsvolumens, das Arbeits⸗ 
einkommen demnach ein Teil des geſamten Extrags⸗ 
einkommens iſt. Außer dem Arbeitseinkommen 
iſt das Unternehmereinkommen der größte Teil 
des Volkseinkommens, das ſich im übrigen 
noch aus Kapitalzinſen, öffentlichen Erwerbsein⸗ 
künften uſw. zuſammenſetzt. Das geſamte Volks⸗ 
einkommen wird durch den heute vom Weltmarkt 
beeinflußten Erwerbspreis des letzten Konſumenten 
unter Abzug der Selbſtkoſten für Rohſtoffe, Ver⸗ 
ſchleiß und Auslandszinſen gebildet. Die Höhe des 
Einzelanteils am Volkseinkommen hängt ledig⸗ 
lich von der Verteilung des Einkommens 
innerhalb der Volksgemeinſchaft ab. Dieſe Ver⸗ 
teilung unterliegt allein dem Einfluſſe der inländi⸗ 
ſchen Wirtſchaftspolitik. Wenn wir innerhalb dieſer 
Verteilung zahlenmäßig die beiden größten Ein⸗ 
kommen, das Arbeits⸗ und das Unternehmereinkommen, 
gegenüberſtellen, jo entdecken wir trotz aller Unzu⸗ 


friedenheit mit Lohn⸗ und Gehaltskürzungen, daß 
mit ſteigender Kriſe der prozentuale Anteil 


des Arbeitseinkommens am Gejamtein- 
kommen ſteigt, daß dagegen der prozentuale 
Anteil des Unternehmereinkommens am 
Geſamteinkommen ſinkt. Der zahlenmäßige Be⸗ 
weis für dieſes volkswirtſchaftliche Geſetz wird durch 
folgende Gegenüberſtellung“) geliefert: 


*) Der Berechnung ſind die Zahlen des Stat. Jahr⸗ 
buches f. d. Dtſch. Reich 1931 S. 532 unter Umrechnung 
nach der Kaufkraft von 1928 (Index für Lebenshaltung) 
zugrunde gelegt. Für 1930031 find die Durchſchnittszahlen 
nach den Berechnungen und Schätzungen des Inſtituts für 
Konjunkturforſchung eingeſetzt (Viertelj⸗Heft Konj.⸗Forſch. 
5. Jahrg. Heft 4 S. 58, 6. Jahrg. Heft 3 S. 42 f.). 
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Geſamtes 
Arbeitseinkommen Unternehmereink. Volkseinkommen 
19 15 5 2 M 9 A RM Proz. 
Milliard. RM Proz. Milliard. RM Proz. 5 
1913 31,4 45 24,3 69,3 100 
1925 36,7 56 18,9 30 65,0 100 
1926 37,5 56 18,8 29 67,3 100 
1927 40,0 55 19,8 28 72,7 100 
1928 42,7 57 19,3 26 75,4 100 
1929 42,4 57 18,6 25 9975 N 
1930 39,0 58 . . 69, 490 
1931 34,0 62 55,0 


i "ind in di tellung 

und Penſionen find in dieſer Aufl 1 
1 e des Arbeitseinkommen⸗ nicht 
berücksichtigt. Wollte man dieſe Einkommen 1 
Arbeitseinkommen zuzählen, ſo wäre dies ein 17 5 
Beweis für die mit ſteigender Kriſe relativ ſteigenden 


über dem kata⸗ 
i der Feſtbeſoldeten gegenüber dem ke 
e e Einkommen der ſelbſtändigen 


Unternehmer. Die 8 aus Renten und 
i en nämli 
Penſionen betrug 1 
4925 9,0% 
1926 11,0% 
1927 10,0 % 
1928 11,0% 
1929 12,0% 


i In den 
des geſamten deutſchen Volkseinkommens. Ii ! 
Jahren 1930 und 1931 wird dieſer oder noch sin = 
rechnete Anteil der Renten und 0 5 
1105 1 N Härten im 
üge trotz der damit berei ı r 
Verhältnis 15 dem allgemeinen Einkommensrückgang 

i ind. . 3 
. e für den en 
lichen Niedergang iſt demnach nicht, ar 
vielfach angenommen wird, die 1 e 
Kaufkraft bei Menſchen mit feſtem 4 in⸗ 
tarnen ert ten e ee 

das fehlende nter j = 

er das ſtets die größte kapitalbildende 

ehabt hat. . : 
an en 1 Erkenntnis iſt die Forderung 
nach einer Senkung der ee 

ifſyſtems) ſowie der ſozialen un = 
en en (durch Sparmaßnahmen, 1 
Verwaltungsreform), ſo daß ſich in den 1 
Wirtſchaftszweigen wieder eine a 175 
einer allgemeinen e 1 5 
rente und ein angemeſſener 
gewinn herauswirtſchaften laſſen. N 75 
dieſe Forderung nicht überſteigern. 5 75 
Geſetz verlangt eine angemeſſene Bezah ung 
Arbeit. Man darf aber in der e 
Grundſatzes nicht ſoweit gehen, daß ei 59 5 
nehmertum und die geſamte ene 2 
zu Grunde gehen. Damit iſt nicht der 1 
wirtſchaft das Wort geredet. Künſtliche 1115 ach 
erlangte Preisbindungen 155 8 . 
inſeiti tgejegte Lohnſätze. elbſtänd 
e muß wieder Lebensmöglichkeiten 


in Landwirtſchaft (z. B. Siedler) und in Induſtrie 
(3. B. Handwerker) haben, damit ſich wieder ein 
geſunder, arbeits⸗ und unternehmungsfreudiger 
Mittelſtand bildet. 


Eine weitere Deflationspolitik, durch die auch die 
4. Notverordnung noch gekennzeichnet wird, würde 
nicht nur eine Vermehrung der Arbeitsloſigkeit (vgl. 
Siedl Wirtſch. S. 115), ſondern den Untergang der 
deutſchen Wirtſchaft überhaupt bringen. Das Ziel 
der Wirtſchaftspolitik muß demnach auf 
die Verringerung der Selbſtkoſten ein- 
ſchließlich der Arbeitskoſten und auf die 
Schaffung der Rentabilität in der Wirt- 
ſchaft gerichtet ſein. Es muß wieder 
eine Kapitalbildung möglich ſein. Der 
Unternehmer muß wieder Vertrauen zur 
Wirtſchaft haben, erſt dann wird auch der 
Geldgeber wieder Vertrauen gewinnen. 


Wenn der Unternehmer wieder eine Rente heraus⸗ 
wirtſchaften kann und kreditwürdig wird, wird auch 
der Zinsfuß ſinken. Vorerſt iſt ein Zwang unum⸗ 
gänglich. 

Nicht nur die Verpflechtung der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft mit der Weltwirtſchaft verlangt dieſe Maß⸗ 
nahmen, Deutſchland wird in Zukuuft wegen der 
die ganze Welt beherrſchenden Kriſe mehr um den 
inländiſchen Abſatz und die Hebung der inländiſchen 
Kaufkraft beſorgt ſein müſſen als um die Export⸗ 
möglichkeit nach dem Auslande. Das richtige Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Arbeitseinkommen und Unternehmer⸗ 
einkommen, das im großen Wirtſchaftsraum die Vor⸗ 
bedingung und das Zeichen einer geſunden Aufwärts⸗ 
entwicklung geweſen iſt, muß auch im kleineren Wirt⸗ 
ſchaftsraum einer Nation gegeben ſein. Auch hier 
macht ſich die kapitalbildende Kraft des Unternehmer⸗ 
geldes zum Nutzen der ganzen Wirtſchaft bemerkbar. 
Der Unternehmergewinn ſorgt für neue Arbeit, Be⸗ 
lebung der allgemeinen Kaufkraft und neuen Waren⸗ 
umſchlag. Allerdings wird auch das Arbeitseinkommen 
durch Wareneinkauf der Wirtſchaft wieder zugeleitet. 
Die Wirkung iſt aber nichtſo befruchtend, weil konſum⸗ 
tive Nebenwirkungen einſetzen. Wenn z. B. die große 
Anzahl aller Arbeiter in Luxuswohnungen wohnen 
wollte und eine dieſem Verlangen freundliche Lohn⸗ 
politik die Löhne entſprechend feſtſetzte oder aus 
öffentlichen Mitteln erbaute Häuſer den Arbeitern 
koſtenlos zur Verfügung ſtellte, ſo wäre das heute 
vorhandene Kapital für immer feſtgelegt, konſumiert. 
Für einen befruchtenden Umlauf wäre fein Raum. 
Die Wirtſchaft liefe ſich tot. Darum muß (einerlei, 
ob kapitaliſtiſche Privatwirtſchaft oder öffentliche 
Planwirtſchaft) die Ankurbelung der Wirtſchaft vom 
Unternehmertum ausgehen, das für neue Arbeit, 
neues Einkommen und neue Kaufkraft ſorgt. Denn 
das bei der Koſtenſenkung gebildete Kapital des 
Unternehmers fließt über das Lohneinkommen und 
die Bedarfsdeckung des jetzt beſchäftigten Arbeiters 
dem Konſum zu. Nur ſo kann aus dem jetzigen 
eirculus vitiosus der Deflation eine lebendige 
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Aufwärtsentwicklung der Wirtſchaft (ohne Inflation) 
werden. In der bergangszeit iſt künſtliche Arbeitsbe⸗ 
ſchaffung im Sinne der Vorſchläge des Reichswirt⸗ 
ſchaftsrates notwendig, denn die abnormen Kriſen⸗ 
erſcheinungen der Wirtſchaft erfordern abnorme 
Mittel der Abhilfe. Die Finanzierung hält der 
Reichswirtſchaftsrat für möglich und begründet 
ſeine Anſicht ausreichend. Wenn die geförderten 
Arbeiten „zuſätzlich“ und „rentabel“ ſind, dann läßt 
ſich ſogar die erweiterte Kredithingabe ohne Beſorgnis 
durch das heute praktiſch einzige größere Kreditinſtitut, 
die Reichsbank, rechtfertigen, da dieſe Kreditauswei⸗ 
tung noch keine Inflation, ſondern nur eine pro- 
duktive Kreditſchöpfung zu ſein braucht. Nicht auf 


die Golddeckung, ſondern auf das Vertrauen zur 
Wirtſchaft kommt es an. Dieſes kann durch Zu⸗ 
nahme des Arbeitsvolumens nur gekräftigt werden. 

Allerdings kann nach den hier vertretenen Grund- 
ſätzen die Ausführung der Arbeiten zu Tariflöhnen 
im allgemeinen nicht befürwortet werden. Eine 
weitgehende Einſchaltung des Freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes wird insbeſondere bei den Meliorationen 
und der landwirtſchaftlichen Siedlung zur Erzielung 
der Rentabilität unumgänglich ſein. Als Ganzes 
iſt der Plan des Reichswirtſchaftsrats zu begrüßen, 
da er immerhin wenigſtens als ein Anſatz zur Ab⸗ 
kehr von der Deflationspolitik zu werten iſt. 

Dr. F. N. 


Veſprechungen 


Homann — Fauth „Siedlungsbau und Selbſthilfe“. 
Verlagsgeſellſchaft R. Müller m. b. H., Ebers⸗ 
walde⸗Berlin. Preis 3,75 RM. 

Gerade noch zur rechten Zeit erſcheint dieſe 168 
Seiten ſtarke Schrift zweier Siedlungsfachleute mit 
Namen von gutem Klang, Miniſterialrat Homann 
iſt Baureferent für Siedlungsbauweſen im Preußi⸗ 
ſchen Miniſterium für Landwirtſchaft und Stadtbau⸗ 
rat a. D. Fauth iſt weiteren Kreiſen durch ſeine 
Sorauer Verſuchsbauten wohl bekannt. 

Das mit einem markigen Vorwort von Miniſterial⸗ 
direktor Bollert ausgeſtattete kleine Werk iſt in 
zwei vollſtändig von einander unabhängige Teile ge⸗ 
gliedert. Der 1. Teil von Homann umfaßt all⸗ 
gemeine Fragen des Siedlungsbaus und der 2. Teil 
von Fauth die Selbſthilfe. 

Auf den 1. Teil, der unentbehrliche Erläuterungen 
zu den Richtlinien vom 19. November 1931 und 
den Ausführungsbeſtimmungen bringt und manche 
ſchwer empfundene Lücke in ihnen ausfüllt, haben 
alle Siedlungsfachleute wohl „händeringend“ ge⸗ 
wartet. Die Richtlinien allein genügten nicht, ſie 
ſollten auch nur den großen Rahmen bilden, und wir 
ſind dankbar, daß nicht noch neue Richtlinien oder 
gar Erlaſſe gekommen ſind, ſondern daß dieſe 
Schrift uns die notwendige Klarheit bringt. Homann 
hat in überſichtlicher Form alles zuſammengeſtellt, 
was man wiſſen muß, um mit den Richtlinien 
ſachgemäß arbeiten zu können. Eine Tabelle bringt 
alles, was für die vier Typen gefordert wird. Gute 
Grundriſſe aller Typen geben einen beachtlichen 
Anhalt, in welcher Weiſe man am beſten zu Löſungen 
kommt, die die Forderungen der Richtlinien be⸗ 
friedigen und dann folgt ein ſehr wichtiger Abſchnitt 
über die Berechnung der Baukoſten und der Ab- 
züge und Zuſchläge für Mehr- oder Minderleiſtungen. 

Im nächſten Teil finden wir Ratſchläge für die 
bautechniſche Ausführung der Siedlungsbauten auf 
Grund der in der Zentralinſtanz geſammelten Er⸗ 
fahrungen, Entwürfe für Schweineſtälle aus Stroh⸗ 
ballen und Hühnerſtälle, Beiſpiele praktiſcher Ge⸗ 
höftsanlagen, eine kritiſche Beleuchtung des Holzbaus 
und praktiſche Winke für die Einrichtung des Stalles. 


Es folgen dann Aufklärungen über die wichtigſten 
Punkte der „Baupolizeiverordnung über die Errich⸗ 
tung und den Umbau der landwirtſchaftlichen Sied⸗ 
lungsbauten“ vom 15. Dezember 1931, „über die 
Tätigkeit der Sachverſtändigen bei den Landes⸗ 
kulturämtern und Kulturämtern, über die Behand⸗ 
lung der architektoniſchen und baulichen Fragen durch 
die Siedlungsträger“ und zum Schluß ein Abſchnitt 
über die Aufgaben des Siedlers. 

Der zweite, von Stadtbaurat a. D. Fauth bear⸗ 
beitete Teil beſchäftigt ſich mit der Selbſthilfeſied⸗ 
lung. Es werden zuerſt Urſache und Formen der 
Selbſthilfe- und Gruppenſiedlung beſprochen und 
dann aus der Praxis eine ſtattliche Reihe von typi⸗ 
ſchen Formen der Selbſthilfe vorgeführt. An 17 Bei⸗ 
ſpielen ſind Bauweiſe und Erſparniſſe im einzelnen 
dargeſtellt. 

Zum Schluß folgen überaus wichtige Nutzan⸗ 
wendungen über die Organiſation der Selbſthilfe, 
Durchführung der Bauten, Siedlungspflege, Siedler⸗ 
beratung⸗ und Schulung und vorzügliche Abbildungen 
in der Ausführung begriffener Bauten aus Wies⸗ 
baden, Koblenz, Mansfeld und Sorau. 

Wir müſſen den beiden Verfaſſern für ihre fleißige 
und inhaltreiche Arbeit überaus dankbar ſein. Das 
kleine Werk gehört als unentbehrliches Handbuch 
auf den Tiſch eines jeden Siedlungsfachmanns. 
Für alle, die in der Praxis des Siedlungsweſens 
tätig ſind, iſt es unentbehrlich. Wenn wir einen 
Wunſch äußern dürfen, ſo iſt es der, daß uns Richt⸗ 
linien und ſo wichtige und inhaltreiche Erläuterungen 
und Ratſchläge, wie die vorliegenden, künftig jo 
zeitig in die Hand gegeben werden möchten, daß 
es noch möglich iſt, ſie von vornherein bei der 
Vorbereitung des Jahresbauprogramms auszu⸗ 
werten. Dr. Meyer. 


Das Deutſche Bauſparen von Dr. A. Krahn und 
Dr. B. Kaltenboeck. Verlag Reimar Hobbing 
in Berlin. Preis geb. 5,40 RM. 

Dieſes Buch füllt eine Lücke aus. Wer bisher 
als Neuling an das Bauſparen heranging, in der 

Abſicht, ſich ſelbſt ein Urteil, ſei es über das 
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ü i über das 
deutſche Bauſparweſen überhaupt, ſei es ü 
a einer einzelnen Bauſparkaſſe zu bilden, der 
fand eine unüberſehbare Fülle von Einzeldarſtellun⸗ 


gen in allen möglichen Fachzeitſchriften des Bau⸗ 


weſens verſtreut vor. Er fand eine Reihe wiſſen⸗ 
Balken Gefamtbazfiellunge, an denen ei an 
dem Umfang auch die Wiſſenſchaft, ee 15 
Belaſtung mit mathematiſchen Formeln 5 8 10 1 
er fand endlich ſeit geraumer Zeit Erläu a 
zum Bauſparkaſſengeſetz in Kommentarform 7 5 
was er nicht fand, das war eine ill 5 
allgemein verſtändliche Geſamtdarſtellung 5 0 
baus der deutſchen Bauſparkaſſen. Dieſe 8 
darſtellung liefert das vorliegende Buch. J 
bſchnitten wird nach einem ) i 

5 der Vergeſſenheit 901 85 
Friedrich von Bodelſchwingh ſchon in 55 a be 5 
Jahren des vorigen Jahrhunderts eine ge N 
begründet und dieſen Namen geprägt 5 
Prinzip des Bauſparens, der ee . 
unter beſonderer Berückſichtigung des 10 1 
en a dae nee eee 
Zins und Ausgleich, die Gr nn 
und endlich die geſetzliche eee a 
Di darſtellenden Teil iſt ein mathem 
Argen a deſſen mit e 
Formeln geſpickter Inhalt wohl 1 5 en 
Mathematiker zugänglich fein dürfte; 1 
Verſtändnis der übrigen Darſtellungen, 5 921 
ebe ese be Dr nee e 
es der Fachkenntniſſe, 
hang 1 nicht. Ihn kann, wem 1 Bee 
Verſtändnis für den Aufbau einer l I 
tun ijt, wer lernen will, im Proſpekt ei 

i nur 
1 991 zu leſen, getroſt . 
laſſen. Was beſonders für den . er 
ſparer wichtig iſt, erfährt er auch aus 5 15 
gemeinen Teil, wie etwa die Entwicklung der Warte⸗ 


geſchichtlichen Überblick, 


das Gedruckte, ſondern auch 


kreis, die 
iten im geſchloſſenen und offenen Sparer! die 
ng 5 3 für die Wartezeiten, die 


(begrenzten) Möglichkeiten = a, 
i Notwendigkeiten un ögli i 
er Das alles wird an 1 8 nn 5 
* 5 — 7 2 * Yy em 
allgemein verſtändlicher Beiſpiele 0 5 
t und entwickelt. in 
unſeren Augen aufgebau „ 
klares, ſachliches und darum erf 9 
Das Bauſparen und ſeine Gefahren. u 
hängige Kritif von Finanzrat Karl Simon. 
Verlag: Jac. Kraut, Karlsruhe Baden. Preis 
2,50 RM. 
Dies Büchlein wird den deutſchen ea ala 
wenig Freude bereiten; denn: „der ne 
ſelbſt die Abſicht, einen Bauſparvertrag on 1 
er gab ſie aber wieder auf, nachdem er ug 5 195 1 
gänglichen Stoff 1 1 1 
nur wünſchen, aber nicht hoffen, daß N 
lung 9 Bauſparkaſſen im nächſten 1 
zehnt die Auffaſſung widerlege, die er ſeiner = 


verdammen. 


zeugung gemäß in den nachſtehenden Blättern nieder⸗ 
gelegt hat.“ 

Das Buch iſt mit einer außerordentlich ſpitzen 
Feder geſchrieben und enthüllt ſchonungslos alle, 
aber auch alle Schwächen, die dem Bauſparweſen 
in Deutſchland heute anhaften. Daß Vieles, Allzu⸗ 
vieles im deutſchen Bauſparweſen zur Zeit mangel⸗ 
haft, iſt das beweiſen am beſten die bisher bekannt⸗ 
gewordenen Entſcheidungen des Reichsaufſichtsamts 
für Privatverſicherung, das bekanntlich ſchon über 
eine ganze Anzahl von Bauſparkaſſen den Konkurs 
oder die Unterſagung des Geſchäftsbetriebes ver⸗ 
hängen mußte. Nach Lage der Dinge erſcheint es 
heute vielleicht kaum mehr ſo notwendig, vor den 
Gefahren des Bauſparens zu warnen, als das, was 
am Bauſparen geſund und wichtig erſcheint, zu er⸗ 
halten: die Erziehung zur Sparſamkeit und die För⸗ 
derung der Eigenheimbewegung in ihrer heute mehr 
und mehr zur allgemeinen Anerkennnung gelangenden 
Bedeutung. Gewiß, Auswüchſe ſollen nachdrücklichſt 
bekämpft werden; aber es darf auch nicht verkannt 
werden, daß heute zahlreiche und wertvolle Kräfte 
am Werke ſind, die einzelnen Syſteme immer weiter 
zu verbeſſern und dem Ideal der Gerechtigkeit, ſo⸗ 
weit es überhaupt erreichbar iſt, entgegenzuführen. 

Wenn nun der Verfaſſer in einer Anzahl von 
rechneriſchen Beiſpielen, die den 2. Teil des Buches 
einnehmen, bei der Gemeinſchaft der Freunde, den 
öffentlichen Bauſparkaſſen und der Deutſchen Bau⸗ 
und Siedlungsgemeinſchaft, Darmſtadt, die geſamten 
Leiſtungen der nach verſchiedenen Wartezeiten zur 
Zuteilung gelangenden Bauſparer auf ihren Zeitwert 
im Augenblick der Zuteilung berechnet und hierbei 
zu dem Ergebnis kommt, daß ein vollſtändiger Aus⸗ 
gleich noch nicht herbeigeführt iſt, ſo vermag ich 
die Differenzen nicht als ſo ſchwerwiegend anzuer⸗ 
kennen, um nun mit dem Verfaſſer das ganze Syſtem 
der betreffenden Bauſparkaſſe in Grund Boden zu 
Dabei ſind dieſe Berechnungen noch 
nicht einmal unbedingt beweiskräftig, weil ſie mit 
angenommenen Debet⸗- und Credit⸗Zinsſätzen arbeiten 
müſſen, die durch die Entwicklung des Kapitalmarkts 
nach der einen wie der anderen Seite hin beeinflußt 
werden können. So bleibt das Büchlein trotz der 
guten Abſicht und der fleißigen Arbeit des Verfaſſers 
ein Werk, deſſen Ergebniſſen man nicht vorbehaltlos 
und deſſen deſtruktiver Tendenz man dann nicht bei⸗ 
ſtimmen kann, wenn man an die Möglichkeit und 
an die Notwendigkeit einer Weiterentwicklung des 
deutſchen Bauſparweſens als eines wichtigen Mittels 
zur Wiederverwurzelung unſerer Bevölkerung mit 
dem heimatlichen Boden glaubt, und wenn man 
glaubt, in einer Zeit, die andere Wege zur Finan⸗ 
zierung von Eigenheimen kaum mehr beſitzt, auch 
Wege beſchreiten (auch fortlaufend verbeſſern) zu 
ſollen, die hin und wieder durch Dorngeſtrüpp und 
Gerölle führen. von Gruner. 
„Die Flachbauwohnnng für das Eriſtenzminimum“, 

von Magiſtrats⸗Oberbaurat E. Heinicke, Berlin. 
Bauwelt⸗Verlag, 1931. RM 4.05. 
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Für das Einzelwohnhaus mit Garten als Miet: 
wohnung wirbt in eindringlicher und überzeugender 
Form das vorliegende Buch. Der Verfaſſer führt 
den Nachweis, daß die „Wohnung ohne Treppe“ 
der Geſchoßwohnung zum mindeſten ebenbürtig, wenn 
nicht gar überlegen ſein und zu tragbaren Belaſtungen 
hergeſtellt werden kann. 

Allerdings bedingt ihre reihenweiſe Ausführung 
verſchiedene Umſtellungen in den Anſchauungen der 
Beteiligten. Vor Klärung der techniſchen Unterlagen 
wird ausgeführt, daß infolge zu hoher Mieten für 
die minderbemittelte Bevölkerung eine Abwanderung 
aus den 33⸗Zimmer⸗Wohnungen in kleinere erfolge. 
Die Löſung dieſer Frage durch Verkleinerung der 
Wohnfläche wie auch die Folgerungen der Verfechter 
der „Mietskaſerne“ hieraus werden verworfen und 
im Gegenſatz hierzu die Vorzüge des Einzelhauſes 
in hygieniſcher, kultureller und wirtſchaftlicher Be⸗ 
ziehung dargetan. Insbeſondere hält der Verfaſſer 
die Vorherrſchaft der Mietskaſerne für bedingt durch 
die Erziehung der Stadtbewohner zu dieſer Wohn⸗ 
form. Grundlegend hierfür ſeien — nach Werner 
Hegemann, Berlin — die Steuer- und Straßenbau⸗ 
politik früherer Zeiten geweſen. Beachtung verdienen 
noch die Betrachtungen über die baupolizeilichen 
Vorſchriften hinſichtlich der Geländeausnutzung. 
Wenn man nun auch nicht mit allen Ausführungen, 
insbeſondere für Mittel- und Kleinſtädte, mit dem 
Verfaſſer übereinzuſtimmen braucht, ſo muß doch 
zugegeben werden, daß die weiterhin angeſtellten 
Unterſuchungen eine brauchbare Anregung für die 
Verwaltung, für den Unternehmer und für das ideale 
Wohnen bieten. An einem Grundſtücksblock von 600 X 
800 m Größe beweiſt der Verfaſſer mit eingehenden 
techniſchen Berechnungen die Vorteile der Flachbau⸗ 
wohnung. Er ſetzt ſich vor allem mit den Begriffen 
der Siedlungs- und Bevölkerungsdichte ſowie der 
Städtebauplanung auseinander und behandelt aus⸗ 
führlich die Abhängigkeit jeder Planung von den 
Koſten des Landbedarfs, des Straßenbaues, der 
Be⸗ und Entwäſſerung und der licht- und wärme⸗ 
wirtſchaftlichen Anforderungen bei Ausführung von 
ein⸗ bis zehnſtöckigen Häuſerblocks. 

Im Hauptteil ſeiner Betrachtungen ſteht die neue 
Wohnform, die mit den verſchiedenartigſten Bei⸗ 
ſpielen belegt wird. Neben der Behandlung ihrer 
beſonderen Vorzüge gegenüber den mehrſtöckigen 
Häuſern werden die Mietbelaſtungen auf Grund 
ſämtlicher Koſten nachgewieſen, ſodaß ſich jeder inter⸗ 
eſſierte Mieter auf eindeutige Feſtſtellungen berufen 


kann, um von der herrſchenden Wohnart abweichend 


eine allen Anſprüchen gerecht werdende Wohnung 
fordern zu können. 

Das Buch behält trotz der Wirtſchaftskriſe und 
ihrer Folgeerſcheinungen bleibenden Wert, weil 
Normalpreiſe und trotzdem Hauszinsſteuerdarlehn 
vorausgeſetzt werden, da bei den Schwankungen jo= 


wohl die Mietkaſerne wie auch die künftige Flach⸗ 


bauwohnung unterworfen ſein werden. 
Regierungsbaumeiſter Berndt. 


| 


Handbuch für den Freiwilligen Arbeitsdienſt 
mit Erläuterungen, von Dr. L. v. Funcke, Ober⸗ 
regierungsrat bei der Reichsanſtalt für Arbeits⸗ 
vermittlung und Arbeitsloſenverſicherung. Carl 
Heymanns Verlag, 1932. Preis 3,60 RM. 

Das Handbuch bringt in ſeiner „Einführung“ eine 
kurze aber trotzdem genügend orientierte Darſtellung 
von der Entſtehung und geſetzmäßigen Geſtaltung 
des Freiwilligen Arbeitsdienſtes. Der ſich daran 
anſchließende „J. Teil“ bringt eine lückenloſe Auf⸗ 
zählung der geſetzlichen Beſtimmungen einſchließlich 
der beiden Rundſchreiben des Präſidenten der Reichs⸗ 
anſtalt für Arbeitsloſenvermittlung und Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung vom 29. Juni 1831 und vom 10. Au⸗ 
guſt 1931. Auch die Formulare des Antrages 
auf Förderung der Arbeit des Freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes und des Anerkennungsbeſcheides ſind abge- 
druckt. Der II. Teil enthält Erläuterungen zu den 
gejegliheu Beſtimmungen; dabei iſt auf die Leit⸗ 
gedanken des Präſidenten der Reichsanſtalt beſondere 

Rückſicht genommen. Beſonders eingehend wird die 

Verbindung des Freiwilligen Arbeitsdienſtes mit 

der Siedlung behandelt. Dies iſt wegen der volks⸗ 

wirtſchaſtlichen Bedeutung dieſer beiden ſich gegen⸗ 
ſeitig ergänzenden Maßnahmen ſehr zu begrüßen. 

Dies Handbuch iſt ein Hilfsmittel, um in dem 

„Drahtverhau“ der Beſtimmungen des Freiwilligen 

Arbeitsdienſtes den kürzeſten Weg bis zur Geneh⸗ 

migung des Antrages auf Förderung der Arbeit 

durch das Landesarbeitsamt und auf Auszahlung 
der Unterſtützungsbeträge durch das Arbeitsamt zu 
finden. Damit erfüllt das Handbuch ſeinen Zweck. 

Noch wichtiger wäre allerdings, daß die Beſtimmungen 

des Freiwilligen Arbeitsdienſtes erleichtert und für die 

praktiſche Anwendung vereinfacht werden. Dr. F. N. 


Jahrbuch des preußiſchen Haus- und Grundbeſitzes 
1930— 1931. Im Auftrage des Preußiſchen Landes⸗ 
verbandes der Haus- und Grundbeſitzervereine 

e. V. herausgegeben von Dr. W. Frank, Berlin. 
Verlag Otto Liebmann, Berlin W57. 3,50 RM. 

In dem zum 5. Mai erſcheinenden Jahrbuch hat 


Dr. W. Frank in ſorgfältiger Auswahl Monographien 


zuſammengeſtellt, deren Inhalt dem Hausbeſitzer 
Klarheit über Rechte und Pflichten ſeines Eigentums 
verſchaffen ſoll. Dieſe größtenteils juriſtiſchen Pro⸗ 
bleme allgemeinverſtändlich behandelt zuhaben, iſt ein 
beſonderes Verdienſt der einzelnen Verfaſſer. 

Die erſte Abhandlung des vorliegenden Jahrbuchs 
(Eigentumsſchranken und Enteignung, von Rechts⸗ 
anwalt Dr. Loevy, Berlin) dient dem Zweck, den 
Rechtsbegriff, Eigentum“ feſtzulegen und das Privat⸗ 
eigentum gegen einengende Beſtrebungen zu ver⸗ 
teidigen. Loevy ſetzt ſich insbeſondere mit der 
Theorie Prof. Dr. Jellinets über die Abgrenzung 
der Enteignung von der Eigentumsbeſchränkung aus⸗ 
einander und weiſt mit Recht darauf hin, daß die 
von Jellineks aufgeſtellte Schutzwürdigkeit des Eigen⸗ 


tums gegenüber der Schutzunwürdigkeit eine zu un⸗ 


beſtimmte Grenze bilde, um die Entſchädigungspflicht 
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des Staats feſtſtellen zu können. Wenn auch Loevy 
mit Jellinek zu dem Ergebnis kommt, daß es eines 
beſonderen Reichsgeſetzes für die Unterſcheidung von 
Eigentumsbeſchränkung und Enteignung nicht be⸗ 
dürfe, ſo iſt doch ſeine aufklärende Abhandlung 
deshalb von großer Wichtigkeit, weil in dem in⸗ 
zwiſchen der Reichsregierung vorgelegten „Entwurf 
eines Geſetzes über die Entſchädigungspflicht und 
den Rechtsweg bei Enteignungen auf dem Gebiete 
des Städtebaues“ Teile der dem Hausbeſitzer un⸗ 
günſtigen Theorie Jellineks berückſichtigt worden ſind. 

In einem zweiten Artikel beſchäfttgt ſich Prof. Saß 
mit dem Einfluß von baupolizeilichen Vorſchriften 
und Fluchtlinienplänen auf die Koſten der Herſtellung 
von Wohnungen“. Dem Verfaſſer iſt zuzugeben, 
daß die eine Auflockerung der Bebauung bezweckenden 
Baupolzeiverordnungen eine Verteuerung der Ge⸗ 
ſtehungs⸗ und Verwaltungskoſten herbeiführen, und 
zweifellos darf die geſundheitliche Maxime der Baus | 
polizeiverordnungen nicht lediglich zur Zulaſſung von 
Einfamilienhäuſern führen. Vom geſundheitlichen 
Standpunkt aus iſt aber die Auflockerung der Be⸗ 
bauung trotz allem zu begrüßen. 

Dr. Erich Frank ſtellt in ſeiner Abhandlung „Haus⸗ | 
beſitz und Unternehmung“ beide Erwerbsgruppen 
unter betriebsökonomiſchen Geſichtspunkten einander 
gegenüber und kommt zu dem Ergebnis, daß der 
Grundbeſitz eine eigenartige Wirtſchaftsgruppe dar⸗ 
ſtellt. Auf Grund dieſer betriebsökönomiſchen Auf⸗ 
faſſung wird die ſteuerrechtliche Behandlung des 
Grundbeſitzes geprüft. Der Verfaſſer weiſt hier zu⸗ 
treffend auf die Unklarheiten hin, die ſich bei der 
ſteuerrechtlichen Erfaſſung des Hausbeſitzes ergeben, 
während unter Zugrundelegung der eigenartigen 
Wirtſchaftsſtellung des Grundbeſitzes mit dem Ver⸗ 
faſſer eine einheitliche Behandlung der Raumwirt⸗ 
ſchaft in den Steuergeſetzen verlangt werden muß. | 

| 
| 


über „die deutſchen Bauſparkaſſen, wie ſie ſind 
und wie ſie ſein ſollten“ ſchreibt Dr. Block, wohl 
der beſte Kenner des anglo⸗amerikaniſchen und 
deutſchen Bauſparſyſtems. Mit Recht übt Dr. Block 
an dem heutigen Weſen der Bauſparkaſſen Kritik. 
Seine Aufklärung darüber, daß die Ausloſung der 
Baudarlehen eine verſteckte Lotterie auf Koſten der 
übergangenen Bauſparrer darſtellt, die ihren Einſatz 
in Form des Zinsverluſtes verlieren, kann nicht weit 
genug verbreitet werden. 


getreten. 


Leider ſind die Befürch⸗ | 


tungen des Verfaſſers, die er aus dieſem = 
ſyſtem der Bauſparkaſſen herleitet, — en 
Denn zugleich mit der reichsrechtlichen 
Regelung der Bauſparkaſſe mußten Eingriffe ſeitens 
des Reichsaufſichtsamts erfolgen, die zur Konkurs⸗ 
eröffnung und zum Verbot der Geſchäftsführung 
für zahlreiche Bauſparkaſſen führten. 

a An letzter Stelle gibt Kammergerichtsrat Dr. Günther 
eine Zuſammenſtellung der „Rechtſprechung zum Miet⸗ 
recht und Raumnotrecht im Jahre 1930“. In über⸗ 
ſichtlicher und klar geordneter Weiſe werden hier die 
weſentlichen Entſcheidungen kurz aufgezeigt. 

Rechtsanwalt Dr. Wittenberg. 


1 Bücher (Beſprechung vorbehalten). 
„Bauer, Staat und Volk“ Heft 2, „Eingemeind 
und Landwirtſchaft“ von Peter Heede 
berg und „Der Geburtenrückgang und die be— 
völkerungspolitiſche Bedeutung des Landvolks“ 
von Dr. F. Burgdörfer, Berlin. Herausgegeben 
a ae der Deutſchen Bauern⸗ 
e. erlag Paul 0 i i 
N Parrey⸗Berlin. Preis 
„Beiträge zur Förderung der Landesk. 8 
7 r ultur“ Heft 5. 
Herausgeber: Deutſche e 
geſellſchaft, Berlin W 10, Margaretenſtr. 8 
„Die ländlichen Siedlungen in Litauen mit an 
derer Rückſichtigung ihrer Bevölkerungsverhält⸗ 
niſſe“, von Dr. Werner⸗Eſſen. Verlag: R. Voigt⸗ 
8 länders Verlag. Kartenband RM 20 une 
„Streitfragen zur außerordentlichen Kündi 8 
. ji ündigun; 
net nach der 4. r 
N Berückſichtigung der allgemeinen 
echtsfolgen der Kündigung von Mietver⸗ 
pen et 2 5 Dr. Erwin Spiro. Verlag: 
0 rews, Berlin⸗Ch 5 
0 Preis kartoniert RM 2,80. e 
„Die uk Siedlung nach biologiſchen Geſetzen“ 
— => Migge Verlag: Franckh'ſche 
2 & 5 ung, Stuttgart. Preis kartoniert 
„Die ar und geiſtige Struktur eines 
. Eine Unterſuchung des 
55 Tempelhof unter 
eitung von Günther Krolzig. Verlag Paul 
Pary⸗Berlin. RM 4,80. 5 


Geſetze, Verordnungen und Erlaſſe 


Der Reichsarbeitsminiſter. Berlin, den 24. 3. 1932. 


V 1270/32 Si. 

An die Siedlerreſſorts der Länder. 
Durchführung der Verordnung über arbeitsloſe 
landwirtſchaftliche Siedlungsanwärter vom 18. Fe⸗ 

bruar 1932. Reichsarbeitsblatt J, 56. 

Die Verordnung über arbeitsloſe landwirtſchaft⸗ 
liche Siedlungsanwärter vom 18. Februar 1932 
beſeitigt gewiſſe Hemmungen, die bisher einer An⸗ 


ſiedlung arbeitsloſer landwirtſchaftlicher Siedlungs⸗ 


anwärter entgegenſtanden. Insbeſondere ſi 

5 re ſi i 
an 915 Unterhalt der en 8 

wärter, während di i i 
En Siedlung . n 

egen der finanziellen Auswirkun 

. N g der Pr 
nung muß jedoch entſcheidender Wert 1 
4 aa die verſicherungsmäßige Arbeits⸗ 
5 nterjtügung wie die Kriſenunterſtü > 
die Wohlfahrtsunterſtützung nicht lnger e 
genommen werden, als es unbedingt erforderlich 
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it. Es muß daher angeſtrebt werden, daß die 
Siedlungsverfahren mit möglichſter Beſchleunigung 
durchgeführt werden. Den entſcheidenden Einfluß 
hierauf wird die zuſtändige Siedlungsbehörde haben. 
Da auf dem Gebiete der Anſiedlung erwerbsloſer 
Siedlungsanwärter erſt noch weitere Erfahrungen 
geſammelt werden müſſen, iſt davon abgeſehen 
worden, in die Verordnung eine ſtarre Höchſtdauer 
für die Weiterzahlung der Unterſtützung aufzunehmen. 
Dem Wunſche des Herrn Reichsminiſters der Finanzen 
entſprechend iſt jedoch ausdrücklich vorgeſehen worden, 
daß die zuſtändigen Siedlungsbehörden bei Durch— 
führung dieſer Verordnung eine Friſt in den einzelnen 
Siedlungsſachen ſetzen ſollen, innerhalb deren die 
Mitarbeit beendet und die übergabe der Siedler— 
ſtellen an die Siedlungsanwärter erfolgt ſein ſoll. 
Dieſer Gedanke iſt auch in der Begründung zu 
Art. 3 der Verordnung feſtgelegt. Gleichzeitig iſt, 
um eine unrechtmäßige Inanſpruchnahme der Unter- 
ſtützung zu verhindern, in Art. 3, Abſ. 2, Satz 2 
beſtimmt worden, daß die Unterſtützung vorher zu 
entziehen iſt, wenn die zuſtändige Siedlungsbehörde 
feſtſtellt, daß die Durchführung des Siedlungsver⸗ 
fahrens unnötig verzögert wird. 

Ich bitte demnach ergebenſt, durch eine Anweiſung 
an die zuſtändigen Siedlungsbehörden anzuordnen, 
daß bei Beginn der Mitarbeit für deren Dauer 
und mithin für die Weiterzahlung der Unterſtützung 
bis zur Übergabe der Siedlerſtelle eine Friſt feſt⸗ 
geſetzt wird, die der Sachlage des einzelnen Falles 
Rechnung trägt, jedoch zunächſt nicht über 6 Monate 
hinaus bemeſſen wird. Weiter bitte ich ſicherzuſtellen, 
daß nach Ablauf dieſer Zeit, ſoweit das erforderlich 
ſein ſollte, eine befriſtete Verlängerung ſtattfindet, 
die der Lage des Falles angepaßt wird und deren 
Notwendigkeit von der Siedlungsbehörde laufend zu 
überprüfen iſt. 

Weiter bitte ich ſicherzuſtellen, daß den zuſtän⸗ 
digen Arbeitsämtern und Fürſorgeſtellen die erfor⸗ 


Nachrichten des Vau⸗ 


Heimatwerk Oſtpreußen 

Am 15. April 1932 iſt der Verein „Heimatwerk 
Oſtpreußen“ gegründet worden. Der Verein be⸗ 
zweckt nach der Satzung „die Zuſammenfaſſung und 
Förderung des Freiwilligen Arbeitsdienſtes in der 
Provinz Oſtpreußen auf uneigennütziger und über- 
parteilicher Grundlage, um die Härten und Folgen der 
Arbeitsloſigkeit in unſerer Heimatprovinz zu mildern. 

Dieſes Ziel wird verfolgt durch: 
a) Erfaſſung und Betreuung von Arbeitsdienſt⸗ 
willigen, insbeſondere ſolchen jugendlichen 


Alters, die ihre brachliegende Arbeitskraft in 


ſelbſtgewählter ernſthafter Gemeinſchaftsarbeit 


unter ſachkundiger Leitung in nützlichen Arbeiten 


betätigen wollen, 

Pflege und Schulung des Körpers und Geiſtes 
der Arbeitsdienſtwilligen während der Zuge— 
hörigkeit zum Freiwilligen Arbeitsdienſt, 


b) 


derlichen Mitteitungen nach Art. 6 der Verordnung 
gemacht werden. 


Schließlich bitte ich, die Siedlungsbehörden und 
Siedlungsunternehmer darauf aufmerkſam zu machen, 
daß im Sinne der Nr. 58, Abſ. 2 der Richtlinien 
für die landwirtſchaftliche Siedluug vom 10. No⸗ 
vember 1931 den Siedlern auf den Kaufpreis oder 
die Anzahlung nicht nur der Betrag anzurechnen 
iſt, der durch ihre eigene Mitarbeit beim Aufbau 
der Siedlung erſpart wird, ſondern noch die Be⸗ 
träge, die etwa durch die unentgeltliche Mitarbeit 
von Familienangehörigen der Siedler erſpart werden. 
Denn es kann nur erwünſcht ſein, wenn die Siedler 
nicht nur ihre eigene Arbeitskraft, ſondern auch 
diejenige von Familienangehörigen für den Aufbau 
der Siedlung zur Verfügung ſtellen. 

ber das Veranlaßte bitte ich mich zu unterrichten. 

Im Auftrag 
Dr. O. Weigert 


Der Reichskommiſſar für die 


hd 2 Berlin, 

. 3 den 22. März 1932 
An 

die Regierungen der Länder — Wohnungs- und 


Siedlungsreſſorts —. 


Vergünſtigungen für vorſtädtiſche Klein- 
ſiedlung und Bereitſtellung von Klein- 
gärten, die ohne Reichsmittel durchge⸗ 
führt werden. 


RdErl. d. FM v. 10. 3. 1932, betr. Ablöſung der 
Hauszinsſteuer (FMBl. Teil I, Nr. 5, S. 38 ff.). 


Der umfangreiche Erlaß kann hier nicht abge⸗ 
druckt werden. Die Einzelnummer des FMBl. mit 
Merkblatt iſt zu erhalten durch R. von Decker's 
Verlag, G. Schenk, Berlin W 9, Linkſtraße 35. 


und Siedlungsmarktes 


c) weitere Betreuung nach Bewährung im Frei⸗ 
willigen Arbeits dienſt.“ 

Zur Verfolgung dieſes Zieles wird der Verein 
als Träger des Dienſtes im Sinne von 
§ 139 a des Geſetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitsloſenverſicherung Gruppen von 
Arbeitsdienſtwilligen, insbeſondere auf gemein⸗ 
ſchaftlicher z. B. landsmannſchaftlicher, konfeſſioneller 
oder beruflicher Grundlage zuſammenfaſſen und ſie 
den Trägern der Arbeit für die Arbeiten im Frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſt zur Verfügung ſtellen. Neben⸗ 
bei ſollen im Rahmen des allgemeinen Zieles, den 
Arbeits dienſt zu fördern, andere Träger des Dienſtes 
und die Träger der Arbeiten überhaupt vom Verein 
beraten werden. 

Mitglieder des Vereins können „den Zweck des 
Vereins fördernde Deutſche, Vereinigungen und 


juriſtiſche Perſonen“ werden. 
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An der Gründung find beteiligt: 


ü Idungskredite, 
Treuhandſtelle für Umſchu 
Oſtpreußiſche Heimſtätte G. m. 2 5 
Oſtpreußiſche Landgeſellſchaft m. b. H., 
der Oſtpreußiſche Städtetag, Er 
der Verband Preußiſcher ee . 
Techniſche Nothilfe E. V., Landesbezi - 
Le An: Bund, Provinzialgruppe Dit- 
preußen, 
8. Diözeſe Ermland, 
9. eee 
Jugendverbände, h 1 85 
ie mi oſtpreußiſchen Wirtſchaft in = 
en Privatperſonen. 


5 A 
i i renausſchuß aus führenden un 
. 99585 N a Sr 
d rauen gebildet werden. Di = 
le die endgültige Den NG 
des Ehrenausſchuſſes und des Vorſtandes ſind noch 
nicht abgeſchloſſen. g 
Der Verein wird und kann ſich aber ſchon jetzt 
ſeinen Aufgaben widmen. 


ren 


Oſtpreußen der deutſchen 


Für weitere Senkung der Neubaumieten 


Der Geſamtvorſtand des e 
ar aa 2 0 2 Lage 
ich i iner Konfere 22. 5 
5 e Bauvereine nach 5 en 
an 1 e eee 

i at den Neu 0 1 \ 
V Das Ziel, eine . 
Mietſenkung durchzuführen, iſt in den 13 eri 5 
Betrieben des Reviſionsverbandes im ganzen de 
erreicht worden. Nur 3,3 7 der Betriebe mel 8 
eine 15- bis 20⸗prozentige Mietſenkung. Se 1 5 5 
zahlreicher Siedlungsbauten haben eine obere Ein⸗ 


kommensgrenze von 100 Mark. Es iſt unerträglich, 


ü i in ſtark be⸗ 
ieſe gegenüber den Altmietern ohnehin fi 
ach Schichten bei . 

igkeit noch weiter zu bela ten. Die 
1 ein U Bild von der Notlage der 


Neubaumieter, die zugleich eine Notlage der Baus | 


ij i te er⸗ 

ten iſt und dieſe auf das ſchwerſt u 

Der Geſamtvorſtand vertrat ein⸗ 
mütig die Auffaſſung, daß die Genoſſenſchaften ihren 
Zinsverpflichtungen nur 1 1 50 
ihnen nicht die Möglichkei genommen GR 4 

i erhalten. Dazu ijt die Gleichſte ung 

„ mit den Altmietern in Miethöhe und 


bei Erwerbsloſigkeit erforderlich. Notwendig ſind 


smaßnahmen ſeitens der Regierung, die ir 
ee der Tilgung der Hypotheken ar 
lich der Hauszinsſteuerhypotheken zum Ziele 1 5 
Die tilgungsfreie Zeit für Hauszinsſteuerhypo wi 
von 5 Jahren muß auf 8 Jahre verlängert 1 5 1055 
Der Beginn der Tilgung würde gerade jetz 


| 


| 


Genoſſenſchaften in die Zwangslage bringen, die 
Mieten erhöhen zu müßen. Das aber iſt im Augenblick 
unmöglich. Gelingt es, die Amortiſationsquote für 
Hypothekendarlehne herabzuſetzen, oder die Tilgungs⸗ 
pauſe zu verlängern, können die leerſtehenden Neu⸗ 
bauwohnungen ohne Schwierigkeiten vermietet und 
Kündigungen wieder rückgängig gemacht werden. 
Damit wäre ein Hauptargument für die Einſchränkung 
des Wohnungsbaues widerlegt. Der Geſamtvor⸗ 
ſtand erwartet von der Regierung, daß ſie einen 
unmöglichen Rechtszuſtand beſeitigt, der gerade jene 
Bevölkerungsſchichten benachteiligt, die die größten 
Opfer für eine fortſchrittliche Wohnweiſe zu bringen 
bereit ſind. Er erwartet ferner die Beſeitigung 
aller Schwierigkeiten, die geeignet ſind, das geſunde 
Prinzip genoſſenſchaftlicher Eigenhilfe auf die Dauer 
zu gefährden. 
Bauwirtſchaft. 


Die Belebung zeigt ſich in Oſtpreußen in dieſem 
Jahre bereits Ende März in einem wenn auch nur 
geringen Rückgange der arbeitſuchenden Bauhand⸗ 
werker (vgl. Kurve). Für die anderen Oſtprovinzen 
tritt die ſaiſonmäßige Entlaſtung des Arbeitsmarktes 
noch nicht in Erſcheinung. Für Oberſchleſien wird 
gemeldet, daß vorerſt nur geringe Anzeichen dafür 
vorhanden ſind, daß die Bautätigkeit in Gang kommt. 
Es liegen zwar eine Anzahl von Projekten privater 
Auftraggeber vor. Ihre Ausführung kann aber 
vorläufig nicht begonnen werden, da die Finanzierung 
noch ungeklärt iſt. Sicher ſind nur die Ausführung 
von etwa 200 Stadtrandſiedlungen im oberſchleſi⸗ 
ſchen Induſtriegebiet und die Inangriffnahme länd⸗ 
licher Siedlungen. Die Ausſichten im ſtädtiſchen 
Wohnungsbau in Oſtpreußen ſind in dieſem Jahre 
außerordentlich gering. Von 17 berichtenden Klein⸗ 
und Mittelſtädten Oſtpreußens ſind im erſten Viertel⸗ 
jahr 1932 nur für 20 Neubauwohnungen Bauerlaub⸗ 
niſſe erteilt worden. Auch hieraus iſt zu erkennen, 
daß in dieſem Jahre das Hauptgewicht der Bau⸗ 
tätigkeit auf dem Gebiet der ländlichen Siedlung 
liegen wird und die Wohnungsbautätigkeit in den 
Städten, abgeſehen von den Stadtrandſiedlungen, 
nur in ganz beſcheidenem Umfange zur Entlaſtung 
des Arbeitsmarktes beitragen wird. 


Auf dem Holzmarkte gingen nach Wiederaufnahme 
der Bautätigleit im Kleinſiedlungsweſen — beſonders 
in den Grenzbezirken, weniger in der Provinz Pommern 
— einige Aufträge ein. Die Bauſtoffpreiſe in den 
Provinzen Pommern und Grenzmark blieben gegen⸗ 
über März unverändert. In Oſtpreußen und Ober⸗ 
ſchleſien gingen die Preiſe weiter zurück, und zwar 
in Oſtpreußen bei ſämtlichen Holzarten, in Ober⸗ 
ſchleſien bei den Mauerſteinen. Der Baukoſtenindex 
fiel daher in dieſen beiden Provinzen, und zwar in 
Oſtpreußen von 174,4 auf 145,5 und in Ober⸗ 
ſchleſien von 139,5 auf 137,5. Die Lohntarife für 
das Baugewerbe ſind zum 30. 4. 32 gekündigt. Die 
Lohnverhandlungen für die Folgezeit ſchweben noch. 

Dr. Gr. 
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Jahlen zur Vauwirtſchaft 


Gegenſtand a O 5 pa 
itpreußen | Pommern | Grenzmark] ſchleſien 

Lebenshaltungsindre as „ 23) | 
Großhandelsimer . . . ... März 99,8 (Vormonat 99,8) (Reich 
Bankoſ tenden März 127,2 (Vormonat 128,8) 
SBOUtolteiuntenee nee mo Ani 14500 1914 | 144 1375 
e zu >fergi 1284 1102 121 1176 
CCC 1003 1406 1750 1010 
Mauerſteine (1000 Stck.). Auel ee ee I us: 2255 
Dachpfannen (1000 Stck.). Auel ee 7 2 8. 
I.-Träger (100 kgjß ). | 2 105 „ u 2} 1 
Stammware (1 chm) Apel 90 — „ 90 — „ 1 „ 703 „ 
Kantholz (1 cbm m)) Fee 8 2 „ 2 9988 
Fußboden (1 cbm ):: | ya Be 90 — 8 Ei 
Balken und Bohlen (1 cbm) | Wis sex 97 — Fre rt ei 
Bauhandwerker (Stundenlohn) . 086 „ 093 „ 092 „ 0% „ 
Bauhilfsarbeiter (Stundenlohn) — — 0% „ 0,7 „ 076 „ 0,6 „ 
Arbeitsſuchende Bau handwerker Ende Mürz 17 820 | 18 008 5 nn 


Bauwirtſchaftlichen Kurven 
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